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Zusammenfassung  

Mit Einführung des § 2b UStG wurde die Unternehmereigenschaft der juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts grundlegend geändert mit der Folge, dass sich der Anwendungsbe-

reich der Umsatzsteuer für Finanzvorfälle der öffentlichen Hand erheblich ausgedehnt hat. 

Auch wenn damit die Aufwendungen dieser Organisationen in der Regel kostenneutral blei-

ben, ist durch die erweiterte Umsatzsteuerpflicht eine Verteuerung der Verwaltungsleistungen 

für die Bürger abzusehen. Für die Kommunen auf unterster Verwaltungsebene ist vor allem 

der Umgang mit der komplexen Rechtsmaterie eine große Zumutung, die sich auf Prozess- 

und Aufbauorganisation sowie auf die Verwaltungskultur auswirkt. Statt konkreter praktischer 

Hilfestellung, wird auf die nationale wie europäische Rechtsprechung und deren Auslegung 

verwiesen. Der Verlauf der aktuellen Corona-Pandemie hat den Hilferuf der Kommunen erneut 

in das Licht gerückt. Der Gesetzgeber gewährt der öffentlichen Verwaltung einen erneuten, 

nunmehr zweiten, Aufschub in Bezug auf eine rechtskonforme Umsetzung, die als Kernauf-

gabe ein Neubewertung aller Finanzvorfälle nach § 2b UStG vorsieht. Die Samtgemeinde Dör-

pen als Kooperationsbehörde hat den dringenden Handlungsbedarf erkannt und strebt einen 

Umsetzungsprozess bis zum 01.01.2023 an. Im Rahmen dieser Arbeit wird als individuelles 

Umsetzungskonzept für die Kooperationsbehörde eine digitale Vertragsdatenbank durch die 

zugrunde gelegte Methode der Dokumentenanalyse erstellt. Die angestrebte Lösung orientiert 

sich an der aktuellen Handlungsempfehlung eines Vertragsmanagements und der digitalen 

Schriftgutverwaltung als Ausfluss der Digitalisierung. Im Anschluss projiziert diese Arbeit die 

Erfahrungen und Umsetzungsergebnisse der Samtgemeinde Dörpen auf ein nach wie vor be-

trübtes Stimmungsbild der Neuregelungsfolgen aller Kommunen. 

 

 

Abstract 

With the introduction of § 2b UStG the entrepreneur status of the legal persons under public 

law was fundamentally changed, which led to the expansion of the scope of the value added 

tax concerning financial transitions of the public sector. Even if the costs of these organizations 

stay neutral, the services of the public administration for the citizens will possibly be taxed 

caused by the expanded obligation to pay the value added tax. For the communes on lower 

stage of administration the complex law situation will be a tremendous imposition that influ-

ences process organization, structure organization and the culture of organization. Instead of 

offering concrete and convenient help, it is pointed to the national and European law and the 

interpretation of it. The course of the corona pandemic puts the call for help of the communes 

back to public's attention. The legislature grants public administrations a second rescheduling 

concerning a legal implementation. That means a re-evaluation of all financial transitions ac-

cording to § 2b UStG above all. The joint municipality Dörpen, the cooperating authority, rec-

ognized the urgent need for action and strives for a process of implementation until the first of 
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January 2023. In the context of this bachelor thesis, a digital contract database is established 

by the method of document analysis as an individual concept of action for the cooperating 

authority. The aspired solution is orientated to the current recommendation for action of a con-

tract management and the digital management of records as a consequence of digitalization. 

Subsequently this bachelor thesis projects the experiences and results of implementation from 

the joint municipality Dörpen on a saddened atmosphere of all communes because of the re-

sults of the re-regulation.  
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1 Einleitung  

1.1 Problemstellung und Ausgangssituation 

Die Einführung des § 2b Umsatzsteuergesetz (UStG) als Neuregelung im Umsatzsteuerrecht 

stellt die Kommunen vor schwere Herausforderungen, die wesentlichen Einfluss auf die Pro-

zess- und Aufbauorganisation sowie die Verwaltungskultur nehmen. 

Es ist eine Tatsache, dass das neue Recht bereits seit 2017 in Kraft getreten ist und Kommu-

nen trotzdem durch eine Optionserklärung weiterhin bis zum Jahr 2023 nach altem Recht ver-

fahren können und damit die Auseinandersetzung mit dem Umsatzsteuerrecht hinauszögern.1  

Dies lässt die zweite Hypothese zu, dass die Kommunen mit der Umsetzung der Neuregelung 

überfordert sind und zwingend auf externe Hilfe, wie z. B. einen externen Steuerberater2, an-

gewiesen sind. 

Der Problemstellung dieser Arbeit liegt zugrunde, dass die Kommunen nach alter Rechtslage, 

nämlich dem UStG in alter Fassung (a. F.), nur in Bezug auf unstrittige wirtschaftliche Tätigkeit 

die Umsatzsteuer ausweisen mussten. Durch Kopplung der Unternehmereigenschaft an das 

Körperschaftsteuergesetz (KStG) betraf dies grundsätzlich (grds.) nur die Tätigkeiten in Bezug 

auf Betriebe gewerblicher Art (BgA). Nach der neuen Fassung (n. F.) des UStG wird die Un-

ternehmereigenschaft der Kommunen erweitert durch Auflösung der Verbindung zum KStG 

und Einführung des § 2b UStG. Die Konsequenz ist, dass die Kommunen mit ihrem Handeln 

auf privat- und sogar auf öffentlich-rechtlicher Grundlage potenziell steuerpflichtig sind. Es 

spielt also keine Rolle mehr, ob ein Vorhaben als BgA eingestuft wird oder nicht. Spätestens 

ab dem 01.01.2023 müssen die Kommunen grds. das neue Recht anwenden und ihre Finanz-

vorfälle entsprechend prüfen, was in erster Linie eine Erhöhung des verwaltungstechnischen 

Arbeitspensums sowie eine noch nicht vorhersehbare höhere Steuerschuld bedeutet, die sich 

letztlich aufgrund resultierender Vorsteuerabzugspotenziale der Kommunen in der Verteue-

rung der Verwaltungsleistungen gegenüber dem Bürger äußert. Der übergeordnete Anlass ist 

es, Wettbewerbsverzerrungen zwischen öffentlicher Hand und der Privatwirtschaft zu verhin-

dern und damit der nationalen Rechtsprechung sowie den unionsrechtlichen Vorgaben Rech-

nung zu tragen.3 

Vor dieser genannten Problematik sieht sich auch die Samtgemeinde (SG) Dörpen im nördli-

chen Landkreis Emsland als Kooperationsbehörde. Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich da-

her mit der Themenstellung der praktischen Umsetzung der Neuregelung des Umsatzsteuer-

rechts (§ 2b UStG) in der SG Dörpen. Der Ursprung für das Tätigwerden ist damit rechtlich 

begründet. 

Die Konsequenzen bei Nichteinhaltung der rechtlichen Vorgaben sind beachtlich. Die SG und 

ihre einzelnen Mitgliedsgemeinden (MG) machen sich strafbar im Hinblick auf die 

 
1 s. Anhang Nr. 1, S. 15; vgl. Trommer, 2020, o. S.; Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 286  
2 In dieser Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit die Sprachform des generischen Maskulinums angewandt. Dieses  
  ist im Sinne der sprachlichen Vereinfachung als geschlechtsneutral zu verstehen. 
3 s. Anhang Nr. 1, S. 13, 52; Anhang Nr. 4, S. 2; vgl. KGSt u. Landkreistag Baden-Württemberg, 2019, S. 3; Niedersächsischer  
  Städtetag (NST), 2019, S. 23; Trommer, 2020, o. S.  
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Steuerhinterziehung, wodurch insbesondere der Hauptverwaltungsbeamte als Vertreter der 

jeweiligen Gebietskörperschaft gemäß (gem.) § 69 Abgabenordnung (AO) und § 34 Absatz 

(Abs.) 1 AO persönlich in Anspruch genommen werden kann. Die Beachtung steuerlicher 

Pflichten rückt zudem in den Aufgabenbereich des zuständigen Rechnungsprüfungsamtes, 

das die Umsetzung der Neuregelung im Sinne einer (i. S. e.) Zweckmäßigkeitsprüfung der 

kommunalen Haushaltsführung zukünftig in Augenschein nehmen wird.4 

Damit wird deutlich, dass die Kommunen Umsetzungsmaßnahmen treffen müssen, um sich 

erfolgreich zu exkulpieren.  

In Bezug auf die Ausgangssituation in der SG Dörpen lässt sich die Problemstellung wie folgt 

herunterbrechen. Derzeitig besitzen die SG und die zugehörigen MG mangelnde Rechtssi-

cherheit in Bezug auf die Ausweisung der Umsatzsteuer ab 2023 gegenüber dem Finanzamt. 

Konkret stellt sich die Frage, mit welchen Einnahmen sie nach der Neuregelung steuerpflichtig 

sind und inwiefern ein Vorsteuerabzug möglich ist. Im Vordergrund dieser Arbeit steht jedoch 

die Frage der Umsatzsteuerpflicht auf Einnahmeseite. Die ursprüngliche gesetzliche Umset-

zungsfrist war angedacht zum 01.01.2021, was der Grund dafür ist, dass im Jahr 2019 bereits 

mit einer systematischen Ertrags- und Vertragsanalyse der Jahre 2017 bis 2019 aller MG und 

der SG als Ganzes begonnen wurde. Insbesondere das Ertragskonto Mieten und Pachten mit 

der Sachkontennummer 34110005 wurde gesondert aufgeschlüsselt, um potenzielle Verträge 

ausfindig zu machen, welche als Beurteilungs- und Handlungsbasis dienen. 

In Bezug auf Digitalisierungsbestrebungen lässt sich Folgendes feststellen. Die Verträge wur-

den zunächst manuell in Papierakten der Finanzabteilung abgelegt sowie eingescannt, um sie 

dann im internen Netzwerk als Datenträger zu speichern. Hier stellt sich das Problem, dass 

die Netzwerke überlastet sind und deshalb ab dem 01.06.2021 auf lesend gestellt werden. Zur 

Lösung wurde bereits im Jahr 2020 ein Dokumentenmanagementsystem (DMS) mit dem Na-

men enaio etabliert, das im Jahr 2021 in allen Abteilungen präsentiert und eingeführt worden 

ist. Parallel dazu wird zur Zeit der elektronische Posteingang integriert. Der externe Austausch 

der Daten erfolgt mit Hilfe einer webbasierten Cloud mit der Bezeichnung Dörpen Cloud. 

In Bezug auf die umsatzsteuerliche Bewertung wurden bereits in den Jahren 2019 und 2020 

alle Ertragskonten einer ersten Prüfung unterzogen. Dies geschah i. S. e. Vorfilterfunktion zu-

nächst in der Kämmerei selbst und in schwierigen Fällen wurde eine externe Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft hinzugezogen. Hierdurch konnten unstrittige Fälle als steuerfrei aussortiert 

und gesondert zu prüfende Fälle im Hinblick auf die Neubewertung besonders kenntlich ge-

macht werden. Der Prozess der Vertragsbewertung hat sich so entwickelt, dass umsatzsteu-

erlich relevante Verträge zentral in der Kämmerei von anderen Abteilungen angefordert wur-

den, was sich zumeist auf Miet- und Pachtverträge beschränkte. Im Ergebnis ist davon auszu-

gehen, dass alle Ertragspositionen der Jahre 2017 bis 2019 hinsichtlich der 

 
4 s. Anhang Nr. 1, S. 4, 59; vgl. Gehm, 2018, S. 209; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 13 
5 Alle folgenden Angaben zu Sachkonten der kommunalen Haushaltswirtschaft beziehen sich auf den verbindlichen  
  Kontenrahmen für Niedersachsen 2021.  
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Umsatzsteuerrelevanz eingeordnet wurden. Eine einheitliche Übersicht jedes Finanzvorfalls 

mit hinterlegtem Vertrag und dessen umsatzsteuerlicher Beurteilung existiert jedoch auch in 

Zusammenarbeit mit der externen Wirtschaftsprüfung nicht. Besondere Aufmerksamkeit galt 

2020 der Prüfung der potenziellen BgA sowohl nach altem als auch nach neuem Recht. Buch-

halterisch ist durch die Finanzbuchhaltung (FiBu) bereits ein Konzept zur einheitlichen Aus-

weisung der Umsatzsteuer einzelner Konten eingerichtet worden. Die Vorgehensweise der 

vorgenannten Ist-Analyse ist Gegenstand des Kapitels (Kap.) 4.1. 

Die Umsetzung des neuen Steuerrechts ist derzeitig in der Kämmerei im Fachbereich Finan-

zen angesiedelt (s. Kap. 2.2) und umfasst zusammenfassend folgende Problematiken. Es 

mangelt an einer einheitlichen Dokumentation steuerlich relevanter Fälle für die einheitliche 

Ausweisung der steuerlichen Bewertung, um gegenüber den Finanzbehörden Rechenschaft 

ablegen zu können und Rechtssicherheit zu gewinnen. Diesbezüglich fehlt ein System, das 

erlaubt, für wiederkehrende Vorfälle eine schnelle, eigenständige und kosteneffiziente Bewer-

tung möglich zu machen und die Umsatzsteuer 2023 direkt ausweisen zu können. Die techni-

sche Infrastruktur lässt eine weitere Ablage auf dem Netzwerk aus technischer und prozessu-

aler Hinsicht nicht mehr zu. Hinsichtlich der geplanten zentralen umsatzsteuerlichen Vertrags-

dokumentation ist zu beachten, dass die jeweiligen Abteilungen in ihrer dezentralen Vertrags-

abwicklung nicht eingeschränkt werden sollen. Weiterhin sind die mangelnden Kenntnisse der 

Mitarbeiter im Umsatzsteuerrecht zu berücksichtigen sowie auch die zeitlichen und personel-

len Ressourcen. Die Umsetzung der Neuregelung ist damit ein tiefgründiges und zeitlich lang-

fristiges Projekt, das laufend begleitet werden muss und nicht vernachlässigt werden darf. 

Die vorstehenden Ausführungen machen deutlich, dass die SG unter starkem Handlungsdruck 

in einem begrenzten Zeitfenster steht. Dem kommunalen Rechtscharakter (s. Kap. 2.1) ist es 

zudem geschuldet, dass sich das Arbeitspensum nicht nur auf einen Haushalt beschränkt, 

sondern sich erschwerend sogar verzehnfacht.  

1.2 Aufgabendefinition und Zielsetzung  

Aus der beschriebenen Lage heraus macht es sich diese Bachelorarbeit zum übergeordneten 

Ziel, einen effektiven und effizienten Lösungsansatz für die Kooperationsbehörde zu entwi-

ckeln und diesen als Schwerpunkt der Arbeit auch zur Anwendung zu bringen.  

Auf dieser Grundlage ist das Hauptthema der Arbeit die Erstellung einer digitalen Vertragsda-

tenbank für die SG und ihre MG. Mit diesem Umsetzungsversuch soll es im Ergebnis möglich 

sein, die auf Verträgen beruhenden Finanzvorfälle mit ihrer umsatzsteuerlichen Bewertung in 

einer Übersicht zusammenzuführen und gleichzeitig den personen- und ortsunabhängigen Zu-

griff auf die zugehörigen Verträge zu ermöglichen. Das beschriebene Endprodukt setzt sich 

dabei aus zwei Teilen zusammen. Im ersten Zuge werden die vorliegenden Verträge basierend 

auf der Ist-Analyse in einem übersichtlichen Register mit ihren wesentlichen Vertragsinforma-

tionen zusammengestellt. Hauptkriterium bildet hierbei die umsatzsteuerrechtliche Einordnung 

für jede Vertragsposition. Dieses Teilprodukt wird in dieser Arbeit als umsatzsteuerliche 
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Vertragsverwaltung bezeichnet. Im zweiten Teil der praktischen Umsetzung werden die Ver-

träge im beschriebenen DMS als elektronische Akte (E-Akte) abgelegt und demnach als elekt-

ronische Vertragsakte bezeichnet. Beide Umsetzungskomponenten werden durch entspre-

chende Vertragsinformationen sowie buchhalterische Aspekte miteinander verknüpft, sodass 

ein in sich schlüssiges und vernetztes System entsteht, welches unter der Bezeichnung eines 

Vertragsmanagements (VM) abgehandelt wird. 

In dieser Hinsicht beschäftigt sich die Arbeit zunächst mit dem Modul des klassischen VM, das 

in seiner Begriffszusammensetzung und Funktion erklärt wird. In Kombination mit der Erhe-

bungsmethode der Dokumentenanalyse soll das VM die Erstellung der digitalen Vertragsda-

tenbank ermöglichen durch die Auswahl passender Auswertungsmerkmale, die ein VM kenn-

zeichnen. 

Als weiteren Kernaspekt behandelt die vorliegende Arbeit das Konzept der elektronischen Ver-

waltungsarbeit als Ausfluss der Digitalisierungsprozesse. Dieses Konzept betont die Notwen-

digkeit der Nutzung der E-Akte in den Verwaltungen und erklärt Anforderungen an die Erstel-

lung aus fachlicher und rechtlicher Hinsicht. Diese Aspekte sind für die Erstellung der elektro-

nischen Vertragsakte relevant und werden passend ergänzt durch Aufbauanweisungen in ei-

nem DMS. 

Das Arbeitsziel dieser Bachelorarbeit lässt sich entsprechend der SMART-Formel wie folgt auf 

den Punkt bringen6: 

• spezifisch: Hauptthema der Arbeit bildet das Endprodukt der digitalen Vertragsdaten-

bank, die auf der Vorarbeit im Rahmen der Ist-Analyse des Kap. 4.1 aufbaut. 

• messbar: Aufbauend auf der Ist-Analyse existieren Checklisten, wodurch aufzuneh-

mende Vertragspositionen genau bestimmbar sind.  

• auffordernd: Die Umsetzung ist nicht aus sich selbst heraus zu erzielen. 

• realistisch: Es handelt sich um ein tatsächlich zu erreichendes Arbeitspensum. Das 

notwendige Datenmaterial steht durch die Ist-Analyse bereit. 

• terminiert: Die Erstellung der digitalen Vertragsdatenbank soll in einem Zeitrahmen von 

sechs Wochen realisiert werden. 

Der praktischen Bearbeitung der Themenstellung gehen gewisse Grundkenntnisse im Um-

satzsteuerrecht voraus, die verständlicherweise nicht von außenstehenden Personen aus an-

deren Fachgebieten vorausgesetzt werden können. Deshalb verfolgt die Arbeit zunächst das 

Ziel, einen kompakten Einblick in die Umsatzbesteuerung juristischer Personen des öffentli-

chen Rechts (jPdöR) nach alter und neuer Rechtslage zu geben und Handlungsbedarfe auf-

zuzeigen. In einer Schlussbetrachtung soll es möglich sein, die Auswirkungen der Neurege-

lung für die SG anhand des Umsetzungsversuchs festzuhalten und einen realistischen Bear-

beitungsstand im Hinblick auf die Umsetzungsfrist abzugeben. Der Erstellungsprozess der 

 
6 vgl. Barthel, 2016, S. 120-121 



5 
 

digitalen Vertragsdatenbank soll zudem Potenziale, Schwächen sowie weitere Handlungs-

empfehlungen zur Lösung der Umsatzsteuerproblematik für die SG und ihre MG ermöglichen, 

zugleich aber auch eine kritische Betrachtung der Neuregelungsfolgen für alle Kommunen zu-

lassen. 

1.3 Aufbau und Methodik der Arbeit  

Der Aufbau dieser Arbeit folgt dem System eines Managementkreislaufs. 

Den Rahmen steckt die Vorstellung der SG Dörpen als Kooperationsbehörde mit ihrem kom-

munalen Rechtscharakter ab. Insofern ist es möglich, Handlungsansätze auf die Gegebenhei-

ten der Praxisbehörde anzupassen und ein individuell geeignetes Ergebnis zu erzielen. 

Im dritten Kap. folgt eine schwerpunktmäßige Vorstellung der umsatzsteuerlichen Ausgangs-

problematik. Hier werden zunächst Grundkenntnisse der Umsatzbesteuerung vermittelt, um 

dann im zweiten Schritt das Verhältnis der jPdöR zur Umsatzsteuerpflicht in den Fokus zu 

stellen. Besonderes Augenmerk gilt eingangs der Unternehmereigenschaft von Kommunen 

nach alter Rechtslage. Dies stellt die Basis dar, um die Bedeutung und Folgen der Neurege-

lung für diese erläutern zu können. Daran anschließend soll die Prüfungsreihenfolge der Um-

satzsteuerpflicht nach § 2b UStG anhand eines vereinfachten Schemas vorgestellt werden. 

Grund dafür ist, dass in der SG die Prüfung ausgewählter Vorfälle bereits stattgefunden hat 

und die Erstellung der digitalen Vertragsdatenbank hierauf aufbaut und das Resultat der Prü-

fung miteinbindet. D. h. in dieser Arbeit geht es nicht um die Prüfung und Beurteilung einzelner 

steuerlicher Sachverhalte, denn diese kann schlicht aus Zeit-, Seitenvorgaben- und Fach-

kenntnisgründen nicht erfolgen. Vielmehr soll das Kap. einem Außenstehenden ermöglichen, 

die Bewertung der Umsatzsteuerpflicht im gesamten Kontext nachvollziehen zu können. Auch 

wenn die Thematik also rechtliche Schwerpunkte besitzt, so stellt diese Arbeit keine juristische, 

sondern eine Arbeit auf Grundlage des wissenschaftlichen und empirischen Arbeitens dar. Auf 

den Gutachtenstil wird deshalb verzichtet. Den Abschluss bildet die Frage, vor welchen Her-

ausforderungen die Kommunen aktuell stehen und wie sie diesen erfolgreich entgegentreten 

können. In diesem Zusammenhang gilt es besonders den Begriff des Tax Compliance Ma-

nagement Systems (TCMS) als übergeordneten Handlungsrahmen hervorzuheben. Inhaltlich 

soll dies jedoch keinen Schwerpunkt annehmen, da die SG bereits im Jahr 2018 mit der Etab-

lierung eines solchen Systems begonnen hat und die Umsetzung einen weiteren Teil zur Voll-

endung einnimmt. Basierend auf den dort dargelegten Literaturauffassungen werden zwei fol-

gende instrumentelle Hypothesen für eine erfolgreiche Umsetzung aufgestellt. Ein VM bietet 

sich als ideale Lösungsstrategie an, um die Konsequenzen der Neuregelung zu bewältigen. 

Auf diesem Pfad ist die Digitalisierung der unausweichliche Wegbereiter, der als Motor und 

nicht als Hindernis begriffen werden muss. 

Das vierte Kap. beschäftigt sich mit dem bisherigen Umsetzungsvorgehen in der SG als Ist-

Situation. Darauf aufbauend wird das weitere strategische Vorgehen festgesetzt durch Ab-

gleich mit den Handlungsempfehlungen aus der Literatur. 
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In der zweiten Hälfte der Arbeit liegt der Schwerpunkt auf der tatsächlichen Erstellung des 

Endproduktes. Der Aufbau der digitalen Vertragsdatenbank setzt ein eindringliches Auseinan-

dersetzen mit den Themengebieten des VM und der digitalen Schriftgutverwaltung voraus, um 

das Endprodukt individuell und gleichzeitig fachgerecht auf die Bedürfnisse der SG Dörpen 

anzupassen und schließlich zu kreieren.   

Die Arbeit schließt mit zusammengefassten Arbeitsergebnissen und Handlungsempfehlungen 

in einem Fazit ab und vollendet den Managementkreislauf entsprechend zu der aufgeworfenen 

Ausgangsproblematik und den Zielvorstellungen. 

2 Die Samtgemeinde Dörpen als Kooperationsbehörde 

Das folgende Kap. knüpft hinsichtlich der angestrebten Umsetzungsmaßnahmen an die recht-

lichen und strukturellen Gegebenheiten der SG Dörpen an. Aus diesem Grund ist es sinnvoll, 

einen allgemeinen Blick auf die Kommune zu werfen und sie geografisch, rechtlich sowie wirt-

schaftlich einzuordnen. Daran anschließend wird die interne Organisation der Samtgemeinde-

verwaltung offengelegt, um Wechselbeziehungen der einzelnen Ämter und Fachbereiche 

nachvollziehen zu können. Insbesondere wird der Fachbereich Finanzen als Zentrum des Um-

satzsteuergeschehens mit seinen Aufgaben und der Ablauforganisation vorgestellt.  

2.1 Kurzportrait der Samtgemeinde Dörpen 

Die SG Dörpen ist ein Gemeindeverband im Sinne von (i. S. v.) § 2 Abs. 3 und § 97 des 

Niedersächsischen (Nds.) Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), welcher zur Bünde-

lung der Verwaltungskraft von insgesamt neun MG zum 01.01.1973 gegründet worden ist. Die 

Kommune hat ihren Sitz in der von allen MG einwohnerstärksten Gemeinde Dörpen im nörd-

lichen Landkreis Emsland. Entsprechend der alphabetischen Anordnung erhalten alle MG, wie 

in Darstellung (Darst.) 1 dargelegt, ihre Gemeindekennziffer, was eine eindeutige buchhalteri-

sche Zuordnung von Finanzvorfällen zu den einzelnen Gemeinden möglich macht.7 

Dies ist notwendig, da alle Gemeinden sowie auch die SG selbst eine selbstständige Kom-

mune als jPdöR bilden und nach den Grundsätzen der Haushaltseinheit und der Jährlichkeit 

jeweils einen kommunalen Haushalt in Eigenregie führen müssen. Die verbundenen Gemein-

den können sich also weiterhin als vollwertige Gebietskörperschaften auf die kommunale 

Selbstverwaltungsgarantie berufen. Der SG kommt in Niedersachsen (NI) eine gesonderte und 

zum Teil auch strittige Rechtsstellung zu. Im Verwaltungsaufbau ist sie zwischen Gemeinde- 

und Landkreisebene einzuordnen. Die herrschende Meinung geht davon aus, dass es sich bei 

dem Gemeindeverband ebenfalls um eine Gebietskörperschaft neben dem Status einer sons-

tigen öffentlich-rechtlichen Körperschaft handelt, die sich vor allem durch ihre wahrgenomme-

nen Aufgaben von der allgemeinen Gemeindeart unterscheidet.8  

In dieser Hinsicht geben die §§ 5, 98 NKomVG entscheidende Hinweise auf den Aufgabenka-

talog der SG. Zu den Aufgaben des eigenen Wirkungskreises gehören demnach die in § 98 

 
7 vgl. Samtgemeinde Dörpen, 2021a, o. S.; Samtgemeinde Dörpen, 2021b, o. S.; Samtgemeinde Dörpen, 2021d, o. S. 
8 vgl. Pautsch in Dietlein/Mehde, § 2 Rdnr. 5-6, 8-9, § 97 Rdnr. 1, 7-8; Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 118 
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Abs. 1 Sätze (S.) 1 und 2 gesetzlich festgelegten Selbstverwaltungsangelegenheiten der ein-

zelnen MG sowie auch solche, die durch die Gemeinden an den Verband übertragen werden. 

Weiterhin erfüllt die SG alle Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises ihrer MG. Weitere 

einzelne Aufgabengebiete enthält der benannte § 98 NKomVG, der in seiner Bedeutung für 

die Aufgabenzuweisung und Rechtsstellung der SG besonders hervorzuheben ist.9  

Eine weitere Besonderheit des Gemeindeverbandes ist in Bezug auf seine geografische Lage 

und das daraus resultierende wirtschaftliche Potenzial herauszustellen. Der Standort zeichnet 

sich durch eine besondere Verkehrsinfrastruktur aus, die eine trimodale Struktur vorsieht. So 

ist für das Güterverkehrszentrum Emsland mit Sitz in Dörpen, das jährlich bis zu fünf Millionen 

Tonnen umschlägt, ein unbegrenzter Zugang zu den wichtigsten europäischen Häfen über 

Straße, Schiene und Wasserstraßen gewährleistet. In Anbetracht der aktuellen politischen 

Diskussionen betätigt sich die Gemeinde wirtschaftlich vorrangig im Bereich der erneuerbaren 

Energien und fördert länderübergreifende Zusammenarbeit, insbesondere mit den nahegele-

genen Niederlanden.10 

Die vorangegangenen Ausführungen machen deutlich, dass die SG deutliches Potenzial im 

Bereich zukünftiger Industrieansiedlungen aufgrund günstiger Standortfaktoren aufweist. In 

der jüngeren Vergangenheit ist der Gemeindeverband diesbezüglich als möglicher Standort 

für einen namenhaften internationalen Automobilkonzern mit Fokus auf Elektromobilität in den 

nationalen Medien präsent gewesen.  

 
9 vgl. Pautsch in Dietlein/Mehde, § 97 Rdnr. 1-2, § 98 Rdnr. 1; Rogalla in Dietlein/Mehde, § 5 Rdnr. 19-22 
10 vgl. Samtgemeinde Dörpen, 2021c, o. S.; Samtgemeinde Dörpen, 2021h, o. S.; Samtgemeinde Dörpen, 2021i, o. S.;  
   Samtgemeinde Dörpen, 2021j, o. S. 

Darst. 1: Die Samtgemeinde und ihre Mitgliedsgemeinden  

Eigene Darstellung basierend auf Samtgemeinde Dörpen, 2021a, o. S.; 
Samtgemeinde Dörpen, 2021b, o. S.; Samtgemeinde Dörpen, 2021d, o. S.  
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2.2 Aufbauorganisation der Samtgemeindeverwaltung 

Ein Blick in die internen Strukturen der Verwaltung offenbart eine Aufteilung in insgesamt fünf 

Fachbereiche11: 

• Fachbereich Ordnung 

• Fachbereich Arbeit und Soziales  

• Fachbereich Personal / Hauptamt / Bildung  

• Fachbereich Finanzen / Wirtschaftsförderung  

• Fachbereich Planen und Bauen  

Diesen Fachbereichen wird jeweils ein Fachbereichsleiter mit Ergebnis- und Ressourcenver-

antwortung im Sinne des (i. S. d.) Kongruenzprinzips zugeteilt. Die Fachbereiche untergliedern 

sich weiterhin in aufgabenspezifische Abteilungen, die sich am nds. Produktrahmen orientie-

ren und in dieser Hinsicht entsprechend des örtlichen Produktrahmens12 ausdifferenziert und 

zusammengestellt werden: 

 

 

 

Die Leitung der Behörde übernimmt Samtgemeindebürgermeister Hermann Wocken, der bis 

Ende Oktober 2026 das Amt des Hauptverwaltungsbeamten innehat. In den kommenden 

Kommunalwahlen im Herbst diesen Jahres werden in den MG sämtliche Gemeinderäte, als 

 
11 vgl. Samtgemeinde Dörpen, 2021d, o. S.  
12 s. Anhang Nr. 2, o. S. 

Darst. 2: Organigramm der Samtgemeinde Dörpen   

Eigene Darstellung basierend auf Samtgemeinde Dörpen, 2013, S. 6, s. Anhang Nr. 
3, S. 6; Samtgemeinde Dörpen, 2021d, o. S.  
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Hauptorgan auf Gemeindeebene, auf fünf Jahre neu gewählt. Auch der Samtgemeinderat wird 

mit insgesamt 32 Abgeordneten neu besetzt gem. § 45 Abs. 1 NKomVG in Verbindung mit (i. 

V. m.) § 46 Abs. 1 NKomVG.13 

Der Fachbereich Finanzen im obigen Organigramm soll im Folgenden gesondert in seiner Ab-

lauforganisation vorgestellt werden. Grund dafür ist, dass die Kämmerei als Teilbereich im 

Zentrum des Umsetzungsgeschehens steht und somit derzeitig eine hervorgehobene Rolle 

einnimmt. 

2.3 Aufgabenbereich und Ablauforganisation im Fachbereich Finanzen  

Der Fachbereich Finanzen bzw. Wirtschaftsförderung gliedert sich in insgesamt vier Abteilun-

gen (s. Darst. 2). Der Tätigkeitsbereich ist weit gefasst, wobei sich die Abteilungen im Allge-

meinen mit der täglichen Abwicklung jeglicher Kassengeschäfte und des Gemeindeabgabe-

wesens aller MG für diese entsprechend der nds. Haushaltssystematik beschäftigen.14 Pas-

send zum Haushaltsjahr 2012 wurde die Haushaltswirtschaft auf die kommunale Doppik um-

gestellt.15 Die Kämmerei ist hierbei direkt in den Haushaltskreislauf eingebunden und entspre-

chend im Wesentlichen mit der Aufstellung der Haushaltspläne, der Durchführung dieser und 

der Erstellung der Jahresabschlüsse betraut. Es wird an dieser Stelle bewusst der Plural ver-

wendet, da in Bezug auf Kap. 2.1 aufgrund des Rechtscharakters der Gemeinden und der SG 

immer von insgesamt zehn Haushalten ausgegangen werden muss. Einen Hauptteil des täg-

lichen laufenden Geschäftes in der Kämmerei nimmt neben der derzeitigen Umsatzsteuer-

problematik die Bearbeitung und das Buchen von Rechnungen ein. Dieser Prozess wird seit 

dem Jahr 2019 durch den elektronischen Rechnungsworkflow (s. Darst. 3) abgebildet und soll 

in groben Zügen dargestellt werden.16 

Ausgangspunkt des Prozesses sind kreditorische und debitorische Rechnungen, die auch als 

Eingangs- bzw. Ausgangsrechnungen bezeichnet werden können. Für die Unterscheidung ist 

die Frage relevant, wer die Rechnung an wen stellt. Da die kreditorischen Rechnungen, also 

Rechnungen an die SG, in der Praxis überwiegen, wird der Rechnungsworkflow anhand dieser 

 
13 vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 1, 3 NKomVG; Samtgemeinde Dörpen, 2021e, o. S.; Samtgemeinde Dörpen, 2021f, o. S.; Samtgemeinde  
   Dörpen, 2021g, o. S. 
14 vgl. Landesamt für Statistik Niedersachsen (LSN), 2020, o. S.; Pautsch in Dietlein/Mehde, § 98 Rdnr. 29-30 
15 vgl. LSN, 2020, o. S.  
16 vgl. Samtgemeinde Dörpen, 2021d, o. S.  

Darst. 3: Der Rechnungsworkflow   

Eigene Darstellung basierend auf Samtgemeinde 
Dörpen, 2021d, o. S.  
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Rechnungsart erklärt. Die Rechnungen kommen bereits elektronisch vom externen Auftrag-

nehmer in der Kasse in einem zentralen E-Mail-Postfach an. Aufgabe der Kasse ist es, die 

Rechnungen in das Programm des Rechnungsworkflows einzupflegen und wesentliche Zah-

lungsdaten, wie z. B. den Kreditor mit seinen Bankdaten und die Zahlungsfälligkeit, einzutra-

gen. Im Anschluss muss die Entscheidung getroffen werden, welcher Fachbereich aufgaben-

technisch für diese Rechnung zuständig ist. Es folgt der Versand der Rechnung an den Post-

eingang des jeweiligen Fachbereichs, in der obigen Darst. wurde der Fachbereich Finanzen 

beispielshaft ausgewählt. In jedem Fachbereich existiert ein Anordnungsbefugter und entspre-

chende Vertreter, deren Aufgabe es ist, die Rechnungen an die Sachbearbeiter anzuweisen 

und am Ende des Prozesses bei sachlicher und rechnerischer Richtigkeit die Rechnung zur 

Zahlung freizugeben. Bei den Sachbearbeitern findet die eigentliche Kontierung entsprechend 

der Haushaltssystematik statt. Ebenso werden weitere Details, wie z. B. der erweiterte Beleg-

text und der Rechnungsbetrag sowie die Gemeindekennziffer eingetragen, denn nur so ist 

gewährleistet, dass die richtigen Budgets der jeweiligen Gemeinden bedient werden. Im An-

schluss werden die Rechnungen an die jeweiligen Bürgermeister der MG zur Kontrolle der 

Richtigkeit weitergeleitet und somit das Vier-Augen-Prinzip sichergestellt. Bei Fehlern ist dem 

zuständigen Sachbearbeiter die Rechnung erneut vorzulegen. Den Abschluss bildet die End-

prüfung durch den Anordnungsbefugten, der die Rechnung bei Richtigkeit zur Zahlung frei-

gibt.17  

Zusammenfassend machen die Ausführungen zur SG Dörpen deutlich, dass für die nachfol-

gende Bearbeitung der Umsatzsteuerproblematik vor allem die Rechtscharaktere und die be-

nannten aufwandstechnischen Folgen in zeitlicher, personeller und monetärer Hinsicht zu be-

achten sind. 

3 Kommunen im Schatten des geänderten Umsatzsteuerrechts 

Der nachfolgende Abschnitt bildet das Fundament für das gestellte Thema dieser Arbeit. Um 

die praktische Realisierung der umsatzsteuerlichen Neuregelung vornehmen zu können, ist es 

Aufgabe des Kap., einen allgemeinen einführenden Einblick in das Fachgebiet der Umsatzbe-

steuerung zu geben. Daran anknüpfend wird ein wesentlicher Fokus auf dem Wesen der Neu-

regelung und ihren Herausforderungen als aktuelle Problematik für die Kommunen liegen.  

3.1 Begriff und Bedeutung der Umsatzsteuer 

Zu Beginn wird aufgegriffen, was dem Begriff der Umsatzsteuer zugrunde liegt. 

Die Bezeichnung Umsatzsteuer bzw. auch Mehrwertsteuer (MwSt.) ist ein alltäglicher Wegbe-

gleiter, wenn es darum geht, als Konsument eine Leistung gegen ein Entgelt als Bemessungs-

grundlage zu beziehen. Wie der Name bereits andeutet, ist Steuergegenstand der Umsatz, 

auf den eine Steuer erhoben wird, mit welcher der Endverbraucher belastet wird. Hierbei exis-

tiert grds. ein allgemeiner Steuersatz mit 19 % und ein ermäßigter mit 7 %, wobei es aufgrund 

der Corona-Pandemie aktuell zu zeitbefristeten Senkungen der jeweiligen Steuersätze kommt, 

 
17 vgl. Samtgemeinde Dörpen, 2021d, o. S.  
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um die Steuerbelastung in Anbetracht der wirtschaftlichen Einbußen durch die Folgen der Pan-

demie so gering wie möglich zu halten. Wo ein Leistungsabnehmer existiert, muss auf der 

gegenüberliegenden Seite auch ein Unternehmer stehen, der die Leistung anbietet. Dem Un-

ternehmer kommt eine Schlüsselrolle zu, da er der eigentliche Steuerschuldner ist, obwohl 

nicht ihn, sondern den Endverbraucher die eigentliche Steuerlast trifft. Aus diesem Grund wird 

die Umsatzsteuer auch als Verbrauchssteuer bezeichnet. Diesem Verständnis liegt das Sys-

tem der Allphasenumsatzsteuer mit Vorsteuerabzug zugrunde, das seit 1968 in der Bundes-

republik Deutschland Anwendung findet, seine Wurzeln aber bereits mit Beginn und zur Fi-

nanzierung des Ersten Weltkrieges verankert hat. Der Unternehmer erhält in dieser Hinsicht 

als Entgelt für seine angebotene Leistung einen Bruttobetrag inklusive der Umsatzsteuer, wel-

che eine Verbindlichkeit gegenüber dem Finanzamt darstellt. In der umgedrehten Betrach-

tungsweise wird die Steuer, die nun ein Unternehmer an ein anderes Unternehmen leistet, als 

Vorsteuer bezeichnet und ist eine Forderung gegenüber dem Finanzamt. Umsatz- und Vor-

steuer werden miteinander verrechnet, sodass im Ergebnis ein Vorsteuer- bzw. Umsatzsteu-

erüberhang vorliegt und entweder eine Zahllast bzw. einen Erstattungsanspruch gegenüber 

dem Finanzamt auslöst. Übergeordnetes Ziel ist zwar dem Endverbraucher die Steuerlast auf-

zuerlegen, jedoch nur einfach. Eine mehrfache Besteuerung wird dadurch ausgeschlossen, 

dass auf jeder Ebene Umsatzsteuer anfällt, aber durch den Vorsteuerabzug der Unternehmer 

im Endeffekt auf den Konsumenten als indirekte Steuer am Ende der Kette umgewälzt wird. 

Dieses System soll näher in Kap. 3.3 beleuchtet werden.18 

Der Zweck der Umsatzsteuer lehnt sich an den gesetzlich definierten Begriff der Steuer in § 3 

Abs. 1 AO an und dient demnach mit jährlich mehr als 200 Milliarden Euro als beträchtliche 

Einnahmequelle, nämlich etwa einem Drittel der Gesamtsteueraufkommen, für den staatlichen 

Haushalt. Aus abgabentechnischem Blickwinkel des Steuergegenstandes wird die Umsatz-

steuer auch als Verkehrssteuer bezeichnet, da sie letztlich aus Umsätzen des rechtlichen bzw. 

wirtschaftlichen Verkehrs resultiert. Für die Kommunen spielt diese Tatsache in der Hinsicht 

eine Rolle, dass sie seit 1998 neben Bund und Ländern mit durchschnittlich 5 % an den ge-

samten Erträgen im Rahmen des Finanzausgleichs beteiligt werden. Aus diesem Grund erhält 

die Steuer die Charakteristik einer Gemeinschaftssteuer. Nach dem verfassungsrechtlich ver-

ankerten Gebot der Steuergerechtigkeit muss der Zweck der Umsatzsteuer jedoch über den 

bereits genannten Einnahmezweck hinausgehen. Hier wird an den Verbrauchssteuerbegriff 

angeknüpft und die Steuer mit der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit eines jeden Konsumen-

ten und der Bereitschaft zur Ausgabe bzw. Verwendung des eigenen Vermögens als sog. 

Steuergut gerechtfertigt. Die Steuererträge sollen vorwiegend dem Erhalt des Sozialstaates 

dienen, gleichzeitig aber auch nach neuerem Verständnis die öffentliche Verwaltung zu einem 

effektiveren und effizienteren Handeln bewegen. In jüngerer Vergangenheit hat darüber hinaus 

 
18 vgl. Klenk in Sölch/Ringleb, vor § 1 Rdnr. 1; Meissner u. Neeser, 2019, S. 5-6, 14, 129; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 25;  
   Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 287, 289-290 
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der Gedanke der Wettbewerbsgerechtigkeit in Bezug auf wirtschaftliche Betätigung zwischen 

öffentlicher Hand und der Privatwirtschaft zunehmende Bedeutung erfahren. Ebenfalls dient 

die Steuer der Stärkung des Finanzausgleichs zwischen den Ebenen im Staatsaufbau.19  

Finanzverfassungsrechtlich ist obendrein festzuhalten, wem in Deutschland die Verwaltung 

und die Gesetzgebung in Bezug auf die Umsatzbesteuerung zusteht. Dem Bund steht verfas-

sungsrechtlich die konkurrierende Gesetzgebung zu, was bedeutet, dass grds. der Bund Ge-

setze in Bezug auf die Umsatzsteuer zu erlassen hat und die Länder diesbezüglich nur tätig 

werden dürfen, wenn der Bund untätig geblieben ist. Wie im nächsten Kap. beschrieben, liegt 

die Gesetzgebungskompetenz aktuell beim Bund, wenngleich die Europäische Union (EU) 

maßgeblichen Einfluss darauf nimmt. Für die Verwaltung der Steuer beauftragt der Bund da-

gegen die Länder, welche auf Ebene der Kommunen als örtliche Finanzämter auftreten.20 

In einer abschließenden Betrachtung ist feststellbar, dass die Umsatzsteuer je nach Betrach-

tungsweise viele Bezeichnungen aufweist, wobei auf den Begriff der MwSt. noch in Kap. 3.3 

genauer eingegangen wird. In Relation zu ihrer Bedeutung muss jedoch ihrer weit gefassten 

Erscheinungsform der indirekten bzw. Verbrauchssteuer sicherlich der Vorrang gewährt wer-

den, da der Gesetzgeber letztlich das Steuergut in Form des Verbrauchs des Konsumenten 

am Ende der Wertschöpfungskette als Rechtfertigung für die Besteuerung anerkennt.21 

3.2 National- und europarechtlicher Handlungsrahmen 

Wie bereits im vorangegangenen Abschnitt angedeutet, wird das nationale Umsatzsteuerrecht 

maßgeblich durch den Einfluss der EU bestimmt. So ist die Umsatzsteuer „[…] die erste und 

bisher einzige einheitliche Steuer innerhalb der EU.“22 Aus diesem Grund muss sich auch die 

öffentliche Verwaltung stets die Wirkungszusammenhänge vor Augen führen, um den rechtli-

chen Vorgaben bei Ausführung Rechnung zu tragen.  

Auf nationaler Ebene ist an erster Stelle das UStG zu nennen, durch das der Bund seine Ge-

setzgebungskompetenz ausübt. Um eine nationale einheitliche Anwendung des Gesetzes zu 

gewährleisten, macht der Bund von seinem Weisungsrecht gegenüber den Ländern Gebrauch 

durch den Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) und den Schreiben des Bundesfinanz-

ministeriums (BMF-Schreiben) als Verwaltungsvorschriften an die jeweils nachgeordneten Fi-

nanzbehörden. Die BMF-Schreiben ergänzen den UStAE regelmäßig. Sie gelten als hilfreiche 

und rechtssichere Ratgeber, da sie die aktuelle Auffassung der nationalen wie auch der Ge-

richte auf EU-Ebene wiedergeben. Als verbindliche Erweiterung mit Außenwirkung über die 

Verwaltung hinaus gilt die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV) als materielles 

Gesetz, welches die bestehenden formellen Gesetze weitergehend präzisieren soll. Als wei-

tere entscheidende Grundlagen nationalen Rechts sind die AO mit einer Art 

 
19 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 1; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 22-24 
20 vgl. Trost u. Menebröcker, 2019, S. 29-30 
21 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 5, 10; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 23-25 
22 Meissner u. Neeser, 2019, S. 1 
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Umrahmungsfunktion im Steuerrecht und das KStG mit Bedeutung für die Übergangszeit bis 

zum Jahr 2023 zu nennen.23 

Auf Seite der EU wird eine Angleichung des nationalen Rechts in Bezug auf die indirekte 

Steuer an das Unionsrecht angestrebt. Als Maßstab für das nationale Recht gilt die Mehrwert-

steuersystemrichtlinie (MwStSystRL). Die Eigenart der Richtlinie sieht vor, dass die jeweiligen 

EU-Mitgliedstaaten ein festgesetztes Ziel erreichen müssen, wobei die Art und Weise zur Er-

reichung zur Wahl gestellt wird. In der Konsequenz ist das nationale Umsatzsteuerrecht grds. 

unionsrechtskonform und damit i. S. d. benannten Richtlinie auszulegen sowie das UStG an 

die unionsrechtlichen Vorgaben anzupassen. In bestimmten Fällen entfacht die MwStSystRL 

nach Auffassung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) sogar unmittelbare Wirkung, womit 

das nationale Recht in diesen Fällen dem Unionsrecht nachsteht. Die Entscheidungen des 

EuGH als oberster Rechtsprechungsinstanz sind auch für die nationale Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs (BFH) und der Finanzgerichte sowie für die öffentliche Verwaltung bin-

dend.24 

Die Kommunen sind in Bezug auf die Neuregelung maßgeblich auf die nationale, vielmehr 

jedoch auf die unionsrechtliche Rechtsprechung angewiesen und an sie gebunden. Daher ist 

es auf Seiten der Verwaltungen besonders ratsam, die BMF-Schreiben als Auslegungs- und 

Anwendungshilfe heranzuziehen, obwohl sie als interne Verwaltungsvorschriften keine unmit-

telbar verbindliche Wirkung entfachen. Aus dem gleichen Grund werden sie auch als Literatur 

für diese Arbeit herangezogen. 

3.3 System und Verfahren der Umsatzbesteuerung  

Im Folgenden geht es darum die Frage zu klären, wie das System der Umsatzbesteuerung 

funktioniert. Dies soll anhand der folgenden Darst. 4 erläutert werden. 

 
23 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 3-4; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 29-30, 36 
24 vgl. Gehm, 2018, S. 209; Klenk in Sölch/Ringleb, vor § 1 Rdnr. 16-17, 20-23; Meissner u. Neeser, 2019, S. 4; Trost u.  
   Menebröcker, 2019, S. 29, 32-34, 37-38 

Darst. 4: Grundprinzip der Umsatzsteuer    

Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 289  
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In Bezug auf steuerpflichtige Tätigkeiten einer Kommune wird zunächst zwischen Eingangs- 

und Ausgangsrechnungen differenziert (s. Kap. 2.3). Für die Funktionsweise ist als wesentli-

ches Merkmal der Allphasenumsatzsteuer das Steuergut in den Fokus zu stellen, d. h. die 

Steuerlast trägt der Endverbraucher, während der Unternehmer in der Pflicht ist, die Steuer an 

das Finanzamt abzuführen. Ein weiterer Aspekt ist der Fakt, dass der Leistende auf den Net-

topreis die Umsatzsteuer draufschlägt, sodass er die Steuer im Endeffekt in seinen Verkaufs-

preis (brutto) einkalkuliert. Bei der umsatzsteuerpflichtigen Rechnung, die eine Kommune an 

den Verbraucher ausstellt, ist ein Gesamtbetrag von 1.190 Euro ausgewiesen. Diesen Betrag 

inklusive der Umsatzsteuer muss er an die Kommune bezahlen. Der anteilige Steuerbetrag 

von insgesamt 190 Euro steht jedoch nicht der Kommune, sondern dem Finanzamt als Ver-

waltungsbehörde (s. Kap. 3.1) zu und stellt deshalb eine Verbindlichkeit gegenüber dem Fi-

nanzamt dar. Der Nettoertrag von 1.000 Euro hingegen verbleibt bei der Kommune. Auf Seite 

der Eingangsrechnung muss auch hier die Kommune den Bruttobetrag von 119 Euro inklusive 

der Umsatzsteuer für die Leistung an den Erbringer zahlen. Die Kommune tritt hier jedoch 

nicht als Endverbraucher, sondern als Unternehmer auf, wobei letzterer nach dem oben ge-

nannten Grundsatz durch die Umsatzsteuer nicht belastet werden darf. Aus diesem Grund 

stellt die bezahlte Steuer in Höhe von 19 Euro als sog. Vorsteuer eine Forderung gegenüber 

dem Finanzamt dar, die erstattungsfähig ist. Somit wird das Konstrukt in der Unternehmerkette 

neutralisiert und die Kommune im Ergebnis nicht durch die Umsatzsteuer belastet, sondern 

nur der Endverbraucher, der von Beginn an den Bruttobetrag zahlen musste. Die verbleiben-

den 100 Euro stellen einen Aufwand dar oder werden investiv verbucht. Unter dem Strich wer-

den Umsatz- und Vorsteuer als die zwei wesentlichen Säulen des Umsatzsteuersystems mit-

einander verrechnet, sodass wie im oben gezeigten Beispiel eine Zahllast an das Finanzamt 

in Höhe von 171 Euro bestehen bleibt, die zugleich die Steuerbelastung seitens des Konsu-

menten darstellt. Wichtig zu verstehen ist an dieser Stelle die Tatsache, dass die Kommune 

bei beiden Rechnungsarten als Unternehmer auftritt und damit der Tatbestand der Umsatz-

steuerpflicht eröffnet ist. In diesem Falle ist die Umsatzsteuer auf Einnahmeseite abzuführen, 

gleichzeitig aber auch eine Vorsteuerberechtigung auf Ausgabeseite aktiviert. Sollte die Kom-

mune nichtunternehmerisch tätig sein, so kann sie bei Eingangsrechnungen ebenfalls als End-

verbraucher auftreten und somit auch mit der Umsatzsteuer belastet werden. Bei einer Aus-

gangsrechnung ist sie hingegen nicht berechtigt, Umsatzsteuer an den Leistungsempfänger 

auszuweisen und sich diese einzuverleiben, da sie letztlich auch keine Umsatzsteuer an das 

Finanzamt abführen muss.25 

In diesem Sinneszusammenhang lässt sich auch der Begriff der allgemeinen Mehrwert- bzw. 

Umsatzsteuer erklären. Die oben festgestellte Zahllast in Höhe von 171 Euro stellt die Besteu-

erung des Nettoumsatzes des Unternehmers dar. Der Nettoumsatz setzt sich hierbei zusam-

men aus der Differenz zwischen Ein- und Verkaufspreis ohne eingerechnete Umsatzsteuer. 

 
25 vgl. Gehm, 2018, S. 209; Meissner u. Neeser, 2019, S. 5-6, 14, 212; Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 289-290 
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D. h. der Betrag von 171 Euro ist letztendlich nichts anderes als der versteuerte Mehrwert als 

Umsatz, den der Unternehmer durch einen höheren Verkaufspreis in Relation zum Einkauf 

erzielt. In der Literatur wird die Bezeichnung der MwSt. kritisiert, da es i. S. d. Grundsatzes der 

Steuergerechtigkeit gerade nicht darum gehen soll, die Leistungsfähigkeit an dem gewonne-

nen Mehrwert durch den Unternehmer zu messen, sondern am Verbrauch in Form der Auf-

wendungen, die der Endverbraucher bereit ist, für die Leistung zu tätigen.26 

Verfahrenstechnisch ist es nicht möglich, jeden einzelnen Vor- bzw. Umsatzsteuerüberhang 

im Anschluss mit dem Finanzamt abzurechnen. Deshalb werden die Vorfälle, je nach Verein-

barung mit dem Finanzamt, in einer monatlichen bzw. quartalsweisen Umsatzsteuer-Voran-

meldung zusammengefasst, in welcher die Kommune alle Umsatz- bzw. Vorsteuerbeträge des 

besagten Zeitraums saldiert anzugeben und Vorauszahlungen zu tätigen hat. So ist ein zeit-

naher Zahlungsfluss an die Finanzbehörde gewährleistet. Nach demselben Vorgehen hat die 

Kommune selbstständig zusätzlich zu den zwölf bzw. vier Anmeldungen am Ende jeden Ka-

lenderjahres eine Umsatzsteuer-Jahreserklärung abzugeben. Zweck der Erklärung ist es, die 

Angaben der Voranmeldungen auf Richtigkeit zu kontrollieren und die jährliche Zahllast mit 

Erstattungsanspruch bzw. Nachzahlungslast zu veranlagen.27 

In dieser Konsequenz werden umsatzsteuerrechtliche Fälle in zwei Stufen geprüft, was an-

hand des nachfolgenden Schemas beschrieben wird. 

Das UStG gibt die Prüf-

reihenfolge in aufsteigen-

der Normenkette vor. In 

einem ersten Schritt geht 

es um die Frage der 

Steuerschuld bzw. -

pflicht und im Anschluss 

wird die Zahllast be-

stimmt. Für die Steuer-

pflichtigkeit muss ein Umsatz steuerbar und auch steu-

erpflichtig sein. Letzteres kann bejaht werden, wenn ein 

Umsatz nicht gesondert von der Umsatzsteuer durch Gesetz befreit wird und dadurch steuer-

frei ist. Sollte die Steuerpflicht feststehen, kann im nächsten Schritt das Entgelt als Bemes-

sungsgrundlage mit dem jeweiligen Steuersatz multipliziert werden, um den geschuldeten 

Zahlungsbetrag zu errechnen. Hiervon sind Vorsteuerbeträge abzuziehen, um die endgültige 

Steuerzahllast festzusetzen.28  

Wie die Ausführungen deutlich machen, konzentriert sich die vorliegende Arbeit auf die Aus-

gangsumsätze und deren umsatzsteuerrechtliche Relevanz. Hierbei liegt der Fokus auf der 

 
26 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 8; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 22, 24 
27 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 10-11, 247; Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 290 
28 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 17, 129; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 25, 27 

Darst. 5: Durchführung der Besteuerung    

Nach Trost u. Menebröcker, 2019, S. 27  
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ersten Prüfungsebene der Umsatzsteuerpflicht. Um eine Beurteilung möglich zu machen, soll 

im Folgenden ein Einblick in den Tatbestand der Umsatzsteuer gegeben werden und wann 

dieser erfolgreich mit Rechtsfolge der Umsatzsteuerpflicht eröffnet ist.  

3.4 Anwendungsbereich der Umsatzsteuer 

Um die umsatzsteuerrechtliche Relevanz einzelner Finanzvorfälle bestimmen zu können, 

empfiehlt es sich zunächst, die Umsatzart zu bestimmen und im Anschluss die Steuerbarkeits- 

sowie die negative Steuerbefreiungsprüfung vorzunehmen.29 Wie bereits angedeutet, ist eine 

essentielle Voraussetzung des Umsatzsteuersystems, dass die Kommune als Unternehmer 

am Geschehen beteiligt ist. Aus diesem Grund wird entgegen der Reihenfolge des UStG die 

Bedeutung der Unternehmereigenschaft vorgezogen. 

3.4.1 Unternehmerbegriff nach § 2 UStG 

Die Unternehmereigenschaft ist Kernelement der Steuerbarkeitsprüfung i. S. d. § 1 Abs. 1 

Nummer (Nr.) 1 UStG. Demnach sind solche Umsätze steuerbar, „[…] die ein Unternehmer im 

Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt.“30  

Der Unternehmerbegriff ist in § 2 Abs. 1 UStG legaldefiniert, wonach eine Kommune im Grund-

satz als Unternehmer auftritt, wenn sie sich wirtschaftlich betätigt, d. h. eine selbstständige 

Tätigkeit vorliegt, die nachhaltig einer Einnahmeerzielung dient. Dabei spielt es i. S. d. § 2b 

Abs. 2 S. 1 UStG keine Rolle, welche Eigenart diese Einnahmen annehmen. Die Selbststän-

digkeit kann bejaht werden, wenn der Leistende auf eigene Rechnung handelt und selbst zur 

Verantwortung gezogen werden kann. § 2 Abs. 2 UStG benennt demgegenüber Fälle bei na-

türlichen und auch den jPdöR, wie z. B. das Konstrukt der dort legaldefinierten Organschaft, 

bei denen die Selbstständigkeit zu verneinen ist. Für den praktischen Anwendungsfall der SG 

Dörpen spielt die Organschaft jedoch keine Rolle, weshalb nicht näher darauf eingegangen 

wird. Die Tätigkeit ist nachhaltig, wenn durch sie beabsichtigt ist, für eine lang andauernde Zeit 

Entgelte für die dargebotene Leistung zu kassieren. Zur Beurteilung dieses Merkmals müssen 

alle Aspekte im Einzelfall abgewogen werden. Eine Hilfestellung bietet hier der von der Recht-

sprechung erstellte Kriterienkatalog. Ein typischer Praxisfall, bei dem es an der Nachhaltigkeit 

mangelt, sind die sog. Hilfsgeschäfte. Dies betrifft häufig Veräußerungen von gebrauchten 

Vermögensgegenständen, die zwar regelmäßig vorkommen, jedoch vordergründig der Auf-

rechterhaltung des Betriebs dienen. Überdies wird für die Unternehmereigenschaft ein Leis-

tungsaustausch vorausgesetzt, der einen unmittelbaren Kausalzusammenhang zwischen 

Leistung und Gegenleistung verlangt. Ein ersichtlicher Wille zur Erzielung von Gewinnen ist 

nicht erforderlich. Alle Umsätze gehen einheitlich von einem Unternehmen aus, für das der 

Unternehmer entsprechend auch nur eine jeweilige Anmeldung bzw. Jahreserklärung abgibt.31 

 
29 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 17 
30 § 1 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 UStG   
31 vgl. BFH, Urt. v. 18.07.1991, V R 86/87, juris, Rdnr. 13, 15-27; BMF-Schreiben v. 16.12.2016, S. 2, 6; Gehm, 2018, S. 202;  
   KGSt u. Landkreistag Baden-Württemberg, 2019, S. 3; Trommer, 2020, o. S.; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 63, 67, 74  
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Im Hinblick auf das Unionsrecht ist darauf hinzuweisen, dass der Unternehmerbegriff in die-

sem Kap. entlang des nationalen Rechts erklärt wird, jedoch bereits richtlinienkonform, insbe-

sondere nach Artikel (Art.) 9 und 12 der MwStSystRL, ausgelegt ist.32 Es ist festzuhalten, dass 

bei Erfüllen der Voraussetzungen grds. alle jPdöR unternehmerfähig sind. Damit können so-

wohl die SG als auch ihre MG im Grundsatz als Steuerschuldner herangezogen werden.33 

3.4.2 Steuerbare Umsätze nach § 1 UStG 

Für die Eröffnung des Anwendungsbereichs der Umsatzsteuer ist es notwendig, dass alle be-

nannten Tatbestandsmerkmale des § 1 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 UStG kumulativ vorliegen. Die Norm 

sieht vor, dass ein steuerbarer Umsatz als Steuergegenstand vorliegt und kennt insgesamt 

drei verschiedene Umsatzarten34: 

• Lieferungen und sonstige Leistungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG) 

• Einfuhr (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG) 

• innergemeinschaftlicher Erwerb (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 UStG) 

Für die öffentliche Verwaltung ist die erste Umsatzart am praxisrelevantesten, weshalb nur auf 

die erste genannte Art eingegangen wird. Das Vorhandensein von Lieferungen bzw. sonstigen 

Leistungen ist wiederum jeweils an eigene Tatbestände geknüpft und diese müssen für die 

Prüfung der Unternehmereigenschaft im Vornherein alle vorliegen, bedingen also das Unter-

nehmersein in erster Linie.35 Lieferungen i. S. d. § 3 Abs. 1 UStG, korrelierend mit Art. 14 Abs. 

1 MwStSystRL, meinen den Vorgang, dass der Unternehmer „[…] einem anderen die Verfü-

gungsmacht an einem Gegenstand verschafft.“36 Nach dem Ausschlussprinzip sind demge-

genüber sonstige Leistungen alles das, was keine Lieferungen sind und nach Auffassung des 

Unionsrechts unter den Begriff der Dienstleistungen fallen.37  

Ein Beispiel aus der Praxis für eine sonstige Leistung sind Vermietungsleistungen, während 

eine Lieferung grds. den typischen Verkauf von Waren meint. Auch wenn sich die beiden 

Teilumsatzarten tatbestandlich voneinander unterscheiden, werden sie unter dem Oberbegriff 

der Leistung gefasst. Aus diesem Grund soll der Leistungsbegriff auch weiterhin so verwendet 

werden und setzt gleichzeitig den weiteren Umstand voraus, dass der Umsatz im Inland als 

sog. Leistungsort bewirkt wird. Damit muss die Leistungserbringung im in § 1 Abs. 2 UStG 

legaldefinierten Inland beginnen, ansonsten ist der Umsatz nicht steuerbar.38 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich die Leistung und der Unternehmerbegriff nicht 

voneinander trennen lassen und zwingend alle Merkmale erfüllt sein müssen, damit der An-

wendungsbereich der Umsatzsteuer überhaupt eröffnet ist.39 

 
32 vgl. Trost u. Menebröcker, 2019, S. 62 
33 vgl. Treiber in Sölch/Ringleb, § 2 Rdnr. 1; Trommer, 2020, o. S.  
34 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 14, 16 
35 vgl. Gehm, 2018, S. 202; Meissner u. Neeser, 2019, S. 16 
36 Meissner u. Neeser, 2019, S. 18 
37 vgl. Art. 24 Abs. 1 MwStSystRL; § 3 Abs. 9 UStG  
38 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 14; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 184-185, 218  
39 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 16 
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3.4.3 Steuerpflichtige Umsätze nach § 4 UStG 

Damit die steuerbare Leistung schlussendlich der Umsatzsteuer unterliegt, darf sie nicht durch 

eine Vorschrift von ihr befreit werden. Für die Umsatzart der Lieferungen und sonstigen Leis-

tungen ist § 4 UStG als Befreiungsvorschrift maßgeblich, in der katalogartig diverse Fälle der 

Befreiung aufgelistet werden. Sollte eine Leistung von § 4 UStG erfasst werden, bedeutet das 

in der Konsequenz, dass die Leistung weiterhin steuerbar ist, aber letztlich steuerfrei bleibt. 

Auch wenn ein nicht steuerbarer bzw. steuerfreier Vorfall dieselbe Rechtsfolge in Form der 

Loslösung von der Umsatzsteuerpflicht bewirkt, so hat die Unterscheidung rechtliche Bedeu-

tung für die Aufzeichnungs- und Erklärungspflichten des Unternehmers. Die einzelfallbezo-

gene Befreiung durch § 4 UStG verfolgt im Wesentlichen sozial- und wirtschaftspolitische Zwe-

cke.40  

Die Steuerbefreiung hat jedoch auch Folgen für den Vorsteuerabzug in der Weise, dass er 

ganz oder teilweise einzelfallabhängig aberkannt und das System der Allphasenumsatzsteuer 

dadurch gestört wird. Für diese Problematik existiert § 9 UStG, der für den Unternehmer in 

ausgewählten Fällen die Option freihält, trotz Steuerbefreiung auf diese selbstgewählt zu ver-

zichten, um den Vorsteuerabzug wieder zu ermöglichen.41 

Wie bereits in Kap. 1.1 angedeutet, hat die SG Dörpen Miet- und Pachterträge einer umsatz-

steuerrechtlichen Prüfung unterzogen, was der Grund dafür ist, an dieser Stelle in Kürze auf 

die Befreiungsvorschrift des § 4 Nr. 12 UStG als Grundlage für die praktische Umsetzung ein-

zugehen. Nach dieser Norm ist die Vermietung und Verpachtung grds. von der Umsatzsteuer 

befreit. Eine Ausnahme vom Grundsatz regelt § 4 Nr. 12 S. 2 UStG, der insbesondere kurze 

Vermietungen in Zusammenhang mit Campingplätzen bzw. Hotelbranche, die Vermietungen 

von Betriebsvorrichtungen sowie Parkraumbewirtschaftung von der Befreiung ausnimmt.42  

3.5 Ausgangssituation vor Änderung der Rechtslage (UStG a. F.) 

Im Folgenden soll nun der Fokus auf den Kommunen hinsichtlich ihrer Unternehmereigen-

schaft liegen. Diese stellt das zentrale Kriterium der Steuerbarkeit dar, an dem die neue ge-

setzliche Regelung des § 2b UStG andockt. In diesem Zuge ist es notwendig aufzuzeigen, 

inwieweit die Kommunen den Tatbestand nach alter Rechtslage erfüllen, um dann die Reich-

weite der Neuregelung aufdecken zu können. Aufgrund nachfolgend dargelegter Übergangs-

regelungen wird für das Kap. 3.5.1 das Tempus des Präsens verwendet. 

3.5.1 Betriebe gewerblicher Art 

Der Unternehmerbegriff nach § 2 Abs. 1 UStG a. F. und n. F. setzt eine wirtschaftliche Tätigkeit 

voraus. Nach alter Rechtslage lassen sich innerhalb der kommunalen Kernverwaltung drei 

Bereiche unterscheiden, wovon nur einer eine Umsatzsteuerpflicht auslöst. Nach § 2 Abs. 3 

UStG a. F. betätigt sich die jPdöR grds. nur wirtschaftlich in Form eines BgA i. S. d. § 1 Abs. 

 
40 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 17, 93; Treiber in Sölch/Ringleb, § 4 Rdnr. 6 
41 vgl. Meissner u. Neeser, 2019, S. 93; Schüler-Täsch in Sölch/Ringleb, § 4 Nr. 12 Rdnr. 1; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 258 
42 vgl. Trost u. Menebröcker, 2019, S. 235-236 
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1 Nr. 6 KStG i. V. m. § 4 KStG oder bei Vorliegen eines land- bzw. forstwirtschaftlichen Betrie-

bes. BgA lassen sich definieren als „[…] Einrichtungen, die einer nachhaltigen wirtschaftlichen 

Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen außerhalb der Land- und Forstwirtschaft dienen und 

die sich innerhalb der Gesamtbetätigung der juristischen Person wirtschaftlich herausheben.“43 

Hiervon abzugrenzen sind die Bereiche der Vermögensverwaltung und der hoheitlichen Tätig-

keiten, die keine Umsatzsteuerpflicht auslösen. Für die Kommunen bedeutet dies, dass sämt-

liche bloß vermögensverwaltende Tätigkeiten, wie beispielsweise die Vermietung und Ver-

pachtung, im Grundsatz nicht steuerpflichtig sind genauso wenig wie Tätigkeiten, die sie aus-

schließlich allein durch hoheitliche Befugnis wahrnehmen und ausführen. Zusammenfassend 

kann die Unternehmereigenschaft der jPdöR daher im Wesentlichen von dem Vorliegen eines 

BgA abhängig gemacht werden, was im Ergebnis eine feste Kopplung des UStG zum Körper-

schaftsteuerrecht zur Folge hat. Da als Kerntatbestand der BgA ein jährlicher Umsatzbetrag 

von mehr als 35.000 Euro als Nichtaufgriffsgrenze erreicht werden muss, damit eine Tätigkeit 

eine wirtschaftliche Sonderstellung annimmt, sind die Kommunen in nur wenigen abzählbaren 

Fällen umsatzsteuerpflichtig.44  

3.5.2 Gründe für die Neuregelung und Übergangsregelungen 

Der benannte § 2 Abs. 3 UStG a. F. führte nach Auffassung des BFH und EuGH dazu, dass 

die öffentliche Hand und die Privatwirtschaft unter Wettbewerbsbedingungen unterschiedlich 

behandelt wurden jeweils zum Nachteil der anderen Partei und dies nicht mit den unionsrecht-

lichen Vorgaben mit Ziel eines barrierefreien europäischen Wirtschaftsraumes, insbesondere 

mit Art. 13 MwStSystRL, zu vereinbaren war. Gleichzeitig war es dem BFH nicht mehr möglich, 

das nationale Recht richtlinienkonform auszulegen ohne dabei das nationale Finanzverwal-

tungssystem in ausgewählten Bereichen selbst auszuhebeln. Aus diesem Grund reagierte der 

deutsche Gesetzgeber mit Art. 12 des Steueränderungsgesetzes (StÄndG) aus dem Jahr 

2015, welcher die Unternehmereigenschaft der Kommunen zum 01.01.2016 völlig neu regelte 

und an das Unionsrecht sowie die nationale Rechtsprechung anpasste. In diesem Rahmen ist 

§ 2 Abs. 3 UStG a. F. komplett entfallen und dafür § 2b UStG neu eingeführt worden.45 

Das zitierte UStG in a. F. meint daher schlicht die Rechtslage, die bis einschließlich den 

31.12.2015 galt bevor der § 2b UStG als n. F. zum 01.01.201646 offiziell in Kraft trat.  

Damit betraf die Änderung bereits das Jahr 2016, wobei § 27 Abs. 22 S. 1 und 2 UStG die 

Anwendung für Kommunen erst ab dem 01.01.2017 kraft Gesetzes vorsah. Damit gewährte 

der Gesetzgeber im Übergangszeitraum eine weitere Anwendung des alten Umsatzsteuer-

rechts. Da sich innerhalb dieses einen Jahres abzeichnete, dass die Kommunen mit der Kom-

plexität der Umstellung zeitlich nicht hinkommen würden, wurde eine weitere 

 
43 § 4 Abs. 1 S. 1 KStG  
44 vgl. Trost u. Menebröcker, 2019, S. 94-101, 104, 106, 110, 131-132; Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 286-287 
45 vgl. BMF-Schreiben v. 19.04.2016, S. 1; BMF-Schreiben v. 16.12.2016, S. 1; Gehm, 2018, S. 201; Kubach, Leipnitz u. 
   Porompka, 2017, S. 33-34; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 35, 117, 126, 130  
46 Zum übergeordneten Verständnis sei darauf hingewiesen, dass das zitierte UStG ohne gesonderte Fassungsangabe grds.  
   die neue Rechtslage ab dem 01.01.2016 bis einschließlich die aktuell geltende und aktualisierte Fassung darstellt.  
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Übergangsregelung in § 27 Abs. 22 S. 3 UStG geschaffen, nach der den Kommunen freige-

stellt wurde nach Wahl eine Optionserklärung bis Ende 2016 an das Finanzamt abzugeben, 

nach der sie erst ab dem 01.01.2021 das neue Recht des § 2b UStG anwenden müssen. Die 

meisten Kommunen nahmen dieses Angebot auf Anraten von Steuerberatung und kommuna-

lem Spitzenverband an. Durch die Corona-Pandemie hat sich schließlich der Arbeitsaufwand 

in den Kommunen deutlich erhöht, was Ausschlag dafür gegeben hat, den jPdöR durch das 

Corona-Steuerhilfegesetz von 2020 einen weiteren zeitlichen Aufschub einzuräumen. Falls die 

Kommunen also bis Ende 2016 eine einmalige und einheitliche Optionserklärung abgegeben 

haben, gilt diese ohne Widerruf weiterhin bis Ende 2022. Im Ergebnis können die Kommunen 

also selbst entscheiden, wann sie nach neuem Recht behandelt werden wollen, gesetzt ist 

jedoch frühestens der 01.01.2017 und spätestens der 01.01.2023. Bis dahin ist der § 2 Abs. 3 

UStG a. F. weiterhin anwendbar. Bei Wahrnehmung der Option ist allerdings zu beachten, 

dass der Vorsteuerabzug in den resultierenden nichtunternehmerischen Bereichen verwehrt 

bleibt.47  

3.6 Die Einführung des § 2b UStG und seine Bedeutung (UStG n. F.) 

Auch die Neuregelung des § 2b UStG knüpft an den Tatbestand der Unternehmereigenschaft 

an. Im Folgenden soll es darum gehen, welche Rolle die Neuregelung für die Umsatzsteuer-

pflicht der Kommunen spielt. In diesem Kontext wird ein Einblick in den Prüfungshergang mit 

seinen Kernaspekten ermöglicht, der Grundlage für die umsatzsteuerliche Bewertung im Rah-

men der kommenden Ist-Analyse ist.  

3.6.1 Prüfung der Umsatzsteuerpflicht nach § 2b UStG im Überblick 

Die Einführung des § 2b UStG ist eine Reaktion auf die Kritik der Rechtsprechung und verkör-

pert im Wesentlichen Art. 13 MwStSystRL. Die Neuregelung ist keineswegs eine klare Antwort 

auf die Frage der Steuerpflichtigkeit einer Kommune. Vielmehr ist die Regelung als Ausnah-

metatbestand zur Unternehmerprüfung des § 2 Abs. 1 UStG zu betrachten. Damit stellt § 2b 

UStG keine eigenständige Prüfung dar, sondern wird in das vorgestellte System der Umsatz-

besteuerung integriert im Rahmen der Steuerbarkeit, genauer gesagt als Ausnahmetatbe-

stand der Unternehmereigenschaft aufgrund des Charakters einer jPdöR. Auch wenn die Vor-

schrift damit in die Steuerbarkeitsprüfung einzuordnen ist, so ist sie die unweigerliche Voraus-

setzung für eine Umsatzsteuerpflicht und nur durch das Bestehen einer Befreiungsvorschrift 

nach § 4 UStG am Ende auszuhebeln. In diesem Sinne regelt § 2b Abs. 1 UStG, dass jPdöR 

grds. nicht als Unternehmer i. S. d. § 2 Abs. 1 UStG anzusehen sind, solange sie im Rahmen 

ihrer Hoheitsgewalt tätig werden und keine sog. Katalogtätigkeiten i. S. d. § 2b Abs. 4 UStG 

ausüben. Dieser Grundsatz gilt jedoch nur so lange, wie durch die Steuerfreiheit keine Wett-

bewerbsverzerrungen ausgelöst werden.48  

 
47 s. Anhang Nr. 4, S. 2; vgl. BMF-Schreiben v. 19.04.2016, S. 1-2; Gehm, 2018, S. 209; Trommer, 2020, o. S.; Truckenbrodt u.  
   Zähle, 2020, S. 286  
48 s. Anhang Nr. 1, S. 13; vgl. § 2b Abs. 1 UStG; BMF-Schreiben v. 16.12.2016, S. 2; Gehm, 2018, S. 202; Trommer, 2020, o.  
   S.; Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 287 
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Für die Praxis hat diese Neuregelung zur Folge, dass die Kommune bei privatrechtlicher Hand-

lungsform nun grds. wie die Privatwirtschaft nach dem allgemeinen Besteuerungssystem, wel-

ches in Kap. 3.4 vorgestellt wurde, behandelt wird und zwar unabhängig vom Vorliegen eines 

BgA. Damit schützt auch grds. die Zuordnung einer Tätigkeit zur Vermögensverwaltung auf-

grund der Entkopplung vom KStG nicht mehr vor der Umsatzsteuerpflicht. § 2b UStG entzieht 

den jPdöR zudem den Schutz durch alleiniges Tätigwerden auf öffentlich-rechtlicher Grund-

lage, da dieses potenziell auch geeignet ist, eine Verzerrung des Wettbewerbs auszulösen i. 

S. d. § 2b Abs. 1 S. 2 UStG. Insofern lassen sich statt bisherige drei nur noch zwei Bereiche 

hinsichtlich der Steuerpflicht unterscheiden, nämlich zum einen hoheitliche Tätigkeiten, die 

dem Wettbewerb entzogen sind, und zum anderen der unternehmerische Bereich, der grds. 

eine Umsatzsteuerpflicht auslösen kann. Im Ergebnis wird damit die Bandbreite an steuerba-

ren und letztlich auch steuerpflichtigen Finanzvorfällen deutlich erhöht gegenüber der alten 

Rechtslage.49 

In dieser Konsequenz rückt die Bewertung umsatzsteuerlicher Fälle nach neuem Recht in den 

Fokus. Ein Versuch, die Prüfung der Steuerbarkeit und -pflichtigkeit im Rahmen des § 2b UStG 

in einem Prüfschema zusammenzuführen, ist in Darst. 650 zu sehen. Da die Abbildung eine 

ganze Seite vereinnahmt, wird sie aus Gründen des Leseflusses im Anhang abgebildet.  

In erster Linie rückt zunächst die Entscheidung in den Vordergrund, ob die Kommune privat- 

oder öffentlich-rechtlich tätig wird. Im Falle einer privatrechtlichen Tätigkeit ist, wie gehabt, die 

Unternehmereigenschaft nach § 2 Abs. 1 UStG zu prüfen. Besonderer Fokus gilt hier dem 

Hilfsgeschäft, das gesondert im Hinblick auf die Nachhaltigkeit der Tätigkeit abgefragt wird. Im 

Falle einer Bejahung der Steuerbarkeit ist nachfolgend die Befreiungsvorschrift des § 4 UStG 

für die anschließende Steuerpflicht in Augenschein zu nehmen. Die besagte Unternehmerprü-

fung mit ihren Tatbeständen ist immer Voraussetzung für die Steuerbarkeit des Umsatzes, das 

gilt auch, wenn die Kommune auf öffentlich-rechtlicher Grundlage tätig wird. Dies bedeutet 

gleichzeitig, dass die 2b-Prüfung restlos entfällt, wenn die reguläre Unternehmereigenschaft 

nach § 2 Abs. 1 UStG nicht vorliegt. Bei öffentlich-rechtlichem Handeln, das den Anwendungs-

bereich des § 2b UStG eröffnet, ist es sinnvoll gem. § 2b Abs. 1 S. 1 UStG zunächst das 

Vorliegen einer Katalogtätigkeit zu überprüfen. Sollte ein solcher Fall bejaht werden, müssen 

für die Steuerbarkeit bzw. -pflicht nach oben genanntem Grundsatz trotzdem alle Merkmale 

der Unternehmerprüfung i. S. d. § 2 Abs. 1 UStG erfüllt sein. Sollte die Katalogtätigkeit nicht 

einschlägig sein, ist es notwendig, das Vorliegen einer Wettbewerbslage zu kontrollieren, denn 

nur im positiven Fall kann es überhaupt zu einer Verzerrung des Wettbewerbs und damit zur 

Umsatzsteuerpflicht kommen. Als nächster Tatbestand eröffnet sich die Begutachtung der sog. 

Wettbewerbsverzerrung, die in § 2b Abs. 2 und 3 UStG geregelt ist. Sollte es im Ergebnis nicht 

 
49 s. Anhang Nr. 1, S. 13; vgl. Gehm, 2018, S. 202, 204; NST, 2019, S. 22-23; Trommer, 2020, o. S.; Truckenbrodt u. Zähle,  
   2020, S. 289 
50 s. Anhang Nr. 5, S. 1-2 
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möglich sein eine solche Verzerrung auszuschließen, ist automatisch in die normale Unter-

nehmerprüfung nach § 2 Abs. 1 UStG zu wechseln.51 

3.6.2 Juristische Personen des öffentlichen Rechts 

§ 2b UStG räumt den jPdöR eine Sonderrolle ein, indem er diese Gruppe unter bestimmten 

Voraussetzungen von der Unternehmereigenschaft freispricht. Der Begriff ist weit gefasst und 

schließt diejenigen Einrichtungen ein, die Träger von Rechten und Pflichten sind und diesen 

Umstand auf das öffentliche Recht zurückführen können. Da es sich bei der SG Dörpen und 

ihrer MG um Gebietskörperschaften handelt (s. Kap. 2.1), ist auch unproblematisch von einer 

jPdöR auszugehen. Damit können sich der Gemeindeverband und die neun Gemeinden grds. 

auf § 2b UStG berufen.52  

3.6.3 Tätigkeiten auf Grundlage des öffentlichen Rechts 

Im Allgemeinen sind die Kommunen nicht als Unternehmer zu betrachten, „[…] soweit sie Tä-

tigkeiten ausüben, die ihnen im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen […].“53 

Die Auslegung dieses Tatbestands ist von besonderer Bedeutung, damit die jPdöR ihr Han-

deln nicht pauschal damit rechtfertigen können, dass sie i. S. d. öffentlichen Rechts handeln 

und damit die Umsatzsteuerpflicht regelmäßig umgehen. Entscheidend ist eine öffentlich-

rechtliche Rechtsnorm, durch welche die jPdöR allein zum Handeln befugt sind. Für eine Tä-

tigkeit auf Grundlage des öffentlichen Rechts reicht es daher nicht aus, als Rechtfertigung zu 

nennen, dass Aufgabenziel bzw. -inhalt das öffentliche Interesse ist. Überdies hat auch die 

Aufgabenerbringung öffentlich-rechtlich zu erfolgen. Unstrittig ist, dass der Aufgabenbereich 

staatlicher Kernaufgaben, wie z. B. im Rahmen der klassischen Eingriffsverwaltung, auf 

Grundlage des öffentlichen Rechts erfolgt. Weiterhin ist das Merkmal grds. zu bejahen, wenn 

ein Anschluss- und Benutzungszwang vorhanden ist.54 

3.6.4 Ausschluss größerer Wettbewerbsverzerrungen 

Der Begriff der Wettbewerbsverzerrungen nimmt als unbestimmter Rechtsbegriff eine geson-

derte Stellung ein, da dieser Tatbestand bei Handeln der jPdöR auf Grundlage des öffentlichen 

Rechts den Ausschlag dafür gibt, ob § 2b UStG als Ausnahmetatbestand zur Unternehmerei-

genschaft einschlägig ist oder nicht.55 In diesem Sinne muss eine Kommune trotz Handeln im 

Kontext öffentlicher Gewalt als Unternehmer behandelt werden, „[…] sofern eine Behandlung 

als Nichtunternehmer zu größeren Wettbewerbsverzerrungen führen würde.“56 Dies setzt, wie 

in Darst. 6 zu sehen, zunächst voraus, dass ein Wettbewerb besteht. 

Sobald eine Aufgabe gleichermaßen praktisch wie auch rechtlich durch einen privaten Leis-

tungserbringer übernommen werden kann, ist Wettbewerb anzunehmen. Zu einer Verzerrung 

kommt es erst dann, wenn eine Partei im Wettbewerb bevorzugt oder benachteiligt wird als 

 
51 vgl. Gehm, 2018, S. 201-205; KGSt u. Landkreistag Baden-Württemberg, 2019, S. 3-4; NST, 2019, S. 22-23; Truckenbrodt u.  
   Zähle, 2020, S. 287-289 
52 vgl. BMF-Schreiben v. 16.12.2016, S. 1-2; Gehm, 2018, S. 201-202 
53 § 2b Abs. 1 S. 1 UStG  
54 vgl. BMF-Schreiben v. 16.12.2016, S. 2, 5; Gehm, 2018, S. 202-204; KGSt u. Landkreistag Baden-Württemberg, 2019, S. 5 
55 vgl. § 2b Abs. 1 S. 2 UStG; Trommer, 2020, o. S.  
56 § 2b Abs. 1 S. 2 UStG  
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Konsequenz unterschiedlicher Besteuerung. Nach Auffassung des EuGH ist dieser unbe-

stimmte Rechtsbegriff, trotz folgender nationaler normierter Hilfestellungen, immer im Einzel-

fall auszulegen. Die Norm des § 2b UStG enthält selbst einen Negativkatalog für größere Wett-

bewerbsverzerrungen in den Abs. 2 und 3, der jedoch nicht als abschließend gewertet werden 

darf. In einem ersten Teil werden größere Wettbewerbsverzerrungen ausgeschlossen bei ei-

nem Jahresumsatz gleichartiger Tätigkeiten, der den Betrag von 17.500 Euro nicht übersteigt. 

Gleichzeitig gilt der Ausschluss auch für vergleichbare Tätigkeiten, die bei privatrechtlicher 

Erbringung steuerfrei wären, jedoch nur solche ohne Optionsmöglichkeit nach § 9 UStG. § 2b 

Abs. 3 UStG weitet den Negativkatalog auf Tätigkeiten in Zusammenarbeit mit anderen jPdöR 

aus. Damit muss als erste Voraussetzung dem Wortlaut nach als Leistungsempfänger eine 

andere jPdöR am Ende der Kette stehen. Die erste Möglichkeit für eine Umgehung der Um-

satzsteuerpflicht ist, dass die angebotene Leistung als gesetzliches Monopol nur von einer 

jPdöR erbracht werden darf. Die zweite Möglichkeit greift, wenn „[…] die Zusammenarbeit 

durch gemeinsame spezifische öffentliche Interessen bestimmt wird.“57 Diese Bedingung ist 

grds. zu bejahen, wenn vier kumulative Merkmale des § 2b Abs. 3 Nr. 2 S. 2 UStG erfüllt sind.58 

Aus Gründen mangelnder Relevanz für diese Arbeit soll hierauf im Einzelnen nicht mehr ein-

gegangen werden. 

3.6.5 Ausschluss einer Katalogtätigkeit 

Die Prüfung einer Katalogtätigkeit wird im Prüfschema der Darst. 6 entgegen der Reihenfolge 

im Gesetz ganz oben angesiedelt. Der Begriff der Katalogtätigkeit bezieht sich auf die in § 2b 

Abs. 4 UStG i. V. m. § 2b Abs. 1 S. 1 UStG genannten Tätigkeiten, die immer zur Folge haben, 

dass sich die jPdöR trotz Handeln auf Grundlage des öffentlichen Rechts nicht auf den Aus-

nahmetatbestand des § 2b UStG insgesamt berufen können. Somit bildet der Ausschluss einer 

Katalogtätigkeit neben dem der Wettbewerbsverzerrungen den zweiten Abgrenzungsaspekt 

hinsichtlich des Vorliegens der Unternehmereigenschaft. Auch wenn eine Katalogtätigkeit vor-

liegen sollte, gilt der allgemeine Grundsatz, dass alle Merkmale der normalen Unternehmer-

prüfung des § 2 Abs. 1 UStG für die Steuerbarkeit erfüllt sein müssen. In der Praxis kommen 

als Katalogtätigkeiten vorrangig die Fälle des Abs. 4 Nr. 3 UStG, der Vermessungs- und Ka-

tasterbehörden vor, die aber auch bereits nach dem UStG in a. F. steuerbar waren und für die 

SG nach wie vor nicht relevant sind, da sie in den Aufgabenbereich der Landkreise fallen.59 

3.7 Handlungsaufforderung und Lösungsansätze  

In Anbetracht der vorausgegangenen neuen komplexen Rechtslage wird nun mitunter von der 

SG Dörpen und ihren MG erwartet, dass sie sich selbstverantwortlich mit der Rechtsmaterie 

beschäftigen und alle notwendigen Schritte für eine fristgerechte Umsetzung hinsichtlich der 

Umsatzbesteuerung in die Wege leiten. Dies macht es notwendig, aktuelle Handlungsbedarfe 

 
57 § 2b Abs. 3 Nr. 2 S. 1 UStG 
58 vgl. BMF-Schreiben v. 16.12.2016, S. 6, 8-9; KGSt u. Landkreistag Baden-Württemberg, 2019, S. 4-6; Kubach et al., 2017, S.  
   34; Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 288 
59 vgl. § 2b Abs. 1 S. 1, Abs. 4 UStG; KGSt u. Landkreistag Baden-Württemberg, 2019, S. 5; Kubach et al., 2017, S. 34 
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und gleichzeitig Methoden sowie Instrumente herauszustellen, die nach Expertenmeinung ge-

eignet sind, um sich der Umsetzungsproblematik erfolgreich zu stellen.  

Da die Unternehmereigenschaft jPdöR von der jeweiligen Tätigkeit und Handlungsform ab-

hängig gemacht wird, bedarf es einer arbeitsintensiven Überprüfung sämtlicher Finanzvorfälle 

im Hinblick auf die Steuerbarkeit und -pflichtigkeit, um spätestens 2023 einwandfreie Steuer-

erklärungen abgeben zu können.60 

Die Folgen der Neuregelung gliedern den Umsetzungsprozess in eine Erhebung, Bewertung 

und Dokumentation umsatzsteuerlich relevanter Vorfälle. Im Hinblick auf die Erhebung des Ist-

Zustandes wird empfohlen, eine Einnahmeinventur durchzuführen, die durch eine Ausga-

benerfassung im Nachhinein ergänzt wird. In diesem Zuge sind Vorsteuerpotenziale zu prüfen 

und abzuwägen, ob die Abgabe der Optionserklärung mit Folge der Geltung des UStG in a. F. 

aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll ist. In Bezug auf die umsatzsteuerrechtliche Bewertung sol-

len alle Maßnahmen zurückgeführt werden auf die Etablierung eines TCMS als übergeordne-

ten Handlungsrahmen. Dieses interne Kontrollsystem, das auch Steuer-IKS genannt wird, ver-

folgt das Ziel einer Bündelung von Maßnahmen und einer Dokumentation dieser, um allen 

Steuerpflichten der Kommune gerecht zu werden sowie eine Haftung auszuschließen. Grund-

lage eines jeden TCMS ist dabei eine ordnungsgemäße Buchführung, die den Aufzeichnungs- 

und Erklärungspflichten des UStG gerecht wird. Für die Ausweisung der Umsatzsteuer in den 

Voranmeldungen und Jahreserklärungen müssen Kontenpläne in der Buchhaltung neu ange-

passt werden und Verträge als Grundlage jeglicher Leistungsbeziehungen auf die jeweilige 

Umsatzsteuerrelevanz geprüft und schließlich neu verhandelt werden. Für eine lückenlose Do-

kumentation ist zudem auf Informationstechnologien (IT) basierte Lösungen zurückzugreifen, 

die gleichzeitig neue Anforderungen an die Ausgestaltung von Strukturen und Prozessen stel-

len. Überdies müssen die Bedürfnisse und Kenntnisse der Mitarbeiter miteinbezogen werden. 

Ein TCMS ist individuell für jede Kommune auszugestalten und kann u. a. durch Prüfschemen, 

Checklisten und als empfohlenes Instrument durch ein VM abgebildet werden. Ein VM bietet 

dabei die Chance, die Einnahmeinventur zu unterstützen, eine umsatzsteuerliche Bewertung 

durch jeden Mitarbeiter selbst überhaupt erst möglich zu machen, die Verträge umzustellen 

sowie wiederauffindbar digital abzulegen.61  

4 Handlungskonzept der Samtgemeinde Dörpen  

Im Folgenden ist es Ziel dieses Abschnittes, ein Abbild der Ist-Situation in der SG Dörpen zu 

schaffen und darzustellen, wie sie bereits mit der Neuregelung umgeht. In einem zweiten 

Schritt wird basierend auf den vorgestellten Handlungsempfehlungen aus der Literatur ein in-

dividuelles Umsetzungskonzept für die SG und ihre MG aufgestellt.  

 
60 vgl. Schillingmann, 2020, o. S.; Trost u. Menebröcker, 2019, S. 13 
61 s. Anhang Nr. 1, S. 8, 58-59, Anlage 2; vgl. Dott, 2021, S. 7, 10, 12-14; KGSt u. Landkreistag Baden-Württemberg, 2019, S.  
   6; Kubach et al., 2017, S. 34-35; NST, 2019, S. 22; Schillingmann, 2020, o. S.; Trommer, 2016, S. 98, 100 
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4.1 Ist-Analyse: Bisherige Umsetzungsmaßnahmen 

Die bisherigen Umsetzungsbemühungen beziehen sich auf eine Bestandsaufnahme auf Ein-

nahmeseite und der darauf folgenden umsatzsteuerlichen Würdigung. Damit knüpft der Ge-

meindeverband an die Lösung der Einnahmeinventur des Kap. 3.7 an und differenziert weiter 

in Ertrags- und Sachkontenanalyse. 

4.1.1 Ertragsanalyse der Jahre 2017 bis 2019 

Bedingt durch die Prüfungssystematik der Umsatzbesteuerung steht für die SG die Frage der 

Steuerbarkeit und -pflichtigkeit auf Einnahmeseite im Vordergrund, sodass die Frage der end-

gültigen Zahllast nachsteht. Eine mögliche Aufwandsanalyse steht deshalb zunächst aus, da 

sie die Weiche für mögliche Vorsteuerabzugspotenziale stellt, die für die Frage des Bestehens 

einer Umsatzsteuerpflicht nicht relevant sind. Für eine Prüfung der Steuerschuld auf Einnah-

meseite sind auf Grundlage des UStG die Erträge der Ergebnisrechnung maßgeblich.62 Die 

Wertgrößen der Ein- und Auszahlungen beziehen sich auf die Bestimmung der endgültigen 

Zahllast und sind dementsprechend für die Bestandsanalyse außer Acht zu lassen. Ziel ist es, 

die Einnahmen in einer Übersicht zusammenzustellen als Basis für die angestrebte umsatz-

steuerliche Würdigung. Im Falle einer Steuerbarkeit und -pflichtigkeit müssen diese Einnah-

men künftig mit der Umsatzsteuer an die Bürger bzw. Kunden ausgewiesen werden und der 

Steueranteil an das Finanzamt abgeführt werden. Nach diesem Verständnis hat die Kämmerei 

im Jahr 2019 damit begonnen, für alle MG und die SG sämtliche Ertragspositionen mit jährli-

chem Saldo der Jahre 2017 bis einschließlich 2019 auszuwerten und in einer Excel-Tabelle 

aufzustellen.63 Die Jahresauswahl ist in der gesetzlichen Umsetzungsfrist begründet. Vor Er-

lass des Corona-Steuerhilfegesetzes musste davon ausgegangen werden, dass die Umset-

zung bis spätestens 2021 zu erfolgen hat. Im Jahr 2019 war es daher das Ziel, so schnell wie 

möglich eine umsatzsteuerliche Dokumentation vorweisen zu können. Eine Zeitspanne von 

drei Jahren ermöglichte es, ein Abbild über wiederkehrende Finanzvorfälle und verbundene 

Verträge zu erlangen. Als Hilfsmittel für die Ertragsanalyse diente der Bericht Sachkonto Kon-

tenblatt des FiBu-Systems. Da die Sachkonten aller ordentlichen und außerordentlichen Er-

träge mit den Anfangsziffern 3 und 5 beginnen64, konnte eine vollständige Filterung gewähr-

leistet werden. 

4.1.2 Sachkonten- und Vertragsanalyse der Jahre 2017 bis 2019 

Nach vollständiger Ertragserfassung war eine weitere Differenzierung der Einnahmeinventur 

möglich. Im Hinblick auf die Empfehlung der Etablierung eines VM in Kap. 3.7 entschied sich 

die Kämmerei eine weitere Sachkontenanalyse nach gleichem Verfahren im Hinblick auf Miet- 

und Pachtverträge vorzunehmen. Dadurch war es möglich, die einzelne Ertragsposition auf-

zuschlüsseln und daraus abgeleitete Verträge aus allen Abteilungen der Verwaltung 

 
62 vgl. Trommer, 2016, S. 99-100 
63 s. Anhang Nr. 6, o. S.  
64 vgl. Verbindlicher Kontenrahmen für Niedersachsen 2021  
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abzufragen. Im Nachhinein wurden die Verträge kopiert und manuell in einer zentralen Papier-

akte angelegt sowie als eingescannte Datei im Netzwerk der Kämmerei abgelegt. Ein DMS, 

und damit ein zentraler Zugang zu abteilungsübergreifenden Daten, existierte zu diesem Zeit-

punkt noch nicht. Mit dem Begriff des VM hat sich die Kämmerei über dieses Vorhaben hinaus 

vorerst noch nicht beschäftigt, da ein Auffinden umsatzsteuerlich relevanter Verträge aus Zeit-

gründen im Vordergrund stand. Die Wahl fiel hierbei bewusst auf das Sachkonto 3411000, der 

Miet- und Pachtverträge, welche einerseits einen nennenswerten mengen- und wertmäßigen 

Anteil aller Finanzvorfälle ausmachten. Nach alter Rechtslage, die jedoch aufgrund abgege-

bener Optionserklärung (s. folgendes Kap. 4.1.3) nach damaligem Stand bis 2021 weiterhin 

anwendbar war, war es andererseits ein großes Anliegen, potenzielle BgA neben den beste-

henden aufzudecken. Für die nächsten zwei Jahre würden die Gemeinden und der Gemein-

deverband ausschließlich mit diesen BgA umsatzsteuerpflichtig sein. Hierbei stellte sich fol-

gende Sonderproblematik. Wie in Kap. 3.5.1 beschrieben, gehört die Vermietung bzw. Ver-

pachtung grds. zum Bereich der Vermögensverwaltung, der das Vorliegen eines BgA regel-

mäßig ausschließt. Unter bestimmten Voraussetzungen tritt jedoch der vermögensverwal-

tende Charakter hinter einen gewerblichen zurück, wenn die Tätigkeit eine wirtschaftliche Son-

derstellung durch Erreichen der Nichtaufgriffsgrenze einnimmt.65 Aufgrund hoher Erträge in 

dem benannten Sachkontenbereich wurde genau dieser Ausnahmetatbestand bei ausgewähl-

ten Miet- und Pachteinnahmen vermutet, sodass aufgrund mehrerer BgA von einer Umsatz-

steuerpflicht ausgegangen werden musste. Überdies sind diese potenziellen BgA auch rele-

vant in Bezug auf die neue Rechtslage einzuschätzen, nach der eine Vermietung bzw. Ver-

pachtung als Erweiterung der alten Rechtslage künftig steuerbar und in für die Kooperations-

behörde einschlägigen Fällen des § 4 Nr. 12 S. 2 UStG auch steuerpflichtig sind. Da die Sach-

konten- bzw. Vertragsanalyse die Basis für das nachfolgende strategische Umsetzungskon-

zept darstellt, soll detaillierter auf das Vorgehen eingegangen werden. Nach diesem Verständ-

nis wurde derselbe benannte FiBu-Bericht genutzt mit Filter der Kontennummer 3411000 und 

anzuzeigenden Einzelpositionen. Die Excel-Tabelle der Ertragsanalyse wurde hier wieder auf-

gegriffen und passend unter der Summe des besagten Sachkontos mit Angaben zu wieder-

kehrenden Zahlungsströmen, dem Debitor, der Ertragsart sowie Angaben zu Kostenstelle und 

Kostenträger ergänzt.66 Die Gestaltung einer Checkliste67 wird durch das nachfolgende Um-

setzungskonzept begründet und erweist sich als eine wesentliche Arbeitshilfe im Rahmen der 

Erstellung einer umsatzsteuerlichen Vertragsverwaltung in Kap. 7.1. Nach diesen Ordnungs-

kategorien war es möglich, auf einen Blick nachzuvollziehen, von wem im Jahr welche Ertrags-

beträge an welcher buchhalterischen Stelle als Verkaufsrechnung eingebucht wurde. In die-

sem Kontext wurde die Weiche für eine gezielte Vertragssuche gestellt, denn letztlich muss 

jeder Finanzvorfall auf einer rechtlichen Grundlage herbeigeführt werden. Hintergrund ist, dass 

 
65 vgl. Trost u. Menebröcker, 2019, S. 106 
66 s. Anhang Nr. 7, o. S.  
67 s. Anhang Nr. 7, o. S.  
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Verträge dezentral im jeweiligen Verantwortungsbereich der Abteilungen vollständig abgewi-

ckelt werden. Dieser Prozess soll sich als behördeninterne Vorgabe durch ein potenzielles VM 

auch nicht ändern. 

4.1.3 Umsatzsteuerliche Bewertung und Ausweisung  

Die Aufbereitung der Ertragspositionen und zugehöriger Verträge war Voraussetzung für die 

umsatzsteuerliche Bewertung nach § 2b UStG. Dies setzte jedoch die wesentliche Entschei-

dung der SG und ihrer MG voraus, ob sie eine Optionserklärung i. S. d. § 27 Abs. 22 S. 3 UStG 

abgeben und damit bis einschließlich den 31.12.2020 nach alter Rechtslage mit ihren BgA 

behandelt werden möchten. Die SG Dörpen hat entsprechend der Literaturempfehlungen alle 

Vorsteuerabzugspotenziale bezüglich (bzgl.) anstehender Investitionen geprüft und ist zu dem 

Ergebnis gekommen, dass die Abgabe der Optionserklärung für alle MG und den Gemeinde-

verband insgesamt vorteilhafter erscheint.68 Die Optionserklärungen wurden fristgerecht vor 

dem 31.12.2016 beim zuständigen Finanzamt eingereicht.69 Damit war zu diesem Zeitpunkt 

gesetzt, dass § 2b UStG frühestens ab dem Jahr 2021 relevant sein würde. Mit Verlauf der 

Corona-Pandemie wurde durch § 27 Abs. 22a UStG ein weiterer zeitlicher Aufschub bis ein-

schließlich den 31.12.2022 möglich gemacht, den der Gemeindeverband und die MG durch 

Unterlassen eines Widerrufs der Erklärungen auch angenommen haben. Im Ergebnis ist damit 

§ 2 Abs. 3 UStG a. F. weiterhin bis Ende 2022 maßgeblich, womit alle BgA durch unmittelbare 

Umsatzsteuerrelevanz in den Vordergrund rücken. In diesem Zuge war es der Kämmerei ein 

großes Anliegen, alle bestehenden und potenziellen BgA dahingehend zu prüfen, ob es sich 

bei den entsprechenden Vorfällen überhaupt um einen BgA handelt und im zweiten Schritt, 

wie dieser BgA ab 2023 nach neuer Rechtslage zu beurteilen ist. Um das Vorliegen eines BgA 

von der bloßen Vermögensverwaltung abzugrenzen, „[…] ist eine Prüfung der erhaltenen Ent-

gelte für die erbrachten Leistungen notwendig.“70 Für diese umfassende steuerliche Würdi-

gung wurde eine externe Wirtschaftsprüfung herangezogen, die folgende Geschäftsvorfälle 

einzelner Gemeinden endgültig als BgA und damit nach dem UStG a. F. als umsatzsteuerlich 

relevant festmachte71: 

• Heede: Bereitstellung und Bewirtschaftung eines Kompensationsgrundstückes  

• Dörpen: Schwimmbad, Güterverkehrszentrum   

• Lehe: Ferienwohnungen  

Als Beurteilungsbasis diente der Wirtschaftsprüfung die Ertrags- und Sachkontenanalyse der 

Anhänge 6 und 7. Insgesamt hat sich durch die Prüfung die Zahl der BgA zu vorher vervier-

facht.72 Überdies wurden diese BgA, bis auf kleine Ausnahmefälle, auch nach neuer Rechts-

lage weiterhin als umsatzsteuerpflichtig eingestuft.73  

 
68 s. Anhang Nr. 1, Anlage 2; Anhang Nr. 4, S. 2; vgl. Trommer, 2016, S. 98  
69 s. Anhang Nr. 4, S. 1-3 
70 Anhang Nr. 8, S. 8 
71 s. Anhang Nr. 8, S. 1-15 
72 s. Anhang Nr. 4, S. 2; Anhang Nr. 8, S. 2 
73 s. Anhang Nr. 8, S. 1-12 
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Für die übergeordnete Prüfung der Ertragspositionen aller Einheiten der Jahre 2017 bis 2019 

wurde zunächst durch die Kämmerei selbst eine Eingrenzung umsatzsteuerlich irrelevanter 

Fälle vorgenommen, sodass nur solche Ertragspositionen zur Prüfung an die externe Wirt-

schaftsprüfung weitergegeben wurden, bei denen eine begründete Unsicherheit bestand. In 

diesen Fällen bekam die Letztere über eine Cloud-Lösung den Zugriff auf die Ertrags- sowie 

Sachkontenanalyse und fügte in die bestehende Excel-Tabelle ein selbst erstelltes Prüf-

schema74 ein, nach welchem sie sämtliche Ertragskonten einer ersten umsatzsteuerlichen Ein-

ordnung nach neuem Recht unterzog. Eine exakte umsatzsteuerliche Bewertung jedes Fi-

nanzvorfalls nach § 2b UStG wurde jedoch aufgrund der eingeschränkten Sachkontenanalyse 

des Kontos 3411000 nur im Bereich der Vermietung und Verpachtung vorgenommen75, zumal 

auch nur hierzu die passenden Verträge als Bewertungsgrundlage vorhanden waren. Das 

Prüfschema differenziert hierbei zwischen der Steuerbarkeits- und Steuerpflichtprüfung. Beim 

Vorgehen des Wirtschaftsprüfers fällt auf, dass einige Bewertungszeilen nicht befüllt sind.76 

Bei diesen Vorfällen ist er von der unproblematischen Befreiungsvorschrift des § 4 Nr. 12 S. 1 

UStG in Vermietungs- und Verpachtungsfällen ausgegangen.77 Nur bei strittigen Fällen wur-

den daher Eintragungen vorgenommen. Eine übersichtliche Bewertung, der auf einem Blick 

eine eindeutige Beantwortung der Umsatzsteuerpflicht entnehmbar ist, lässt sich aus der be-

stehenden Excel-Tabelle nicht ersehen. Aus diesem Grund wurden nur diejenigen Aspekte 

der Wirtschaftsprüfungsbewertung in Anhang 10 aufgenommen, welche in der späteren Um-

setzungsmaßnahme zur eindeutigen Bestimmung einer etwaigen Umsatzsteuerpflicht maß-

geblich sind, was den Spaltenbezeichnungen der Nr. 22 bis 25 entspricht. Die Bewertung der 

Wirtschaftsprüfung folgt inhaltlich dem in Anhang 5 aufgezeigten Prüfschema in leicht abge-

wandelter Form mit Zusatz der Angabe des zugrunde zu legenden Steuersatzes i. S. d. § 12 

UStG. Zudem sind Erläuterungen beigefügt, die strittige Fälle mit Hinweisen hervorheben und 

ggf. die Verzichtsoption nach § 9 UStG ausweisen. Im Ergebnis ist ersichtlich geworden, dass 

die anfängliche Vermutung der Kämmerei in der Hinsicht bestätigt wurde, dass der Vermie-

tungs- und Verpachtungsbereich potenzielle BgA und damit eine beachtliche Umsatzsteuerre-

levanz bis 2023 und auch darüber hinaus bereithält. Bei den anderen Miet- und Pachteinnah-

men auf privatrechtlicher Grundlage greift grds. die Befreiungsvorschrift des § 4 Nr. 12 UStG, 

sodass sie steuerbar und steuerfrei einzuordnen sind. Im Vergleich zur alten Rechtslage bleibt 

es bei diesen Fällen grds. dabei, dass keine Umsatzsteuerpflicht ausgelöst wird. Der sprin-

gende Punkt ist jedoch die neue herbeigeführte Steuerbarkeit, die ebenfalls bei der Aufzeich-

nungspflicht der Kommunen i. S. d. § 22 UStG aufzugreifen ist.78 Darüber hinaus lassen sich 

auch Ausnahmefälle finden, die nach § 4 Nr. 12 S. 2 UStG aus den in Kap. 3.4.3 benannten 

Gründen nicht von der Umsatzsteuerpflicht befreit werden.  

 
74 s. Anhang Nr. 9, o. S. 
75 s. Anhang Nr. 10, o. S. 
76 s. Anhang Nr. 10, o. S.  
77 s. Anhang Nr. 10, o. S.  
78 vgl. Trommer, 2016, S. 100 
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Zur einheitlichen buchhalterischen Ausweisung der Umsatzsteuer gegenüber dem Finanzamt 

änderte die Kämmerei bereits die Kontenpläne wie folgt ab. Hintergrund sind die einzureichen-

den Voranmeldungen und Jahreserklärungen, denen das Verhältnis von Vor- zu Umsatzsteuer 

entnehmbar sein muss. Sowohl auf Ertrags- als auch auf Aufwandsseite werden in umsatz-

steuerpflichtigen Fällen den Sachkontennummern am Ende die Ziffer 1 angehängt. Im Falle 

der Vermietungs- und Verpachtungsfälle als Beispiel lautet die Nr. 3411001. Damit lassen sich 

Umsatzsteuer- und Vorsteuerkonten direkt auf einen Blick abstimmen. Auf den Ertragskonten 

stehen die Umsätze dann netto, die Umsatzsteuer in Höhe von z. B. 19 % steht jedoch in der 

Bilanz als passives Verbindlichkeitskonto. Gleiches gilt für die Aufwendungen mit dem Unter-

schied, dass die Vorsteuer auf der Aktivseite der Bilanz als Forderung ausgewiesen wird. Je 

nachdem, ob ein Umsatzsteuer- oder Vorsteuerüberhang besteht, werden die Konten in der 

Bilanz auf der Aktiv- bzw. Passivseite ausgewiesen. Die Differenz wird per Vorsteueranmel-

dung an das Finanzamt gemeldet sowie gezahlt bzw. erstattet. Die Umsatzsteuervoranmel-

dung wird ebenfalls auf das gleichnamige Bilanzkonto gebucht. Damit sind die Konten im op-

timalen Fall ausgeglichen und es lässt sich ersehen, ob die Buchhaltung stimmt oder noch 

gehandelt werden muss.79  

Insgesamt wird ersichtlich, dass die SG Dörpen einen Großteil der Handlungsempfehlungen 

im Bereich der Erhebung und Abstimmung mit den Finanzbehörden bereits abgeschlossen 

hat. Insbesondere gilt die umsatzsteuerrechtliche Bewertung auf Einnahmeseite als beendet. 

Dieses Resultat ist jedoch vorrangig auf den Einsatz der externen Wirtschaftsprüfung zurück-

zuführen. Aus Gründen mangelnder Kenntnisse wurde außer der Kämmerei keine andere Ab-

teilung hieran beteiligt. 

4.2 Strategisches Konzept: Erstellung einer digitalen Vertragsdatenbank  

In dieser Konsequenz richten sich die folgenden Umsetzungsbemühungen auf eine umsatz-

steuerliche Dokumentation aus. Hierfür wendet sich der Gemeindeverband dem Instrument 

des VM als Lösungsstrategie hin, das durch eine digitale Vertragsdatenbank repräsentiert wer-

den soll. Im Hinblick auf das Reformmodell des New Public Managements (NPM) ist ein zwei-

teiliges Verfahren vorgesehen. Die Dokumentation soll durch eine Vertragsverwaltung sicher-

gestellt werden, welche die umsatzsteuerrechtliche Bewertung mit Ergebnis einer ggf. beste-

henden Umsatzsteuerpflicht für die Ausweisung gegenüber dem Finanzamt miteinschließt. Auf 

der anderen Seite gilt es, einen personen- und ortsunabhängigen Zugriff auf diese Dokumen-

tation zu gewährleisten mithilfe aktuell eingeführter IT-Lösungen. 

4.2.1 Methode der Dokumentenanalyse zur Realisierung einer Vertragsver-

waltung 

Die Frage nach der Strategie bildet den Zielerreichungsgrad in Form der Effektivität ab. Letz-

tere beantwortet die Frage danach, ob eine Institution das Richtige unternimmt, um ein 

 
79 vgl. Samtgemeinde Dörpen, 2021d, o. S.; Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 289-292 
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festgelegtes Ziel zu erreichen. Nach diesem Maßstab sollte sich der Gemeindeverband als 

Mindestvoraussetzung der Outputorientierung als Kernelement des NPM hingeben, um das 

Ziel einer fristgerechten Umsetzung und steuerlichen Risikominimierung zu erreichen.80  

In diesem Sinne gilt es, eine übersichtliche Dokumentation aller vorhandenen und umsatzsteu-

erlich relevanten Verträge aufzubauen. Auf Basis der beschriebenen Ausgangslage ist es das 

Ziel, alle im Netzwerk abgelegten Verträge systematisch in einem Vertragsregister zu verwal-

ten. Dies entspricht allen Verträgen des Sachkontos 3411000 der Jahre 2017 bis 2019. Zur 

Erstellung einer solchen Übersicht wird dieser Arbeit das Organisationsinstrument der Doku-

mentenanalyse zugrunde gelegt. 

Die benannte Aufnahmetechnik eignet sich dafür, bestehende Informationen zu erheben und 

übersichtlich für das Organisationsziel aufzuarbeiten. Sie gliedert sich in eine Bestimmung von 

Auswertungsmerkmalen, eine genaue Begutachtung der Schriftgutinhalte und schließlich eine 

Vollständigkeitsauswertung.81  

Als Grundlage für die vollständige Erfassung der Verträge und ihrer umsatzsteuerlichen Rele-

vanz dient die Sachkonten- und Vertragsanalyse, welche bereits als Checkliste formatiert 

wurde sowie die Wirtschaftsprüfungsbewertung.82 Damit das Vertragsregister wesentliche In-

formationen hergeben kann, die für das Organisationsziel maßgeblich sind, müssen die Aus-

wertungsmerkmale bestimmt werden. Welche die passenden Merkmale sind und wie folglich 

der Aufbau aussehen kann, ist durch das in Kap. 5 behandelte VM ausgiebig zu erläutern und 

festzusetzen. 

4.2.2 Aufbau einer elektronischen Vertragsakte  

An die vorrangige Frage der Effektivität schließt sich die der Effizienz an. Als Wirtschaftlich-

keitskriterium geht es hier darum, ob die Behörde die richtigen Maßnahmen auch in richtiger 

Weise, d. h. wirtschaftlich, vollzieht. Für die SG Dörpen als Institution des öffentlichen Rechts 

ist die Ausprägung des Minimalprinzips relevant, was zur Folge hat, dass ein vorgegebenes 

Ergebnis mit kleinstmöglichem Ressourceneinsatz zu verwirklichen ist. Als Voraussetzung der 

zugrunde gelegten Dokumentenanalyse bedeutet dies konkret, dass sich an die Erstellung der 

Vertragsverwaltung auch idealerweise eine technische Infrastruktur anschließen muss, welche 

die gesamte Dokumentation sicherstellt und für Beteiligte in Zeiten des digitalen Wandels un-

beschränkt zugänglich macht.83 

In der Samtgemeindeverwaltung wurde im Jahr 2020 eine digitale Schriftgutverwaltungslösung 

als Reaktion auf das überlastete Netzwerk eingeführt84, welches das Potenzial für eine elekt-

ronische Verknüpfung zur angestrebten umsatzsteuerlichen Vertragsverwaltung bietet. In der 

praktischen Umsetzung ist es das Ziel, sowohl die unter dem Netzwerk abgespeicherten Scan-

dateien als auch die manuelle Papierakte durch eine E-Akte innerhalb eines DMS abzulösen. 

 
80 vgl. Schedler u. Proeller, 2011, S. 76-78, 81 
81 vgl. Olfert, 2019, S. 72, 81  
82 s. Anhang Nr. 7, o. S.; Anhang Nr. 10, o. S.   
83 vgl. Barthel, 2016, S. 102, 104; Olfert, 2019, S. 81; Schedler u. Proeller, 2011, S. 81, 263  
84 vgl. Samtgemeinde Dörpen, 2021d, o. S.  
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Im Ergebnis soll jeder Vertrag, welcher in der Vertragsverwaltung dokumentiert und umsatz-

steuerrechtlich eingeordnet wurde, gleichzeitig für alle Beteiligten in einer zentralen E-Akte zu 

finden sein. Für den Umsetzungsprozess in den Kap. 7.1 und 7.2 bedeutet das, dass beide 

Prozesse simultan stattfinden müssen, um eine vollständige Auswertung gewährleisten zu 

können. Dementgegen wird die Erstellung der Vertragsverwaltung in dieser Arbeit in der Be-

arbeitungsreihenfolge vorgezogen, da die Bereitstellung digitaler Infrastruktur allein nicht die 

Lösung des Organisationsproblems widerspiegelt.85 Zusammenfassend sollen zwischen bei-

den aufgezählten Teilkonzepten entsprechende Verknüpfungen durch theoriebasierte Kern-

elemente des VM und der E-Akte geschaffen werden, durch die insgesamt das erstrebte Kon-

strukt der digitalen Vertragsdatenbank entsteht. 

5 Grundzüge des Vertragsmanagements 

Mit diesem Theoriemodul wird die literaturbasierte Handlungsempfehlung für die SG Dörpen 

aufgegriffen und wesentliche einführende Grundlagen vermittelt. Dies stellt die Grundlage für 

eine individuelle Einzelfallbetrachtung des Instrumentes auf die Umsetzungsproblematik des 

Gemeindeverbandes dar. In diesem Rahmen ist es notwendig, das Theoriemodell zu modifi-

zieren, um passende Auswertungsmerkmale für die Dokumentenanalyse und folglich für den 

Aufbau der umsatzsteuerlichen Vertragsverwaltung aufzustellen.  

Um die Bedeutung des VM für die praktische Umsetzung zu erläutern, wird es im Folgenden 

um die Klärung und Abgrenzung grundlegender Begriffe gehen. 

5.1 Wesen des Vertrages 

Der Vertrag bildet nach den Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) den Aus-

gangspunkt eines Schuldverhältnisses, durch welches eine Partei zur Forderung einer Hand-

lung durch die jeweils andere Partei berechtigt ist. Damit ist ein Vertrag auch immer Ausgangs-

punkt des Entstehens von Rechten bzw. Ansprüchen und Pflichten. Für die öffentliche Verwal-

tung ist der Vertrag im zivilrechtlichen Sinn eine gängige Handlungsform, da sie neben ihrem 

Hoheitsgeschäft auch auf Ebene des Privatrechts handeln kann. Der Vorteil eines Vertrages 

ist, dass er grds. individuell in verschiedenen Variationen und Arten nach den Wünschen und 

Zielen der Parteien ausgestaltet werden kann und diese fest an den Inhalt bindet. Hierin sind 

jedoch gleichzeitig Risiken verbunden, denn bei Vernachlässigung eines Vertragsinhaltes 

kann es z. B. zu unerwünschten stillschweigenden Vertragsverlängerungen kommen, die kos-

tenintensive Folgen nach sich ziehen.86 

Der Vertrag bildet damit „[…] Ausgangspunkt und Basis für das betriebswirtschaftliche und 

rechtliche Handeln in Organisationen und Fachabteilungen.“87 Als wesentliche Bestandteile 

eines Vertrages gelten daher Angaben zu den Vertragsparteien, zum Vertragsgegenstand und 

der jeweiligen Gegenleistung in monetären Einheiten, zur Laufzeit und den entsprechenden 

 
85 vgl. Schedler u. Proeller, 2011, S. 263  
86 vgl. Heusinger von Waldegge, 2018, S. 85-87, 89, 93, 95; Saliba, 2019, S. 1, 4  
87 Heusinger von Waldegge, 2018, S. 93  
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Kündigungsmöglichkeiten sowie schließlich zu potenziellen Leistungsstörungen.88 Um die Po-

tenziale für die Organisationsziele voll auszuschöpfen und Risiken auf ein Minimum zu redu-

zieren, ist der Vertrag immer in seinem gesamten Lebenszyklus zu betrachten.89 

Nach diesem Modell wird der Vertrag aus prozessualer Hinsicht zunächst vorbereitet und er-

stellt. Sofern keine Mängel und Fehler ersichtlich sind, kann er zu seiner Wirksamkeit durch 

Unterzeichnung freigegeben werden. Während seiner Laufzeit wird das Erfüllen der Vertrags-

inhalte kontrolliert. Der Abschluss des Vertrages wird u. a. herbeigeführt, wenn der Vertrag 

nicht verlängert, erneuert, nachverhandelt oder gekündigt wird. In diesem Zusammenhang ist 

auf ein häufiges Merkmal im Rahmen von Miet- und Pachtverträgen einzugehen, das für die 

Durchführung der Dokumentenanalyse relevant ist. Häufig ist zwar ein Laufzeitende bestimmt, 

jedoch setzt eine Klausel fest, dass sich die Laufzeit stillschweigend verlängert, sofern nicht 

fristgerecht gekündigt wird.90  

Folglich macht dieser Umstand eine endgültige Bestimmung des Laufzeitendes komplizierter 

und erfordert im Rahmen der Erstellung einer Vertragsverwaltung Beachtung. Die Charakte-

ristik des Vertrages als Handlungsgrundlage jeglichen Geschäftsvorfalls verdeutlicht, warum 

er sich als Beurteilungsgrundlage für eine umsatzsteuerliche Würdigung besonders eignet.  

5.2 Wesen des Vertragsmanagements 

Das Management von Verträgen meint „[...] den systematisch geplanten und geordneten Um-

gang mit Verträgen, um alle sich aus ihnen und im Umgang mit ihnen ergebenden Aspekte 

gewinnbringend für das Unternehmen nutzen zu können.“91 Anhand des Definitionsversuchs 

ist bereits erkennbar, dass es sich hierbei um ein Instrument handelt, das vorrangig im Bereich 

der Privatwirtschaft vertreten ist.  

Für den Begriff des VM existiert keine einschlägige anerkannte Definition, die Aufschluss über 

den genauen Umfang der Tätigkeiten in seinem Rahmen geben kann. Das ist auch der Grund, 

weshalb der Begriff häufig verallgemeinernd angewandt wird, ohne dass eine Organisation 

Kenntnisse über die tiefergehende Bedeutung besitzt. Diese Tatsache birgt das Risiko, dass 

 
88 vgl. Saliba, 2019, S. 1 
89 vgl. Schillingmann, 2020, o. S.  
90 vgl. Heusinger von Waldegge, 2018, S. 85, 94, 96  
91 Saliba, 2019, S. 1 

Darst. 7: Der Vertragslebenszyklus  

Eigene Darstellung basierend auf Schillingmann, 2020, o. S.  
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der Sinn eines strukturierten Umgangs verfehlt wird und der Begriff des VM falsch inszeniert 

wird.92 

Es bedarf daher einer Betrachtung der Funktionen eines VM. Der Managementcharakter 

zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass Verträge nicht nur abgelegt und verwaltet werden. 

Vielmehr müssen Verträge ganzheitlich in ihrem zu durchlaufenden Lebenszyklus und sogar 

noch darüber hinaus betrachtet werden mit dem Ziel, Risiken für die Organisation möglichst 

früh zu erkennen, das Einhalten von Vertragsbestimmungen zu kontrollieren und damit über-

geordnet Geschäftsprozessoptimierungen vornehmen zu können. Mögliche Beispiele für die 

benannten Risiken sind u. a. das Versäumen von Kündigungsfristen mit unerwünschten finan-

ziellen Folgen.93  

Damit rückt der Vertragslebenszyklus der obigen Darst. 7 wiederum in den Vordergrund und 

leitet Rückschlüsse für einen modellhaften Aufbau eines VM her. Ein VM umfasst viele ein-

zelne Tätigkeiten, die den Vertrag entlang seines Lebenszyklus und auch darüber hinaus be-

gleiten. Der typische Aufbau eines VM folgt dem sog. Drei-Säulen-Modell, welches im Folgen-

den abgebildet ist.94  

Die erste Säule beschäftigt sich mit der Verwaltung und Erstellung von Standardvorlagen be-

vor der eigentliche Vertrag in das Leben gerufen wird. An dieser Stelle werden wichtige Ent-

scheidungsbefugnisse bzgl. der formalen und inhaltlichen Gestaltung der Vorlage festgelegt. 

Die Abstimmungen werden abteilungsübergreifend kommuniziert und zeitlich an den Vertrags-

abschlusstermin angepasst. Daran schließt sich eine zweite Säule an, die sich den 

 
92 vgl. Saliba, 2019, S. 3-4  
93 vgl. Heusinger von Waldegge, 2018, S. 93-94  
94 vgl. Heusinger von Waldegge, 2018, S. 94; Saliba, 2019, S. 4-5, 22, 26 

Darst. 8: Das Drei-Säulen-Modell    

Eigene Darstellung in Anlehnung an Heusinger von Waldegge, 2018, S. 96 und basierend auf Saliba, 2019, S. 22-23, 25-26 
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eigentlichen Vertragslebenszyklus einverleibt und damit eine Sonderposition darstellt. Die dar-

gestellte Säule bietet genau deshalb hohes Verwechslungspotenzial, da der Aufbau eines VM 

oft durch das Vertragslebenszyklus-Management ersetzt wird, wodurch es zu einer Sinnesver-

fälschung kommt. Das VM geht über eine reine Verwaltung des Vertrages in seinen Lebens-

phasen hinaus, was in der obigen Abbildung durch die erste und dritte Säule repräsentiert 

wird. Der Lebenszyklus wird hierbei wiederum in die Konzeptions-, Bewirtschaftungs- und Aus-

gangsphase gegliedert. Umfasst werden hiervon die in Darst. 8 behandelten Tätigkeiten, die 

der Erstellung, dem Wirksamwerden, der Bewirtschaftung und der Beendigung dienen. Im Zu-

sammenhang wird vor allem das Vertragsende als risikobehaftet gewertet, welches durch eine 

Fristen- und Kündigungskontrolle stets in Augenschein zu nehmen ist. Das VM insgesamt wird 

abgerundet durch eine dritte Säule, die eine Art Berichterstattungsfunktion einnimmt. Da sich 

ein Vertrag über einen in der Regel längeren Zeitraum erstreckt und rechtlich komplex ausge-

staltet sein kann, sind Fehler unvermeidbar und in die gesamte Organisation des VM einzu-

planen. Ziel dieser Säule ist es, die Reaktionsfähigkeit der Organisation durch rechtzeitiges 

Kommunizieren nach innen wie auch nach außen zu sichern.95  

Das Drei-Säulen-Modell bezeichnet das VM in ganzheitlichem Sinne und ist individuell auf die 

jeweilige Organisation ausdifferenzierbar. Um den komplexen Anforderungen eines solchen 

Systems gerecht zu werden, hat sich in Zeiten der Digitalisierung eine VM-Software den Weg 

geebnet. Diese Software bezweckt aus Gründen der Effizienz sämtliche Verträge aller Abtei-

lungen mit ihren Lebenszyklen auf einer zentralen Plattform abzubilden und mit einem Fristen- 

und Kündigungsmanagement zu koppeln. Auf diese Weise soll das VM in ganzheitlicher Weise 

durch eine Cloud-Lösung digitalisiert werden und einen organisierten Umgang mit Verträgen 

schaffen.96 

In diesem Zusammenhang versuchen IT-Unternehmen die aktuelle Umsatzsteuerproblematik 

mit dieser Software des ganzheitlichen VM zu koppeln. Explizit sieht die Lösung vor, jeden 

einzelnen Vertrag mit seinen für das VM relevanten Grunddaten einzupflegen und zusätzlich 

eine Umsatzsteuermaske mit integriertem Prüfschema nach § 2b UStG auszufüllen. Idealer-

weise soll dieser Prozess inklusive umsatzsteuerliche Bewertung durch jeden Mitarbeiter 

selbstständig durchgeführt und durch eine Schnittstelle zum FiBu-System ergänzt werden, so-

dass bei Vertragserfassung entsprechende Zahlungen bzw. Rechnungen automatisch ange-

ordnet werden. Die Softwarelösung sieht im Hinblick auf die Tax Compliance als Abschluss-

prüfung jedoch vor, dass ein externer Sachverständiger die Prüfung der Umsatzsteuerpflicht 

im Nachhinein bestätigt.97 

Die unterbreitete Softwarelösung macht deutlich, dass sich das ganzheitliche VM auch durch 

aktuelle Entwicklungen wie die Digitalisierung flexibel auf Organisationsprobleme ausgestalten 

 
95 vgl. Heusinger von Waldegge, 2018, S. 94-97; Saliba, 2019, S. 21-25  
96 vgl. Heusinger von Waldegge, 2018, S. 97-99; Saliba, 2019, S. 26  
97 s. Anhang Nr. 11, S. 1-6 
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lässt. Im Ergebnis darf der Begriff des VM daher auch im weiten Sinne verwendet werden98, 

nämlich als „[…] jeder irgendwie geartete Umgang mit Verträgen, Vertragsdokumenten und 

den Vertragsverhältnissen […]“.99 

Mit Blick auf die Zielsetzung einer Umsetzung der Neuregelung im Umsatzsteuerrecht wird 

durch die obigen Ausführungen zum ganzheitlichen VM deutlich, dass die SG Dörpen kein VM 

nach diesem Verständnis anstrebt. Es geht in erster Linie nicht um die Risikovermeidung ver-

säumter Kündigungsfristen und Fälligkeiten, sondern um eine korrekte und vollständige Aus-

weisung der Umsatzsteuer. Nach diesem Verständnis erstellen, bewirtschaften und beenden 

alle Abteilungen ihre Verträge im eigenen Verantwortungsbereich dezentral. Die gezielte Steu-

erung des Vertrages für Unternehmenspotenziale steht daher nicht im Fokus der Untersu-

chung, sondern ist eine Stütz- und Hilfsfunktion. Die kostenintensive Softwarelösung erscheint 

jedoch ebenfalls nicht passend als Lösung für den Gemeindeverband, da das ganzheitliche 

VM einen wesentlichen Hauptteil einnimmt und überdies weitere Komponenten wie die FiBu-

Schnittstelle und die umsatzsteuerrechtliche Prüfung vorhanden sind, die für die SG im Hin-

blick auf die Ausgangsproblematik keinen Mehrwert bringen, da die Funktionen durch beste-

hende Systeme bereits abgedeckt werden.100 Entsprechend der geplanten Vorgehensweise 

der SG Dörpen ist der Digitalisierungsaspekt ohnehin hinten anzustellen und keine zwingende 

Voraussetzung für den Aufbau eines VM.101 Er bietet jedoch vor allem im Hinblick auf die Prob-

lematik des überlasteten Netzwerks und Anbindung an das neu eingeführte DMS ein Optimie-

rungspotenzial.102 Als Zwischenfazit dürfen sich die Auswertungsmerkmale für die Dokumen-

tenanalyse nicht ausschließlich am ganzheitlichen VM orientieren. Aus diesem Grund soll das 

VM im weiten Sinne an die Bedürfnisse der SG Dörpen angepasst werden. Im weiteren Verlauf 

ist der Begriff des VM daher immer im weiten und modifizierten Sinn zu verstehen.  

5.3 Umsatzsteuerliche Vertragsverwaltung als modifiziertes Vertragsma-

nagement  

Die folgenden Ausführungen beschäftigen sich nun mit der Frage, wie ein VM für die Bedürf-

nisse der SG Dörpen mit Blick auf das Organisationsziel auszusehen hat. Hierfür ist es not-

wendig, einzelne Anforderungen an den Aufbau und die Erstellung zu beleuchten. Ziel ist es 

am Ende dieses Abschnittes ein Muster für die Dokumentenanalyse bereitzustellen, welches 

der Erstellung des benannten VM zugrunde gelegt wird. 

5.3.1 Gegenstand und Zielvorstellungen 

Mit Blick auf das Ziel einer einheitlichen Ausweisung der Umsatzsteuer, ist das angesprochene 

Konzept eines umsatzsteuerlichen Vertragsregisters zu befürworten. Vorteil ist, dass 

eingepflegte Verträge als Beurteilungsbasis dienen und sowohl intern als auch extern zur 

 
98 vgl. Saliba, 2019, S. 9 
99 Saliba, 2019, S. 9 
100 s. Anhang Nr. 11, S. 4-5; vgl. Kubach et al., 2017, S. 35 
101 vgl. Saliba, 2019, S. 12, 16 
102 vgl. Heusinger von Waldegge, 2018, S. 98-99 
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Verfügung stehen. Dies käme einer Rechenschaftspflicht gegenüber dem Finanzamt i. S. d. 

TCMS gelegen.103 Um weiterhin von einem VM sprechen zu können und der literaturbasierten 

Handlungsempfehlung zu folgen, ist es sinnvoll, einige Aspekte des ganzheitlichen VM zu 

übernehmen, die einen systematischen Umgang der Verträge und einen dadurch 

hervorgerufenen Mehrwert für die Organisation bzw. einzelne Abteilungen bezwecken.104 Das 

Potenzial dieser Kriterien sollte in jedem Fall eine Übersicht über wiederkehrende 

Finanzvorfälle ermöglichen, damit eine zukünftige Bewertung der Umsatzsteuerpflicht nur 

noch in wenigen Fällen an die externe Wirtschaftsprüfung weitergegeben werden muss. Diese 

Art einer Bewertungsrichtlinie soll vor allem einer Kosteneinsparung dienen. Ein weiterer 

Mehrwert ist eine Verknüpfung jeden Finanzvorfalls mit dem FiBu-System als Schnittstelle.105 

Auf diese Weise lässt sich jeder Ertrag bzw. Umsatz eindeutig nachverfolgen, sodass eine 

nachträgliche Anpassung an den geänderten Kontenplan ohne Probleme möglich ist.106 Mit 

Blick auf die Lebensphasen des Vertrages wird zudem deutlich, dass sich eine potenzielle 

Umsatzsteuerpflicht auf sämtliche Phasen auswirkt. Dies betrifft die Vertragserstellung mit 

Einfügen des Hinweises, dass die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer von der Behörde an 

das Finanzamt abzuführen ist.107 Die Bewirtschaftung des Vertrages setzt dementsprechend 

voraus, dass der Ertrag zuzüglich geschuldeter Umsatzsteuer auch eingezogen wird bzw. 

passend abgeführt und dokumentiert wird. Auch die Beendigung des Vertrages hat schließlich 

Auswirkungen auf die Abgabe einer Voranmeldung bzw. Jahreserklärung. Zusammenfassend 

wird deutlich, dass die Umsatzsteuerproblematik im Hinblick auf die dezentrale 

Vertragsabwicklung hinreichend mit allen Abteilungen kommuniziert werden muss. Die 

umsatzsteuerliche Vertragsverwaltung soll daher abteilungsübergreifend zur Verfügung 

stehen und eine Auskunftsfunktion einnehmen, um einen einheitlichen Informationsstand zu 

gewährleisten.108 Da die Kommunikation mit der externen Wirtschaftsprüfung allein über die 

Kämmerei stattfindet, sollte die umsatzsteuerliche Vertragsverwaltung zentral über diese 

Einheit auch bewirtschaftet werden zum einen aus Zeitersparnisgründen, zum anderen, um 

Missverständnisse und weitere Arbeitsbeschaffung zu vermeiden.109 Zusammenfassend soll 

das VM für die SG Dörpen einen vollständigen, gebündelten und transparenten Überblick über 

erfasste Verträge und ihren Status im Hinblick auf die Umsatzsteuerpflicht geben.110  

5.3.2 Fachliche Anforderungskriterien  

Aus diesem Zielgefüge sollen nun die fachlichen Anforderungen an den Aufbau dieser um-

satzsteuerlichen Vertragsverwaltung ausgemacht werden, die gleichzeitig als fachliche Aus-

wertungsmerkmale für die Dokumentenanalyse dienen. Im Wesentlichen muss die 

 
103 vgl. Kubach et al., 2017, S. 34-35 
104 vgl. Saliba, 2019, S. 9, 11 
105 vgl. Gölz, 2018, S. 24 
106 vgl. Trommer, 2016, S. 98 
107 vgl. Trommer, 2016, S. 99 
108 vgl. Schillingmann, 2020, o. S.  
109 vgl. Saliba, 2019, S. 11-12 
110 vgl. Heusinger von Waldegge, 2018, S. 99; Kubach et al., 2017, S. 33; Schillingmann, 2020, o. S.  
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Vertragsverwaltung drei Informationskategorien bereithalten, nämlich die Beantwortung der 

Umsatzsteuerpflicht nach neuer Rechtslage, grundlegende Vertragsinformationen sowie An-

gaben, die eine Schnittstellenverknüpfung zu anderen IT-Systemen des Gemeindeverbandes 

zulassen.111 In Bezug auf vertragliche Grunddaten und die Ausweisung der Umsatzsteuer-

pflicht hat sich die Kämmerei auf Basis der vorliegenden Informationen aus Literatur und in-

terner Auswertungen für die folgende Kategorienauswahl entschieden112: 

• Vertragspartner als Leistungsempfänger bzw. Debitor  

• Bezeichnung der Vertragsposition (Vertragsart, Vertragsgegenstand, Vertragszeit-

raum) 

• Datum des Vertragsabschlusses  

• Laufzeitmodell 

• Laufzeitende 

• Bewertung nach § 2b UStG  

• Steuersatz nach § 12 UStG  

Für Filterungs- bzw. Auswertungszwecke sollte die Aufzeichnung in digitaler Form erfolgen, 

zumal der Gemeindeverband plant, das neu eingeführte DMS mit dieser umsatzsteuerlichen 

Vertragsverwaltung zu koppeln. Um die oben genannten Kategorien übersichtlich darzustel-

len, bietet sich eine Excel-Tabelle an, die dem geplanten anschließenden Digitalisierungsvor-

haben nicht im Weg steht.113  

5.3.3 Behördenbezogene Anforderungskriterien  

Die behördenbezogenen Anforderungskriterien schließen vor allem die Schnittstellenproble-

matik mit ein. Im Hinblick auf eine vollständige Erfassung und Kontrolle aller festgelegten Kri-

terien sowie der einheitlichen Umsatzsteuerausweisung durch entsprechende Kontenplanan-

passung ist eine Verknüpfung zum FiBu-System der SG Dörpen unabdingbar. Aus diesen 

Gründen sind aus Behördensicht folgende Kriterien zu den Auswertungsmerkmalen hinzuzu-

fügen: 

• Kostenträger  

• Kostenstelle 

• Debitorennummer  

• Sachkontennummer  

Überdies soll noch ein zusätzliches Bemerkungsfeld hinzugefügt werden, in das zusätzliche 

Hinweise z. B. in Bezug auf die umsatzsteuerliche Bewertung eingetragen werden können. Im 

Ergebnis stehen damit die Auswertungsmerkmale der Dokumentenanalyse fest und setzen 

den Startpunkt für die Erstellung der umsatzsteuerlichen Vertragsverwaltung, die nach folgen-

dem Muster erstellt werden soll. 

 
111 vgl. Schillingmann, 2020, o. S.  
112 s. Anhang Nr. 7, o. S.; Anhang Nr. 10, o. S.; vgl. Schillingmann, 2020, o. S.  
113 vgl. Heusinger von Waldegge, 2018, S. 99; Saliba, 2019, S. 16  
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Die umsatzsteuerliche Vertragsverwaltung stellt damit einen wesentlichen Teil des VM für die 

SG Dörpen dar. Das Konstrukt wird dem Managementcharakter jedoch noch nicht vollständig 

gerecht, da er über eine bloße Verwaltung hinausgeht und überdies einen systematischen 

Umgang mit den Verträgen selbst fordert. Die Speicherkapazität der internen Netzwerke ist 

überlastet und kann diesen Anforderungen nicht mehr gerecht werden. Damit rückt als zweite 

Säule des geplanten VM für den Gemeindeverband die digitale Schriftgutverwaltung als Aus-

fluss der Digitalisierung in den Vordergrund.  

6 Das Instrument der digitalen Schriftgutverwaltung  

Die öffentliche Verwaltung ist einem stetigen Wandel ausgesetzt, der maßgeblich durch die 

Digitalisierung beeinflusst wird. Ziel der folgenden Ausführungen ist es, die Relevanz der ak-

tuellen Entwicklungen für den praktischen Umsetzungsversuch der Neuregelung im Umsatz-

steuerrecht aufzuzeigen. In diesem Kontext liegt der Fokus auf der E-Akte als Hauptelement 

der digitalen Schriftgutverwaltung und versucht auf diese Weise das VM durch eine Anleitung 

zur effizienten Verknüpfung und Ablage von Verträgen in digitaler Form zu komplettieren.  

6.1 Bedeutung der Digitalisierung für die Verwaltungsmodernisierung 

Um die Bedeutungsreichweite der Digitalisierung für die öffentliche Verwaltung nachvollziehen 

zu können, bedarf es zunächst einer Definition. Der Begriff umschreibt „[…] Transformations-

prozesse [.], die Wirtschaft und Gesellschaft tiefgreifend verändern.“114 

Damit qualifiziert sich die Digitalisierung als einer der aktuellen Megatrends, der die technische 

Entwicklung rasant vorantreibt und dadurch sämtliche gesellschaftliche Bereiche langfristig di-

gital vernetzt, sodass ein Entziehen nicht möglich ist. Auch wenn die Digitalisierung damit klare 

Bezüge zum Fortschritt der Technologie aufweist, so darf sie nicht als Synonym dazu verstan-

den werden. Grund dafür ist, dass die Digitalisierung vorwiegend auf sozialen und kulturellen 

Komponenten beruht und der Mensch im Mittelpunkt dieser steht. Für die öffentliche Verwal-

tung als Dienstleistungserbringer mit Ziel der Förderung des Allgemeinwohls muss damit klar 

 
114 Denkhaus, 2019, S. 51  

Darst. 9: Umsatzsteuerliche Vertragsverwaltung als Ausgangspunkt der Dokumentenanalyse      

Eigene Darstellung basierend auf Anhang Nr. 7, o. S.; Anhang Nr. 10, o. S.; Schillingmann, 2020, o. S.  
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sein, dass der Megatrend nicht ignoriert werden darf. Eine agile und reaktionsfähige Verwal-

tungsarbeit erfordert eine volle Ausrichtung der strategischen und operativen Steuerung auf 

Digitalisierungsprozesse. Insbesondere muss auch die Führungsebene miteinbezogen wer-

den, denn wo ein Trend existiert, ist in der Regel auch ein Gegentrend zu verzeichnen. Die 

Reaktionen auf Digitalisierungsprozesse sind Komplexität und Überforderung. Insofern bedarf 

es einer Führung, die Sicherheit vermittelt und den Umgang mit der Vernetzung vorlebt. Im 

Hinblick auf ein aktuelles Resümee muss jedoch eingestanden werden, dass sich die öffentli-

che Verwaltung darin bisher nicht sehr gut positioniert, was u. a. nach Stellungnahme des 

Landes NI vorwiegend auf unzureichende datenschutzrechtliche Rahmenbedingungen zu-

rückzuführen ist.115  

Demgegenüber muss sich die öffentliche Hand auch Chancen der Nutzung digitaler Infrastruk-

tur vergegenwärtigen. In diesem Sinne ist vor allem auf die Nutzung moderner IT hinzuweisen, 

die eine neue effektive und effiziente Ausrichtung der Strukturen und Prozesse ermöglicht und 

übergeordnet den Bürokratieabbau fördert. Dieses Vorgehen ist Gegenstand des Leitbildes 

einer Verwaltungsmodernisierung, die unter dem Begriff des Electronic Governments (E-

Government) abgehandelt wird. Der Ansatz des E-Governments zielt dabei nicht darauf ab, 

moderne Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) als Handlungsrahmen für Ge-

schäftsprozessoptimierungen zu deklarieren, sondern sieht im Gegenteil vor, dass sich sämt-

liche Prozesse zukünftig an diesen Technologien ausrichten sollen. Das Reformmodell des 

NPM setzt das E-Government für eine leistungsfähige und leistungsorientierte Verwaltung vo-

raus. Aus den benannten Gründen ist der Gesetzgeber tätig geworden und hat die Relevanz 

der Verwaltungsmodernisierung auf Bundes- bzw. Landesebene normiert u. a. in Form des E-

Government-Gesetzes (EGovG), welches die Förderung elektronischer Kommunikation, 

Fachverfahren und Aktenführung für die Verwaltungstätigkeit der Bundesbehörden vorsieht. 

Das Onlinezugangsgesetz (OZG) richtet sich darüber hinaus an alle Verwaltungsebenen und 

gibt ihnen vor, sämtliche Dienstleistungen spätestens ab dem Jahr 2023 online über Verwal-

tungsportale anbieten zu müssen. Auch die nds. Landesregierung hat dem E-Government Ge-

setzeskraft in Form des Nds. Gesetzes über digitale Verwaltung und Informationssicherheit 

(NDIG) verliehen und um zusätzliche Themenkomplexe, wie z. B. der Informationssicherheit 

und elektronischen Bürgerbeteiligung, ergänzt.116  

Zusammenfassend bildet das E-Government damit einen Leitgedanken für den Umgang mit 

dem Megatrend der Digitalisierung ab und stellt die medienbruchfreie, d. h. durchgängige 

elektronische Verwaltungskommunikation in den Fokus. Um den Megatrend daher gerecht zu 

werden, ist eine Verbreitung von E-Government unerlässlich. Dieses wiederum lässt sich nur 

durch eine Umstellung auf eine digitale Verwaltungsarbeit erreichen. Die Bundesregierung hat 

 
115 vgl. Denkhaus, 2019, S. 51, 61; Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport (MI Nds.), 2016, S. 7, 10; Prognos AG,  
     2018, S. 5, 10, 20; Schedler u. Proeller, 2011, S. 264, 266; Zukunftsinstitut GmbH, 2021a, o. S.; Zukunftsinstitut GmbH,  
     2021b, o. S.  
116 vgl. Denkhaus, 2019, S. 52, 54-55, 58, 78-79; Klein, 2019, S. 3; MI Nds., 2016, S. 1-2, 11-12; Schedler u. Proeller, 2011, S.  
     264, 266-267, 269 
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mit dem Organisationskonzept der elektronischen Verwaltungsarbeit einen instrumentellen 

Ansatz zur Verwirklichung des E-Governments geschaffen, welcher die E-Akte als Kernkom-

ponente medienbruchfreier Verwaltungskommunikation vorsieht.117  

Als Zwischenfazit wird festgehalten, dass die elektronische Verwaltungsarbeit eine unweiger-

liche Voraussetzung für eine agile und leistungsstarke öffentliche Verwaltung als Reaktion auf 

den Digitalisierungstrend ist. Das macht das digitale Verwaltungshandeln im Ergebnis nicht 

mehr zu einem Effizienzkriterium, sondern zum Hauptbestandteil der strategischen Steuerung. 

Im Einfluss des digitalen Wandels sollte die SG Dörpen bei der Erstellung ihres VM das oben 

benannte Organisationskonzept der elektronischen Verwaltungsarbeit für die Vertrags- bzw. 

Dokumentenablage miteinbeziehen. Die Erstellung einer digitalen Vertragsdatenbank als VM 

zu etablieren erscheint nach dieser Argumentation im Ergebnis sinnvoll und gerechtfertigt.  

6.2 Organisationskonzept der elektronischen Verwaltungsarbeit  

Ziel dieses Abschnittes ist eine Beleuchtung des Konzeptes hinsichtlich nützlicher Bestand-

teile, die für das Umsetzungskonzept der SG Dörpen von Bedeutung sind. Zunächst ist das 

Konzept daher nach Inhalt und Bedeutung zu analysieren. 

Das Organisationskonzept elektronische Verwaltungsarbeit ist ein Programm des Bundesmi-

nisteriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI), das sich jedoch auch gleichsam für Landes- 

und Kommunalbehörden eignet. Das Konzept ermöglicht den Institutionen „[…] ihre Anforde-

rungen an die elektronische Unterstützung ihrer Verwaltungstätigkeit [zu] ermitteln und daraus 

Sollkonzepte zur Umsetzung effektiver Verwaltungsabläufe ab[zu]leiten.“118 Zur Vervollständi-

gung ist das Konzept mit individuellen behördenbezogenen Anforderungen abzurunden. Das 

Konzept besteht übergeordnet aus zwei Teilen, nämlich der elektronischen Schriftgutverwal-

tung und der elektronischen Prozessunterstützung. Diese Bereiche differenzieren sich weiter 

in verschiedene Bausteine aus, die individuell an die Bedürfnisse und an die Ausgangssitua-

tion der Behörde ausgerichtet werden.119 

Insbesondere lassen sich diese grundlegenden Bausteine zur Umsetzung elektronischer Ver-

waltungsarbeit unterscheiden120: 

• E-Akte 

• Elektronische Zusammenarbeit (E-Zusammenarbeit) 

• Elektronische Vorgangsbearbeitung (E-Vorgangsbearbeitung) 

• Elektronische Fachverfahren (E-Fachverfahren) 

Im Hinblick auf die Ausgangssituation und das Handlungskonzept der SG Dörpen ist nun der 

passende Baustein auszuwählen. Bei der geplanten Erstellung des VM steht das Problem der 

systematischen Ablage vorhandener Verträge aus, welche aufgrund mangelnder 

 
117 vgl. Denkhaus, 2019, S. 54-55, 60-61, 63; Klein, 2019, S. 7; MI Nds., 2016, S. 14; Niedersächsischer Landesrechnungshof  
     (LRH Nds.), 2020a, S. 9-10   
118 Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI), 2012b, S. 14 
119 vgl. BMI, 2012b, S. 5, 14-15, 22; Denkhaus, 2019, S. 54  
120 vgl. BMI, 2012b, S. 15-16 
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Speicherkapazität nicht mehr im internen Netzwerk abgelegt werden können. Dieser Baustein 

muss zudem eine Schnittstelle für die Verknüpfung zur geplanten umsatzsteuerlichen Ver-

tragsverwaltung bieten. Aus diesem Grund sollen die Bausteine in ihren Wesenszügen in oben 

angeführter Reihenfolge vorgestellt werden, um im Anschluss den passenden Baustein hin-

sichtlich seiner Anforderungen an das Projekt beleuchten zu können.  

Die E-Akte bildet das Kernfundament des Konzeptes, womit alle anderen Bausteine darauf 

aufbauen. Die E-Akte ermöglicht es, die Papierakte und Laufwerksysteme durch eine vollstän-

dige elektronische Aktenführung abzulösen. In diesem Kontext ist eine organisierte, struktu-

rierte und rechtssichere Ablage von Dokumenten und Geschäftsvorfällen möglich. Demgegen-

über bietet sie keine Prozessunterstützungsfunktion an, sie ist also in erster Linie auf die reine 

Aktenführung ausgelegt. Die E-Zusammenarbeit setzt den Fokus auf eine u. a. abteilungs- 

bzw. behördenübergreifende Zusammenarbeit über elektronische Medien. Auf diese Weise ist 

es möglich, dass mehrere Bearbeiter unterschiedlicher Organisationseinheiten zusammen an 

einem Dokument arbeiten, sich austauschen und kommunizieren sowie ein Wissensnetzwerk 

aufbauen. Dies geschieht z. B. durch Online-Foren, Wikis oder Clouds. Einen prozessbezoge-

nen Schwerpunkt besitzt die E-Vorgangsbearbeitung. Es handelt sich dabei um digital abge-

bildete Geschäftsprozesse, die auch als Workflows bezeichnet werden. Die Bereitstellung der 

notwendigen IT, die fähig sind, komplexe Prozesse abzubilden, werden als E-Fachverfahren 

bezeichnet.121  

Alle benannten Bausteine sind in Kombination als erfolgsversprechend für eine Meisterung 

des Digitalisierungstrends einzuschätzen. Es wird jedoch deutlich, dass sämtliche Bausteine 

das Vorhandensein einer elektronischen Aktenführung voraussetzen, welche die Samtge-

meindeverwaltung bisher nur bedingt durch eingescannte Vertragsdokumente mit Bezeich-

nung des Debitors bereitstellen konnte. Die Ablösung des Netzwerksystems durch ein DMS 

hebt hervor, dass die bisherige Lösung nicht das Konzept der E-Akte vollständig abbilden 

konnte. Die Bereitstellung von Dokumenten zwecks umsatzsteuerlicher Überprüfung an die 

Wirtschaftsprüfung wurde bisher durch eine Cloud-Lösung ermöglicht. Insofern sind bereits 

Elemente einer E-Zusammenarbeit vorhanden. Prozessbezogene Bausteine konnten bisher 

noch nicht realisiert werden. Damit die SG Dörpen die Digitalisierung als Motor nutzen kann, 

sollte auf dem Weg einer Umstellung zum digitalen Arbeiten die digitale Schriftgutverwaltung 

der erste Schritt sein.122 Im Ergebnis ist der Baustein der E-Akte der passende, um die um-

satzsteuerliche Vertragsverwaltung durch Erstellung einer elektronischen Vertragsakte zu ei-

nem übergeordneten VM zu ergänzen. 

6.3 Elektronische Akte als Kernbaustein  

Der Aufbau einer elektronischen Vertragsakte erfordert tiefergehende Kenntnisse über das 

Wesen und das Potenzial der E-Akte, um es für das Umsetzungsprojekt optimal nutzen zu 

 
121 vgl. BMI, 2012b, S. 16, 18, 19, 21-22  
122 vgl. LRH Nds., 2020a, S. 10  



42 
 

können. Besondere Aufmerksamkeit gilt den Anforderungen, welche die E-Akte an die Nut-

zung durch die Behörde und an die Systemarchitektur stellt. In diesem Zusammenhang ist es 

das Ziel des Abschnittes, die Bedeutung des DMS für den Aufbau der Vertragsakte hervorzu-

heben.  

6.3.1 Begriff und Funktion  

Die E-Akte bezeichnet „[…] eine logische Zusammenfassung sachlich zusammengehöriger 

oder verfahrensgleicher Vorgänge und/oder Dokumente […].“123  

Diese Teilelemente können unterschiedliche Formen annehmen, wie z. B. E-Mails, Scans, 

Tabellen oder sonstige Dateien, die in ihrer Gesamtheit eine vollständige Dokumentation eines 

Sachverhalts wiedergeben. Damit zielt die E-Akte auf eine vollständige Ersetzung der Papier-

akte ab und ist Hauptvoraussetzung, um das E-Government weiter voranzutreiben. Mit voll-

ständiger elektronischer Ablagefunktion ist sie der Inbegriff für die digitale Schriftgutverwal-

tung. Diese wiederum ist verbunden mit einer Registratur, einer Speicherung und der Möglich-

keit, das Dokument zu bearbeiten und zu verwalten. Aufgrund dieser benannten Kernfunktio-

nen ist die E-Akte immer mit dem IT-Verfahren eines DMS gekoppelt, durch welches sie erst 

in Aktion treten kann. Die Chancen der E-Akte werden vor allem im orts- und personenunab-

hängigen Zugriff und einer damit resultierenden Verfahrensbeschleunigung und Kommunika-

tionshilfe gesehen. Unterschiedliche Dateiformate können problemlos abgespeichert und mit 

einer Volltextsuche gefiltert werden. Auf der anderen Seite ist die digitale Verfügbarkeit von 

Daten auch immer risikobehaftet, denn gerade in der öffentlichen Verwaltung wird mit sensib-

len schützenswerten Daten gearbeitet. Ein wesentliches Gerüst für die Etablierung und Ak-

zeptanz der E-Akte ist die Berücksichtigung der Mitarbeiterinteressen. Damit die E-Akte ihr 

volles Potenzial entfalten kann, muss daher sichergestellt sein, dass die Mitarbeiter auf der 

einen Seite behutsam an das Thema herangeführt werden und auf der anderen Seite nötiges 

Know-how zur Bearbeitung vermittelt bekommen.124 

Die E-Akte steht damit übergeordnet als Kernfundament medienbruchfreier Verwaltungskom-

munikation im Zentrum, da sie die Schlüsselkomponente aller Verfahren und Prozesse in Ge-

stalt des Dokuments elektronisch verfügbar und variabel einsetzbar macht. Das ist der Grund, 

warum Bund und Länder die Einsetzung der digitalen Schriftgutverwaltung als Qualitäts- und 

Leistungsfähigkeitsmerkmal elektronischer Verwaltungsarbeit qualifizieren und Gesetzescha-

rakter verleihen. Gem. § 6 S. 1 und 2 EGovG ist die elektronische Aktenführung für Bundes-

behörden ab dem Jahr 2020 verpflichtend, es sei denn, es kann dadurch im Einzelfall ein 

unwirtschaftliches Handeln nachgewiesen werden. Auf Landesebene in NI ist die feste An-

wendung grds. ab dem Jahr 2026 vorgesehen. Für oberste Landesbehörden verkürzt sich die 

Frist um drei Jahre, sofern Verwaltungsleistungen über das landesweite Verwaltungsportal 

angeboten werden. Für die Kommunalbehörden ist derzeitig keine gesetzliche Verbindlichkeit 

 
123 BMI, 2012b, S. 16  
124 vgl. BMI, 2012b, S. 16-17, 22; Braun Binder, 2019, S. 325-326; Klein, 2019, S. 7; LRH Nds., 2020a, S. 8-10 
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zur Nutzung der E-Akte vorgesehen, es besteht jedoch die Möglichkeit dazu, wenn die Kom-

munen den Anforderungen zur Führung dieser E-Akte gerecht werden können.125 

Für die SG Dörpen als kommunale Gebietskörperschaft stellt sich daher die Frage, was die 

Anforderungen beinhalten. 

6.3.2 Rechtliche Anforderungen  

Das verfassungsrechtlich in Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz (GG) verankerte Prinzip der Aktenmä-

ßigkeit verpflichtet die öffentliche Verwaltung zum Führen von Akten, wobei nicht näher be-

stimmt ist, ob dies in manueller oder elektronischer Form zu erfolgen hat. In jedem Fall ist die 

öffentliche Hand nach dem benannten Gebot verpflichtet, einer Dokumentationspflicht bzgl. 

entscheidungsrelevanter Unterlagen nachzukommen, was durch die nachfolgend dargestell-

ten Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung konkretisiert wird.126  

Über die Aktenrelevanz von Daten entscheidet der zuständige Sachbearbeiter im Einzelfall. 

Nach diesem Grundsatz ist alles in eine Akte aufzunehmen, was im Nachhinein für Transpa-

renz, Verständnis und für die Nachvollziehbarkeit des rechtmäßigen Verwaltungshandelns not-

wendig ist. Zur Vollständigkeit einer Akte sind damit jegliche Unterlagen hinzuzufügen, die 

Aufschluss über Verfahrens- und Kommunikationsprozesse sowie die Verfahrensbeteiligten 

geben. Darüber hinaus sind Merkmale und Bearbeitungsinformationen, wie z. B. Aktenzeichen 

und Laufweginformationen, aufzunehmen. Der Grundsatz der Vollständigkeit nimmt eine her-

vorgehobene Stellung bei der Übertragung von Papierakten in die E-Akte an, da gesetzlich 

definierte Formerfordernisse besondere Anforderungen z. B. an das Anbringen einer elektro-

nischen Signatur stellen. Aufgrund mangelnder Relevanz für diese Arbeit und der zum Teil 

strittigen Rechtsauffassung soll hierauf nicht näher eingegangen werden. Ziel ist in jedem Fall, 

dass die elektronisch überführten Dokumente in optimaler Art und Weise das Original wider-

spiegeln und keine Informationen verloren gehen, was gleichzeitig den Grundsatz der 

 
125 vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 3, § 3 Abs. 1, § 10 Abs. 1-3 NDIG; Braun Binder, 2019, S. 322; Klein, 2019, S. 7; MI Nds., 2016, S. 14  
126 vgl. § 6 S. 3 EGovG; § 10 Abs. 3 S. 1 NDIG; BMI, 2012a, S. 6, 9; BMI, 2012b, S. 6; Braun Binder, 2019, S. 322; LRH Nds.,  
     2020a, S. 4 

Darst. 10: Prinzip der Aktenmäßigkeit und Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung 

Eigene Darstellung basierend auf BMI, 2012b, S. 6; LRH Nds., 2020a, S. 4-7 
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Aktenwahrheit stützt. Hiernach dürfen Informationen nicht verfälscht werden und nur das wie-

dergeben, was auch den Tatsachen entspricht. Eine E-Akte qualifiziert sich als nachvollziehbar 

und verständlich, wenn sie Teil eines Aktenplans und -verzeichnisses ist und sich auch für 

einen Dritten aus sich selbst heraus erklären kann. Um die Integrität und Authentizität der 

Akten zu gewährleisten, ist eine sichere sowie an den Aufbewahrungsfristen orientierte Ablage 

sicherzustellen, die auch eine Vertraulichkeitsfunktion abdeckt. In diesem Kontext sind Bear-

beitungs- und Löschbefugnisse festzulegen, damit Informationen nachträglich nicht gelöscht 

oder verändert werden können. Schließlich ist der Grundsatz der Aktenbeständigkeit zu wah-

ren, nach dem Zugriff auf die Akte bis zur Aussonderung bzw. Archivierung gewährleistet sein 

muss. Alle genannten Voraussetzungen zur Einhaltung des übergeordneten Prinzips der Ak-

tenmäßigkeit sind durch die Behörden für sämtliche Verwaltungshandlungen, deren Unterla-

gen sie betreffen, zu garantieren.127 

Dies muss nach Auffassung des Gesetzgebers auf Bundes- und Landesebene „[…] durch ge-

eignete technisch-organisatorische Maßnahmen nach dem Stand der Technik [.]“128 verwirk-

licht werden. Im Ergebnis wird dabei den Behörden freier Lauf bzgl. der Auswahl geeigneter 

Maßnahmen gelassen, was durchaus kritikfähig anzusehen ist, da es sich um sensible perso-

nenbezogene Daten handelt, die es zu schützen gilt.129 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) ist in Bezug auf diese Problematik tätig geworden und 

hat ein Schreiben mit dem Titel Grundsätze zur ordnungsgemäßen Führung und Aufbewah-

rung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Daten-

zugriff (GoBD)130 veröffentlicht. Für die SG Dörpen ist diese allgemeine Verwaltungsvorschrift 

insofern relevant und einschlägig, da sie im Rahmen ihrer umsatzsteuerlichen Aufzeichnungs-

pflichten in elektronischer Gestalt den Anforderungen an eine IT-gestützte Buchführung ge-

recht werden muss. Die GoBD beziehen u. a. haushalts- und umsatzsteuerrechtliche Vor-

schriften und deren Umsetzung im Hinblick auf eine digitale Ablage im DMS mit ein und dienen 

übergeordnet dem Prüfungsnachweis finanzieller Geschäftsvorfälle gegenüber den Finanzbe-

hörden. In diesem Hinblick muss der Gemeindeverband die GoBD als Lex specialis und Ori-

entierungshilfe für den Aufbau der elektronischen Vertragsakte neben dem Prinzip der Akten-

mäßigkeit und seinen Ausprägungen beachten und anwenden. Überdies sei zwecks Vollstän-

digkeit angemerkt, dass sich weitere rechtliche Anforderungen aus einzelfallrelevanten Geset-

zen ergeben können.131  

6.3.3 Fachliche Anforderungen  

Aus den benannten rechtlichen Anforderungen der E-Akte resultieren die fachlichen Rahmen-

bedingungen, die durch die Samtgemeindeverwaltung sichergestellt werden müssen. Durch 

die fachlichen Anforderungen wird gewährleistet, dass das digital abgebildete Schriftgut 

 
127 vgl. BMI, 2012a, S. 9-10; BMI, 2012b, S. 6; Braun Binder, 2019, S. 323-324; LRH Nds., 2020a, S. 5-8 
128 § 10 Abs. 3 S. 1 NDIG 
129 vgl. § 6 S. 3 EGovG; Braun Binder, 2019, S. 322-323 
130 vgl. BMF-Schreiben v. 28.11.2019, S. 1-44  
131 vgl. BMI, 2012a, S. 12; Dott, 2021, S. 3, 7, 12  
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vollständig, unveränderlich und unverfälscht vorliegt. Überdies muss es barrierefrei zu Verfü-

gung stehen und bei Bedarf auch elektronisch für die Externe verkehrsfähig sein. Schließlich 

ist die Lesbarkeit sowie der Schutz personenbezogener Daten sicherzustellen.132  

Folgender Anforderungskatalog kann für die Bereitstellung und Verwaltung digitalen Schrift-

gutes ausgemacht werden133:  

• Strukturierung und Ordnung durch Aktenpläne / -verzeichnisse  

• Erfassung und Registratur durch Metadaten  

• Bereitstellung durch Such- und Filterfunktionen  

• Aufbewahrung durch Langzeitspeicherung und Aussonderung  

• Bestimmung von Verantwortlichkeiten  

Um die Datenmenge zwecks Wiederauffindbarkeit zu strukturieren, bedarf es eines Akten-

plans, der das Schriftgut nach einer aufgabenbezogenen Ordnung gliedert. Im Nachhinein 

empfiehlt es sich, die erstellten E-Akten in diesen Plan einzugliedern, sodass der Bestand 

digitalen Schriftgutes für jede Abteilung einsehbar ist und keine Akten doppelt erstellt werden. 

In diesem Zusammenhang ist die sog. Schriftgutobjekthierarchie einzuhalten, auf die im Ver-

lauf des Kap. 6.3.4 näher eingegangen wird. Beim Registrieren wird das Schriftgut mit Meta-

daten versehen, welche Informationen und Merkmale beinhalten, die das Schriftgutobjekt ein-

deutig identifizieren und im Rahmen einer Recherche auffindbar machen. Hierzu gehört als 

wichtigstes Kriterium das Aktenzeichen, welches sich entsprechend der Schriftguthierarchie 

weiter ausdifferenzieren lässt, sodass im Ergebnis Vorgänge und auch Dokumente auf unters-

ter Ebene eindeutig auffindbar sind. Durch die Verknüpfung des Schriftgutes mit Metadaten ist 

überdies eine Suchfunktion über weitere behördenbezogene Merkmale ausweitbar. Der 

Grundsatz der Revisionssicherheit und Aufbewahrung verlangt schließlich nach einer tech-

nisch ausgereiften Langzeitspeicherung und Aussonderungsmöglichkeit. Der übergeordnete 

sichere und verantwortungsbewusste Umgang mit digitalen sensiblen Daten erfordert überdies 

eine Festlegung von Verantwortlichkeiten entsprechend des Kongruenzprinzips.134 

Die Komplexität der rechtlichen und fachlichen Rahmenbedingungen verdeutlichen die Not-

wendigkeit der Anschaffung einer technischen Infrastruktur, die deren Einhaltung gewährleis-

ten kann. 

6.3.4 Aufbau im Dokumentenmanagementsystem 

Die Einführung eines DMS in der Samtgemeindeverwaltung war damit eine notwendige Reak-

tion auf die dargestellten Rahmenbedingungen. Im Folgenden soll in Kürze herausgestellt wer-

den, was das DMS in diesem Hinblick als erfolgreich qualifiziert. Daran anschließend gilt es, 

einen Überblick über die elektronische Aktenstruktur zu geben, damit im Rahmen der Durch-

führung die elektronische Vertragsakte erstellt werden kann. 

 
132 vgl. BMI, 2012a, S. 12-13 
133 vgl. BMI, 2012a, S. 13-17 
134 vgl. BMI, 2012a, S. 8, 14-17 
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„Ein DMS ist ein modular aufgebautes, datenbankgestütztes Verfahren zur Verwaltung und 

Steuerung von elektronischen Akten, Vorgängen und Dokumenten.“135 

Das DMS ist darauf ausgerichtet, ein Dokument in seinem ganzheitlichen Lebenszyklus zu 

erfassen und stellt diesbezüglich folgende Kernfunktionen bereit136: 

• Langzeitspeicherung und Aussonderung  

• Schriftgutbearbeitung und -verwaltung inklusive Zuweisung von Zugriffs-, Bearbei-

tungs- und Löschrechten  

• Registratur im Rahmen von Metadaten und Aktenplänen  

• Ergänzungsfunktionen im Rahmen der Bausteine E-Zusammenarbeit und E-Vorgangs-

bearbeitung  

Im Ergebnis deckt das DMS alle im obigen Verlauf aufgestellten fachlichen und damit indirekt 

auch die rechtlichen Anforderungen der E-Akte ab. Auf Dokumente kann orts- und personen-

unabhängig sogar von extern zugegriffen werden, was vor allem dem Ziel eines TCMS und 

damit einer Rechenschaftspflicht gegenüber den Finanzbehörden und der Kommunalaufsicht 

entgegenkommt. Für sämtliche Abteilungen ist eine gezielte Recherche nach Verträgen und 

ihrer umsatzsteuerlichen Bewertung möglich. Ein weiterer Mehrwert für das Organisationsziel 

des Gemeindeverbandes liegt im Potenzial eines Mitzeichnungsworkflows im Rahmen einer 

Geschäftsprozessoptimierung, wodurch alle künftigen Verträge für eine umsatzsteuerliche Be-

wertung an die Kämmerei geschickt werden können, bevor sie zur sachlich und rechnerischen 

Anordnung freigegeben werden.137  

Für die Erstellung der elektronischen Vertragsakte im behördeninternen DMS enaio ist es nun 

notwendig, einen Blick auf die oben dargestellte Aktenstruktur zu werfen. Typisch für die 

 
135 Klein, 2019, S. 8 
136 vgl. Klein, 2019, S. 8; LRH Nds., 2020a, S. 8-9 
137 vgl. BMI, 2012b, S. 16; Klein, 2019, S. 7, 9-10, 14, 17, 21 

Darst. 11: Aktenstruktur im Dokumentenmanagementsystem  

Eigene Darstellung in Anlehnung an BMI, 2012a, S. 8, 16; ITEBO GmbH, o. J., S. 3, s. Anhang Nr. 12, S. 3 
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Objekthierarchie innerhalb eines DMS ist, dass sich das Schriftgut in die drei Ebenen der Akte, 

des Vorgangs und auf unterster Ebene des Dokuments gliedert. Alle diese Ebenen können 

durch Metadaten beschrieben werden, um sie im Nachhinein durch die Such- und Filterfunk-

tion des DMS wieder auffinden zu können. Das behördeninterne DMS enaio greift dieses 

Grundprinzip auf und orientiert sich dabei an einer Aktenschrank-Metapher. Die gesamte 

Schriftgutverwaltung stellt dabei den Aktenschrank dar, welcher sich in verschiedene Regalb-

öden und auf ihnen stehenden Ordnern ausdifferenziert. Der Inhalt der Ordner lässt sich wie-

derum durch Register voneinander abtrennen. Nach diesem Bild verhält es sich auch mit der 

E-Akte. Die Regalböden verkörpern dabei ein allgemeines Aktenzeichen, das sich im Falle der 

SG Dörpen an der numerischen Kostenträgerbezeichnung orientiert. Die Ordner stehen reprä-

sentativ für einen Vorgang. Da sich mehrere Vorgänge demselben Kostenträger zuordnen las-

sen, muss der bestehende Kostenträger durch eine aufsteigende Vorgangsnummer ergänzt 

werden. Innerhalb des Vorgangs können auf kleinster Ebene Dokumente in diversen Dateity-

pen abgelegt und durch Register übersichtlich abgetrennt werden.138 

Im Rahmen der Durchführung des Kap. 7.2 ist es nun die Aufgabe, die Verträge nach der 

Aktenplanorganisation des Gemeindeverbandes entsprechend anzulegen und für die Verträge 

entsprechende Metadaten auszuwählen, mit deren Hilfe eine Verknüpfung zur umsatzsteuer-

lichen Vertragsverwaltung gelingen kann.  

7 Durchführung der Dokumentenanalyse: Digitale Vertragsdatenbank 

Im abschließenden Teil dieser Arbeit folgt nun mithilfe der Dokumentenanalyse die praktische 

Umsetzung und Erstellung der Endprodukte als digitale Vertragsdatenbank, welche das VM 

repräsentiert. Hierfür werden alle Erkenntnisse aus der Auseinandersetzung mit der Fachlite-

ratur, der Ist-Analyse und der Strategie in Korrelation zum Problem und der Zielsetzung ge-

bündelt. Die Präsentation der Arbeitsergebnisse erfolgt in Reihenfolge der benannten strate-

gischen Ausrichtung und soll im Anschluss eine Beurteilung der Neuregelungsfolgen für die 

SG Dörpen als Praxisbehörde ermöglichen und gleichermaßen ein Stimmungsbild der aktuel-

len Gesamtsituation von Kommunen zulassen. 

7.1 Erstellung der Vertragsverwaltung unter Einbezug der Umsatzsteuer-

pflicht  

Im ersten Teil der Umsetzung wird für jede MG und die SG als Ganzes die umsatzsteuerliche 

Vertragsverwaltung als Teilendprodukt unter Einbezug der festgelegten Auswertungsmerk-

male erstellt.139 Hierbei werden insgesamt zehn Excel-Tabellen verfasst, die dem vorgefertig-

ten Muster der Darst. 9 auf Seite 38 folgen. Die Excel-Lösung wird gewählt, da sie vielfältige 

Funktionen bietet, individuell gestaltbar ist und kein Limit bzgl. der Hinzufügung neuer Ver-

tragspositionen kennt. Überdies folgt sie der Literaturempfehlung und kann im späteren Ver-

lauf zu Export- und Auswertungszwecken genutzt werden. Bei den Auswertungsmerkmalen 

 
138 s. Anhang Nr. 12, S. 3-4; vgl. BMI, 2012a, S. 7-8, 19 
139 s. Anhang Nr. 13, o. S.  
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als Oberkriterien wird eine Filterfunktion hinterlegt, damit Vertragspositionen und zugehörige 

Merkmale schneller gefunden werden können. Hierbei bieten die Kategorien Kostenstelle, 

Kostenträger, die Debitorennummer, die Sachkontennummer sowie die übergeordnete Ge-

meindekennziffer ideale Schnittstellen zum FiBu-System. So können die Vertragspositionen 

bei Bedarf durch den Sachkonten- bzw. Debitorenexplorer ohne Probleme recherchiert und 

mit den Beträgen der Sachkontenanalyse des Anhangs 7 abgeglichen werden.  

Es folgt der Hauptteil der Dokumentenanalyse, bei dem die eingescannten Vertragsdokumente 

im internen Netzwerk gesichtet und nach Vollständigkeit kontrolliert werden. Aus Gründen des 

besseren Leseflusses wird im Folgenden der sprachliche Singular verwendet, die Vorgehens-

weise wird jedoch allen zehn Umsetzungsprojekten zugrunde gelegt. Zur vollständigen Erfas-

sung aller Miet- und Pachtverträge dient die Sachkonten- und Vertragsanalyse der Jahre 2017 

bis 2019 im Rahmen der Ist-Analyse, die als Checkliste formatiert ist.140 Ziel ist es, alle sich 

aus den Ertragspositionen ergebenden Verträge im Netzwerk aufzufinden und sie dann in ei-

nem zweiten Schritt entsprechend der Auswertungsmerkmale in die Excel-Tabelle einzutra-

gen. In diesem Kontext stellt sich zunächst die Frage, wie die vollständige Erfassung der Ver-

träge gewährleistet werden kann. 

In Anhang 7 wird jeder Debitor mit dem jährlichen Ertrag und seiner Zusammensetzung aus-

gewiesen. Daran wird also ersichtlich, wann vom Debitor welcher Ertrag fließt. Pro Ertragspo-

sition muss folglich eine vertragliche Grundlage bestehen. Nach diesem Vorgehen wird jeder 

gescannte Vertrag inhaltlich dahingehend analysiert, ob sich die monetäre Gegenleistung des 

Debitors und der Vertragszeitraum mit den Angaben der formatierten Checkliste decken. Ein 

weiterer Vorteil dieses Vorgehens ist, dass der Geltungszeitraum des Vertrages buchhalte-

risch genau nachgewiesen werden kann und im Ergebnis Vertragsbeginn und -ende bestimm-

bar sind. In diesem Hinblick ist vor allem eine Problematik aufzugreifen, die der Eigenart von 

Miet- und Pachtverträgen geschuldet ist. Oftmals sind die Vertragsbestimmungen so gewählt, 

dass Vertragsbeginn und -ende zwar klar benannt sind, jedoch eine stillschweigende Verlän-

gerung des Vertrages um jeweils ein Jahr erfolgt, sofern keine der Vertragsparteien fristge-

recht kündigt. Das macht eine Bestimmung des Laufzeitendes erstmal unbestimmbar. Das 

Problem wird durch Hinzuziehung des FiBu-Systems als oben benannte Arbeitshilfe gelöst. 

Für die abgeschlossenen Jahre 2017 bis 2019 kann unproblematisch eine Aussage getroffen 

werden, ob eine Ertrags- und zugehörige Einzahlungsposition gebucht wurden oder nicht. Dies 

lässt Rückschlüsse auf eine mögliche Kündigung oder Verlängerung zu und kann in dieser 

Folge für das Laufzeitende unproblematisch eingetragen werden. Bei eindeutigem Laufzeit-

ende ist das Laufzeitmodell als befristet anzusehen. Sollte ein Laufzeitende weiterhin unbe-

stimmbar sein, da sich die Vertragsposition zeitlich bis nach dem aktuellen Datum hinauszieht, 

erfolgt eine Kennzeichnung des Laufzeitmodells als laufend und das Laufzeitende als offen. 

Das setzt allerdings voraus, dass diese Sonderfälle bis zum aktuellen Datum im FiBu-System 

 
140 s. Anhang Nr. 7, o. S.  
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nach wiederkehrenden Positionen durchsucht werden, was einen nochmaligen Zeitaufwand in 

Anspruch nimmt. In der Bezeichnungskategorie wird überdies die geplante Laufzeit trotz still-

schweigender Verlängerung eingetragen, um die Sonderproblematik deutlich zu machen. Die 

Sonderproblematik zeigt, dass es einer ständigen Pflege der Vertragsverwaltung in dieser Hin-

sicht bedarf, um sie stets auf den aktuellen Stand zu bringen und irrelevante Positionen aus-

zugliedern, die für die Umsatzsteuerausweisung ohnehin keine Bedeutung mehr haben. Dafür 

müssen allerdings zukünftig die notwendigen personellen und technischen Ressourcen zur 

Verfügung gestellt werden. Aufgrund der dezentralen Buchungssystematik in der Samtge-

meindeverwaltung, bedarf es zudem einer Anweisung der zuständigen Buchungskräfte. Nur 

so kann zukünftig eine rechtssichere Ausweisung der Umsatzsteuer über die Buchhaltung er-

folgen.  

Aufgefundene Verträge, die gleichsam in der Excel-Tabelle vollständig ausgewertet werden 

können, werden mit einem grünen Häkchen in der Checkliste markiert und sind damit fähig, 

im Anschluss in die elektronische Vertragsakte übernommen zu werden. Falls Verträge nicht 

aufgefunden werden können, wird das FiBu-System nochmals danach kontrolliert, ob die Er-

tragsposition und die zugehörige Einzahlung tatsächlich gebucht worden sind. In diesem Fall 

wird dieser Vertrag als fehlend mit einem roten Kreuz in der Checkliste markiert und ein Ver-

merk darüber mit sämtlichen Auswertungsmerkmalen gefertigt, die ein Auffinden des Vertra-

ges erleichtern können. Aus Gründen der Vollständigkeit werden diese Fälle trotzdem in roter 

Schriftfarbe in die Vertragsverwaltung eingetragen, da die Verträge in der jeweiligen Abteilung 

noch manuell als Papierakte vorliegen und trotzdem einer umsatzsteuerrechtlichen Bewertung 

durch die Wirtschaftsprüfung unterzogen wurden.141 In der Bemerkungsspalte wird die Erstel-

lung des Vermerks notiert. Ertragspositionen, die auf Grundlage einer Satzung existieren, wer-

den in der Checkliste mit der Bezeichnung Satzung markiert und in der Vertragsverwaltung 

am unteren Ende der Excel-Tabelle als Sonderposition in einem farblichen Rahmen als solche 

markiert.142  

Für die strukturierte Sichtung der Vertragsdokumente soll ein Blick auf die praktische Bearbei-

tung der weiteren Auswertungsmerkmale erfolgen. Die folgenden buchhalterischen Kategorien 

sind bereits der Sachkonten- und Vertragsanalyse zu entnehmen und werden noch einmal im 

FiBu-System zur abschließenden Kontrolle recherchiert143: 

• Kostenträger, Kostenstelle, Sachkontennummer 

• Debitor und zugehörige Debitorennummer  

Für die Eintragung der restlichen Bezeichnungsunterkriterien, nämlich des Vertragsgegen-

standes und der Vertragsart, ist ein systematisches Einlesen in die gescannten Verträge not-

wendig, was in der Konsequenz einen enormen zeitlichen Aufwand bedeutet. In diesen Ar-

beitsschritt wird die Bestimmung des Datums vom Vertragsabschluss sowie die des 

 
141 s. Anhang Nr. 7, o. S.; Anhang Nr. 10, o. S.; Anhang Nr. 13, o. S.  
142 s. Anhang Nr. 13, o. S.  
143 s. Anhang Nr. 7, o. S.  
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Laufzeitmodells integriert. Sollte eines der benannten Kriterien, z. B. das Vertragsdatum, nicht 

ausmachbar sein, wird in der zugehörigen Excel-Spalte ein Querstrich gesetzt.  

Der eigentliche Fokus der Excel-Tabelle gilt jedoch der Ausweisung der Umsatzsteuerpflicht 

nach neuer Rechtslage, die sich an der umsatzsteuerrechtlichen Prüfung jeder einzelnen Er-

tragsposition des Sachkontos 3411000  mit ggf. zugehörigem Steuersatz i. S. d. § 12 UStG 

durch die Wirtschaftsprüfung orientiert.144 Ziel ist es, für jede Vertragsposition eine schnelle 

Auskunft über die Umsatzsteuerpflicht auf einem Blick zu ermöglichen. In diesem Sinne wird 

die farbenorientierte Lösung eines Ampelsystems gewählt. Bei Steuerfreiheit wird eine grüne 

Farbgebung gewählt. Falls nach Bewertung der Wirtschaftsprüfung eine Verzichtsoption nach 

§ 9 UStG bestehen sollte, wird dieser Hinweis in der besagten Excel-Spalte ergänzt. Im Falle 

einer Umsatzsteuerpflicht, wird eine rote Gestaltung mit Angabe des zugrunde liegenden Steu-

ersatzes gewählt. Bei Finanzvorfällen, die auch durch die Wirtschaftsprüfung in Rücksprache 

mit der Kämmerei nicht eindeutig einer Auslegung des neuen Umsatzsteuerrechts unterzogen 

werden konnten, wird eine gelbe Farbgebung gewählt. Hierbei handelt es sich um Positionen, 

welche im Einzelfall aufgrund hinzutretender Umstände, z. B. in Form von Einrichtungsgegen-

ständen und resultierenden Nutzungsmöglichkeiten, nochmal völlig neu bewertet werden müs-

sen.145 Im Übrigen erscheinen in der Vertragsverwaltung auch solche Positionen, die über das 

Jahr 2019 hinausgehen. Grund ist die übergeordnete Recherche nach wiederkehrenden Po-

sitionen bis zum aktuellen Zeitpunkt im FiBu-System aufgrund der Sonderproblematik der 

Miet- und Pachtverträge, bei denen in Einzelfällen die Verträge in elektronischer Form als Be-

leg angehängt sind. Diese werden aus Praktikabilitätsgründen in das Endprodukt übernommen 

und bei wiederkehrendem Vertragsinhalt mit der passenden umsatzsteuerlichen Bewertung 

selbstständig ergänzt. Als Zwischenfazit ist hier bereits erkennbar, dass die Vertragsverwal-

tung die Funktion eine Richtlinie annimmt, soweit sich der Vertragsinhalt nicht vollständig ge-

ändert hat. Sollte Letzteres der Fall sein, wird die Position grau markiert mit der Bedeutung, 

dass eine Bewertung weder von der Kämmerei noch von der Wirtschaftsprüfung eingeholt 

wurde und damit aussteht. Überdies werden auch Verträge anderer Sachkontennummern hin-

zugefügt. Dies betrifft einerseits Verträge, die aktuell abgeschlossen worden sind und aus 

Gründen einer angestrebten zentralen Bewertungsstelle in die Kämmerei zur elektronischen 

Ablage in Papierform abgegeben wurden. Andererseits betrifft es auch solche Verträge, die 

einem passiven Rechnungsabgrenzungsposten (PRAP) entsprechen. Diese PRAP bezeich-

nen den Geschäftsvorfall, nach dem eine Einzahlung in einem hohen Wert in einem bestimm-

ten Jahr getätigt wurde, jedoch ertragstechnisch mehrere folgende Haushaltsjahre berührt und 

aus Gründen des Haushaltsgrundsatzes der Periodengerechtigkeit abgegrenzt werden 

muss.146 Die Hinzufügung dieser PRAP resultiert aus dem Vorhandensein mehrerer städte-

baulicher Verträge, die neben Miet- und Pachteinnahmen auch andere Vorfälle anderer 

 
144 s. Anhang Nr. 8, S. 1-15; Anhang Nr. 10, o. S.  
145 s. Anhang Nr. 8, S. 8 
146 vgl. Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 124, 309  
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Sachkonten umfassen und aus Vollständigkeitsgründen mit aufgenommen werden sollten. 

Umsatzsteuerrechtlich sind diese Positionen jedoch als irrelevant einzustufen für die betroffe-

nen Jahre 2017 bis 2019, da die ertragswirksame Auflösung der PRAP selbst nur Ergebnis 

einer bilanziellen Abgrenzung im Rahmen der Jahresabschlussbuchungen ist.147 Für zusätzli-

che Erläuterungen und Hinweise in Bezug auf alle Oberkategorien dient die Bemerkungs-

spalte. Letztere wird ebenfalls für die Erstellung des folgenden zweiten Endproduktes relevant. 

7.2 Erstellung der elektronischen Akte „Verträge“ 

Ziel dieses Bearbeitungsschrittes ist es, die gescannten Vertragsdokumente als E-Akte im 

DMS enaio zu erstellen und gleichzeitig eine systematische Verknüpfung zur umsatzsteuerli-

chen Vertragsverwaltung zu schaffen, um den vollendeten Charakter einer digitalen Vertrags-

datenbank hervorzurufen.148  

Um die Vollständigkeit der Überführung der gescannten Verträge zu gewährleisten, wird nun 

die umsatzsteuerliche Vertragsverwaltung als Checkliste verwendet. Die Bemerkungsspalte 

wird in dieser Hinsicht eingesetzt, um die erfolgreiche Transformation zur E-Akte mit dem Wort 

enaio abzusichern.149 Aus dieser Argumentation resultiert die Tatsache, dass die Erstellung 

beider Endprodukte simultan stattfinden muss, um eine erfolgreiche und vollständige Doku-

mentation sowie Verknüpfung der beiden Teilelemente zu sichern. Das erste Endprodukt liefert 

dabei die notwendigen Metadaten, die für eine detaillierte Beschreibung und folgender Wie-

derauffindbarkeit der Akten bis auf unterste Ebene des Dokumentes relevant sind. Vorausset-

zung für die Erstellung der elektronischen Vertragsakte ist damit, dass der Vertrag als ge-

scannte Datei vorhanden ist und erfolgreich in die Vertragsverwaltung eingetragen wurde. Ge-

nau wie beim ersten Endprodukt, sollen insgesamt zehn E-Akten für jede Einheit des Gemein-

deverbandes erstellt werden, die weitere Beschreibung erfolgt jedoch wiederum in Sprachform 

des Singulars. Dementsprechend erhält die Akte die folgende Bezeichnung150: 

• Verträge „jeweilige MG oder SG“  

In diesem Kontext ist ein Blick auf die interne Schriftgutobjekthierarchie zu werfen und die Akte 

passend in den organisatorischen Rahmen einzugliedern. Der digitale Aktenplan lehnt sich an 

den numerischen Kostenträgerbezeichnungen an, die sich entsprechend der Hierarchie weiter 

nach laufenden Nr. ausdifferenzieren.151 Diese Kostenträgerbezeichnungen orientieren sich 

wiederum am örtlichen Produktrahmen der SG Dörpen.152 Die E-Akte „Verträge“ erhält das 

Aktenzeichen 111.32.50.153 Eine Aktenabgrenzung der Gemeinden untereinander wird durch 

die Gemeindekennziffer als weitere Ausprägung der Metadaten garantiert, ebenso werden die 

Bearbeitungsrechte auf den Fachbereich Finanzen festgelegt.154 Die Bezeichnung 111.32 

 
147 s. Anhang Nr. 10, o. S.; vgl. Truckenbrodt u. Zähle, 2020, S. 309-312 
148 s. Anhang Nr. 14, o. S. 
149 s. Anhang Nr. 13, o. S.  
150 s. Anhang Nr. 14, o. S.  
151 s. Anhang Nr. 12, S. 4 
152 s. Anhang Nr. 2, o. S.  
153 s. Anhang Nr. 14, o. S.  
154 s. Anhang Nr. 14, o. S.  
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entspricht dem Kostenträgercode und deutet an, dass die Vertragsakte dem örtlichen Produkt 

Finanzen und Controlling angehörig ist.155 Die laufende Ziffer 50 bricht das Aktenzeichen auf 

eine Vorgangsebene herunter. Auf dieser Ebene ist es nun möglich, die gescannten Doku-

mente abzulegen und strukturiert zu ordnen. 

Die angeführte Abbildung soll die systematische Ablagestruktur verdeutlichen, die gleichzeitig 

die Verknüpfung zur umsatzsteuerlichen Vertragsverwaltung herstellt. Aus ihr werden nun die 

notwendigen Metadaten entnommen, um die Dokumente passend und wiederauffindbar zu 

beschreiben. Im Nachhinein ist es dann möglich, die Akte bzw. das Dokument durch Eingabe 

dieser Daten in der Navigationsleiste zu suchen (s. Darst. 12). Die Ablage der Vertragsdateien 

setzt ein Register voraus, in das sie abgelegt werden können. Da viele Verträge wiederkeh-

rend sind und mehrere Haushaltsjahre betreffen, kommt eine Ordnung nach Jahresstruktur 

nicht in Frage. Um die kostenträgerbasierte Ordnung des Schriftgutverwaltungssystems ein-

zuhalten, soll das jeweilige Register ebenfalls mit der numerischen und wörtlichen Kostenträ-

gerbezeichnung gefüllt werden. Das Register in der obigen Abbildung erhält dann z. B. fol-

gende Bezeichnung156: 

 
155 s. Anhang Nr. 2, o. S.  
156 s. Anhang Nr. 2, o. S.; Anhang Nr. 14, o. S.  

Darst. 12: Erstellung der elektronischen Vertragsakte im Dokumentenmanagementsystem  

Eigene Darstellung in Anlehnung an Samtgemeinde Dörpen, 2021d, o. S. und basierend auf ITEBO GmbH, o. J., S. 3-4, s. 
Anhang Nr. 12, S. 3-4 
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• 111.40 – Gebäudemanagement 

Dem Bemerkungs- und Statusfeld kommen zunächst keine Bedeutung zu. Im Grundsatz wird 

jeder vorhandene Vertrag entsprechend seines Kostenträgercodes in das passende Register 

eingeordnet. Innerhalb dieser Registerstruktur können auf zweiter Ebene wiederum Register 

angelegt werden, sodass maximal zwei Unterebenen angelegt werden können.157 Die zweite 

Registerebene wird den Gegebenheiten der Finanzvorfälle der jeweiligen Gemeinde ange-

passt und wird grds. entweder nach Debitoren oder Vermietungs- bzw. Verpachtungsobjekten 

geordnet und danach bezeichnet.158 Die Wahl fällt hier individuell nach dem Übersichtlich-

keitskriterium.  

Auf unterster Ebene wird schlussendlich das jeweilige Dokument durch eine Drag-and-Drop 

Funktion abgelegt, wobei automatisch die in Darst. 12 abgebildete Dokumentenmaske er-

scheint und nach einem systematischen Einpflegen mit Metadaten verlangt. Hier gilt es nun, 

das Dokument so genau und bestimmt wie möglich mit Daten zu beschreiben, um das Doku-

ment durch die Recherchefunktion des DMS schnell wiedervorfinden zu können. Idealerweise 

bieten sich hier die buchhalterischen Metadaten aus der Vertragsverwaltung an, die gleichzei-

tig die Schnittstelle zum FiBu-System mit abdecken. Zunächst wird ein Dokumenttyp abge-

fragt, der aus einem vorgefertigtem Katalog (s. Darst. 12) ausgewählt werden kann. Da es sich 

um Verträge handelt, wird der Vertragstyp gewählt. Falls zusätzliche Dokumente, wie z. B. 

Kündigungen, Abrechnungen oder Vermerke, ebenfalls digital verfügbar sind, werden diese 

gleichermaßen mit dem zugehörigen Dokumenttyp abgelegt. Jeder Vorgang ist damit in sich 

nachvollziehbar und abgeschlossen. Im nächsten Schritt wird der Betreff als wichtigstes Er-

kennungskriterium festgelegt. Ähnlich wie eine Datei in einem Ordner, wird der Betreff zuerst 

im DMS angezeigt. Hier wird auf das Auswertungsmerkmal der Bezeichnung in der umsatz-

steuerlichen Vertragsverwaltung zurückgegriffen und Vertragsgegenstand, -art und der Gel-

tungszeitraum verwendet. Die Datumszeile füllt sich automatisch mit dem Datum der Doku-

mentenablage während der Status nicht bearbeitet wird, da hier die Einstellungen für eine 

zeitlich festgelegte Aussonderung gesetzt werden und die Verträge zunächst auf absehbare 

Zeit in die Langzeitspeicherung aufgenommen werden sollen. Dem Beschreibungsfeld kommt 

eine gesonderte Rolle im Kontext der Vertragsverwaltung zu. Als weitere Verknüpfung werden 

hier die Debitorennummer sowie das Vertragsdatum ergänzt. Auf diese Weise ist es ausge-

schlossen, dass zwei gleiche Dokumente desselben Geschäftsvorfalls bestehen. Weiterhin 

kann mittels der Volltextsuche eine dieser Beschreibungen eingegeben werden und binnen 

Sekunden erscheint als Suchergebnis das gewünschte Dokument.  

Um das Konstrukt einer digitalen Vertragsdatenbank vollkommen zu gestalten, wurde jedem 

der zehn Vertragsakten ein zusätzliches Register mit der Bezeichnung Vertragsdokumentation 

angefügt, in welches das erste Teilendprodukt der umsatzsteuerlichen Vertragsverwaltung 

 
157 s. Anhang Nr. 12, S. 3 
158 s. Anhang Nr. 14, o. S.  
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abgelegt wird als Dokumenttyp einer Auswertung. Zudem werden dort die der Ist-Analyse zu-

grunde gelegten FiBu-Berichte für die Jahre 2017 bis 2019 abgelegt. Dies dient Beweissiche-

rungs- und Dokumentationsgründen im Rahmen des TCMS. Ebenso werden unter dem be-

nannten Register die Vermerke bzgl. der im Rahmen des Kap. 7.1 festgestellten fehlenden 

Verträge abgelegt.  

Im Endergebnis macht die digitale Vertragsdatenbank als VM aus, dass die umsatzsteuerliche 

Vertragsverwaltung einen systematischen Einblick in die sachlichen und umsatzsteuerlichen 

Rahmenbedingungen gibt und gleichzeitig die Möglichkeit bietet, die vertragliche Beurteilungs-

grundlage im DMS durch gezielte Recherche mittels diverser Metadaten auffinden zu können. 

Der Charakter des VM wird ebenfalls durch die Aktenzeichentextbezeichnung 111.32.50 – 

Vertragsmanagement untermalt.159 

7.3 Beurteilung der Neuregelung und ihrer Folgen auf Basis der Umsetzung 

Im Folgenden soll es darum gehen, die Ergebnisse und Erfahrungen des praktischen Umset-

zungsversuches als Ausmaß der Neuregelung für die SG Dörpen herauszuarbeiten. Diese 

Resultate werden in Bezug auf Vor- und Nachteile differenziert und in einem zweiten Schritt 

mithilfe von Expertenmeinungen aus der Literatur auf eine aktuelle Gesamtsituation von Kom-

munen umgemünzt und beurteilt.  

7.3.1 Vorteile für Kommunen 

Der praktische Umsetzungsversuch in Gestalt eines VM ermöglicht durch ein strukturiertes 

Vorgehen eine lückenlose Aufarbeitung der vorhandenen Verträge und zugehöriger Buchhal-

tungsinformationen als Beurteilungsgrundlage für eine potenzielle Umsatzsteuerpflicht. Damit 

wird der Gemeindeverband nicht nur den Erfordernissen eines TCMS zur Rechenschaftsable-

gung gegenüber den Finanzbehörden gerecht, sondern verleiht den Haushaltsgrundsätzen, 

insbesondere dem der Vollständigkeit und Wirtschaftlichkeit, besondere Geltung. Vor allem 

die Erstellung der umsatzsteuerlichen Vertragsverwaltung als erstes Teilendprodukt hilft da-

bei, Widersprüche zwischen buchhalterischen Informationen aus dem FiBu-System und den 

zugehörigen Verträgen aufzudecken. Im Ergebnis konnten doppelte Verträge aussortiert, feh-

lende Verträge durch Vermerke aufgedeckt und neu erstellt sowie Buchungen sachlich und 

rechnerisch richtig zugeordnet werden. Ein weiterer Mehrwert der digitalen Vertragsdatenbank 

liegt in der elektronischen Verfügbarkeit sämtlicher Vertragsdokumente und ihrer umsatzsteu-

errechtlichen Ausweisung, die durch ein strukturiertes und verknüpftes Ablagesystem schnell 

im DMS auffindbar und verwertbar sind, was vorher in keiner Weise existiert hat. In dieser 

Folge ist es durch das DMS möglich, sämtliche Abteilungen sowie die externe Wirtschaftsprü-

fung durch geeignete Zugriffsrechte und Workflows an dem Projekt zu beteiligen, was gleich-

zeitig das Erfordernis nach einer Geschäftsprozessoptimierung hinsichtlich der Kommunika-

tion und buchhalterischen Abstimmung der Abteilungen untereinander aufdeckt. Die Neurege-

lung im Umsatzsteuerrecht bietet für die SG Dörpen zukünftig vor allem die Chance, das 

 
159 s. Anhang Nr. 14, o. S.  
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Potenzial der Digitalisierung in Form des DMS weiter auszuschöpfen und die Kommunikation 

untereinander als wesentliches Kriterium für den Organisationserfolg weiter voranzutreiben. 

Diese Chance ist jedoch auch gleichsam als Notwendigkeit zu begreifen, dass eine Reaktion 

auf die Digitalisierung nicht mehr zur Disposition gestellt wird, sondern für eine leistungsstarke 

Verwaltung ein strategisches Muss-Kriterium geworden ist (s. Kap. 6.1).  

Aus Sicht der Fachliteratur werden als Vorteile der Neuregelung vor allem die Vorsteuerab-

zugspotenziale bei Investitionen betrachtet. Weiterhin wird auf eine teleologische Auslegung 

des § 2b Abs. 3 UStG hingewiesen, nach welcher der Gesetzgeber bezweckt, die Zusammen-

arbeit der Kommunen untereinander zu fördern mit Anreiz in diesem Falle nicht einer Steuer-

barkeit zu unterliegen.160 

7.3.2 Nachteile für Kommunen  

Die unausweichliche Folge der Neuregelung spiegelt sich im Umsetzungsversuch des Ge-

meindeverbandes klar wider. Zum jetzigen Zeitpunkt sind drei Gemeinden mit ihren BgA von 

der Umsatzsteuerpflicht betroffen (s. Kap. 4.1.3). Ab 2023 müssen alle zehn Einheiten eine 

Erklärung gegenüber dem Finanzamt abgeben und alle Finanzvorfälle fortlaufend kontrollieren 

und analysieren.161 Die Erstellung der digitalen Vertragsdatenbank deckt sämtliche Finanzpo-

sitionen in drei Jahren für das Sachkonto für Mieten und Pachten ab und hat sich ein Zeitpen-

sum von sieben Wochen einverleibt. Wenn davon ausgegangen wird, dass diese Tätigkeit 

neben den bestehenden Arbeiten rund um die Haushaltsbewirtschaftung aller zehn Einheiten 

ausgeführt werden muss, verdeutlicht sich, wie enorm das Arbeitspensum steigt. Diese Um-

setzungserfahrungen lassen Rückschlüsse auf die Situation der Mitarbeiter zu. Die Kämmerei 

ist zur zentralen Anlaufstelle für die umsatzsteuerliche Beurteilung geworden, da abteilungs-

übergreifend keine tiefergehenden Kenntnisse im Umsatzsteuerrecht vorhanden sind und folg-

lich eine selbstständige rechtssichere dezentrale Buchung nicht gewährleistet ist. Im Ergebnis 

ist es daher unrealistisch von den dezentralen Buchungskräften zu erwarten, dass sie die Fi-

nanzvorfälle ihres Tätigkeitsbereichs eigenständig umsatzsteuerrechtlich bewerten können. 

Selbst die Kämmerei, in deren Bereich die Umstellung auf den neuen § 2b UStG angesiedelt 

ist, bezieht regelmäßig Hilfe von der externen Wirtschaftsprüfung, von der sie sich Rechtssi-

cherheit und eine Bestätigung hinsichtlich der Vorgehensweise erhofft. Auch die angebotenen 

Software-Lösungen für VM der IT-Unternehmen können der Abhängigkeit von Hilfe externer 

Fachexperten keine Abhilfe leisten, da die Programme selbst die rechtssichere Absicherung 

durch einen Sachverständigen vorsehen.162 Die erstellte digitale Vertragsdatenbank als VM 

erweist sich in der Hinsicht als nachteilig, dass Angaben zur Bestimmung des Laufzeitendes 

und Vertragszeitraumes aufgrund fehlender technischer Schnittstellen und Wiedervorlagen-

systeme zu zeitlichen und organisatorischen Schwierigkeiten führen. Insbesondere die Son-

derproblematik der automatischen Vertragsverlängerung führt dazu, dass der Aufwand für eine 

 
160 s. Anhang Nr. 4, S. 2; vgl. Gehm, 2018, S. 209 
161 s. Anhang Nr. 4, S. 2 
162 s. Anhang Nr. 11, S. 6; vgl. Schillingmann, 2020, o. S.  
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ständige Aktualisierung der Vertragsverwaltung in Relation zum Organisationsziel einer ein-

heitlichen Umsatzsteuerausweisung nicht gerechtfertigt ist. 

Ähnliche negative Erfahrungswerte werden im Rahmen einer überörtlichen Kommunalprüfung 

ausgewählter Gebietskörperschaften in NI, die die Kooperationsbehörde miteinbezieht, wie 

folgt bestätigt. Der festgestellte erhöhte Verwaltungsaufwand veranlasst die Kommunen, 

neues und vor allem steuerlich qualifiziertes Personal zu beschaffen, was sich in der Folge auf 

die Personalkosten des Umsetzungsprojektes nicht unerheblich auswirkt. Hinzu kommen die 

Kosten für Fortbildungen und externe Hilfen, die den Umgang mit der komplexen Rechtsma-

terie erleichtern sollen. Weiterhin wird das zeitliche Verhältnis zwischen Tagesgeschäft und 

der Umsetzung kritisch betrachtet. Die nicht beständige und inhaltlich schwierige Fachmaterie 

des Umsatzsteuerrechts gestaltet es schwierig, die Mitarbeiter für ein Bewusstsein der The-

matik zu sensibilisieren und zu motivieren. Eine Verankerung eines Bewusstseins über das 

Erfüllen steuerlicher Pflichten in die Verwaltungskultur findet noch nicht statt, was einer erfolg-

reichen Etablierung eines TCMS im Wege steht. In diesem Kontext wird die Umsatzsteuer-

problematik noch nicht mitarbeitergerecht kommuniziert. Daran schließt aus prozessualer Hin-

sicht eine mangelnde Schnittstellenkommunikation zwischen Verwaltungsleitung und den ein-

zelnen Organisationsebenen an.163 

8 Fazit und Handlungsempfehlung 

In diesem Hinblick sollen in einer Schlussbetrachtung dieser Bachelorarbeit wesentliche Ar-

beitsergebnisse und Erkenntnisse dahingehend festgehalten werden, ob sich das praktische 

Umsetzungskonzept im Umfeld dieser Auswirkungen weiterhin bewährt. Gleichsam soll basie-

rend auf dem erschlossenen Fazit eine Handlungsempfehlung für die Kooperationsbehörde 

ausgesprochen werden. 

Die Ausführungen zu den Modulen des ganzheitlichen VM und der digitalen Schriftgutverwal-

tung konnten die strategische Vorgehensweise der SG Dörpen als individuelles Umsetzungs-

konzept validieren. An dieser Stelle muss jedoch beachtet werden, dass der Begriff des VM 

einer differenzierten Betrachtung bedarf und zu Verwechslungsgefahren verleitet. Das ganz-

heitliche VM, das sich mit dem Vertrag, seinem Lebenszyklus und Phasen darüber hinaus 

beschäftigt, kann im Hinblick auf die einheitliche umsatzsteuerliche Ausweisung für den Ge-

meindeverband keine Lösung bieten, da bei diesem Themenkomplex der Vertrag mit seiner 

Erstellung, Bewirtschaftung und Archivierung im Mittelpunkt steht. Der anfangs aufgestellten 

Hypothese eines VM als idealer Lösungsstrategie ist daher nur bedingt zuzustimmen, da es 

einer behördenbezogenen Betrachtung der Anforderungen an ein VM bedarf. Zugestimmt wer-

den kann grds. dem Ansatz eines VM mit der Erfassung und Verwaltung umsatzsteuerlich 

relevanter Verträge als Beurteilungsgrundlage und Dokumentation mit Beweiskraft für die Fi-

nanzbehörden. In diesem Sinne muss der Begriff des VM mit Vorsicht behandelt werden und 

immer auf die Bedürfnisse der Organisation angepasst werden. Aus diesem Grund ist in der 

 
163 s. Anhang Nr. 1, S. 16, 18-19, 28-29 
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SG Dörpen mit der digitalen Vertragsdatenbank zwar ein VM etabliert worden, jedoch im wei-

ten und modifizierten Sinne. Die derzeitig kursierenden Software-Lösungen für dieses Modul 

kommen für die Kooperationsbehörde aus verschiedenen Gründen nicht in Betracht und las-

sen übergeordnete Kritik an der Hilfestellung durch Gesetzgebung und Finanzbehörden ge-

genüber den Kommunen zu. Einerseits sind die Elemente der Software vorrangig auf das 

ganzheitliche dezentrale VM ausgerichtet, auf der anderen Seite wird durch sie ebenfalls eine 

eigenständige umsatzsteuerliche Bewertungskompetenz zentral über die Kämmerei oder de-

zentral über die abteilungsübergreifenden Buchungskräfte vorausgesetzt.164 Das bedeutet im 

Ergebnis würden die jeweiligen Abteilungen weiterhin ihre Verträge dezentral abwickeln, mit 

dem Zusatz, dass die Verträge auch noch vollständig mit jeglichen Grunddaten in ein weiteres 

Programm neben dem bestehenden DMS enaio eingepflegt werden müssten. Die umsatzsteu-

erliche Bewertung müsste aufgrund mangelnder Kenntnisse weiterhin über die Kämmerei ab-

gehandelt werden, was in Bezug auf das Organisationsziel also keinen Mehrwert bringt, son-

dern Arbeitsbeschaffung ist. Aus dieser Sicht heraus ist kritikfähig, dass die IT-Unternehmen 

über die hilflose Situation der Kommunen genau im Bilde sind und sie mit Ziel der Gewinnori-

entierung ausnutzen, da sie wissen, dass derzeitig keine Hilfe vom Gesetzgeber oder den 

Finanzbehörden zu erwarten ist. In diesem Sinne ist die Hypothese einer Überforderung der 

Kommunen eindeutig zu bestätigen. Die mangelnden Kenntnisse der Mitarbeiter und die Kom-

plexität des Umsatzsteuerrechts, welche durch die Kap. 3 und 7.3.2 einschlägig offenbart wur-

den, machen eine rechtssichere selbstständige Bewertung aller Finanzvorfälle ohne Hilfe ex-

terner Sachverständigen unmöglich. Erschwerend kommt hinzu, dass das Umsatzsteuerrecht 

nicht bestandsfest ist, sondern sich stetig an den europarechtlichen Vorgaben ausrichtet. Das 

BMF reagiert in dieser Hinsicht mit Auslegungshilfen der nationalen und europäischen Recht-

sprechung. Die Ausführungen in Kap. 3 machen jedoch deutlich, dass von Mitarbeitern, die 

keine juristische Ausbildung genossen haben, nicht erwartet werden kann, dass sie die Viel-

zahl an unbestimmten Rechtsbegriffen ohne Weiteres auslegen können, während selbst die 

kommunalen Spitzenverbände die offensichtlich verbreiteten Schwierigkeiten an die Finanz-

verwaltungsbehörden weiter herantragen.165 Die Erstellung der digitalen Vertragsdatenbank 

hat sich in Bezug auf diese Schwierigkeiten entsprechend der dargelegten Vorteile in Kap. 

7.3.1 als positiv erwiesen. Insbesondere das Teilprodukt der umsatzsteuerlichen Vertragsver-

waltung greift jedoch eine unweigerliche Neuregelungsfolge auf, die im Hinblick auf das Re-

formmodell des NPM für eine Verwaltungsmodernisierung vor Augen geführt werden muss. 

Die systematische Beleuchtung der Finanzvorfälle schafft auf der einen Seite Transparenz und 

Rechtssicherheit, auf der anderen Seite schafft sie eher Bürokratie, als dass sie diese abbaut. 

Insofern gehen hier die Ergebnisse einer Vereinbarung mit dem Recht zulasten einer moder-

nen Verwaltungsführung. Die Verknüpfung des Teilproduktes der umsatzsteuerlichen 

 
164 s. Anhang Nr. 11, S. 2, 4, 6 
165 vgl. Gehm, 2018, S. 209; Kubach et al., 2017, S. 34; NST, 2019, S. 22 
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Vertragsverwaltung zur elektronischen Vertragsakte war darauf aufbauend die einzig richtige 

Reaktion, da sich herausgestellt hat, dass die digitale Schriftgutverwaltung kein Effizienzkrite-

rium, sondern ein Element der strategischen Steuerung darstellt. Insofern hat sich auch die 

Hypothese bestätigt, dass die SG Dörpen die Digitalisierung für sich in dieser Problemsituation 

als Motor für eine Agilität nutzen muss.  

Die praktische Umsetzung hat überdies ermöglicht, das gesamte Ausmaß der Neuregelungs-

folgen in der SG Dörpen aufzudecken (s. Kap. 7.3.1 und 7.3.2) und stellt damit die Weiche für 

eine weitere Optimierung des VM in Gestalt der digitalen Vertragsdatenbank (s. Kap. 7.3.2).  

Die Arbeitsergebnisse in Bezug auf das Teilprodukt der umsatzsteuerlichen Vertragsverwal-

tung haben verdeutlicht, dass das Ziel eines übersichtlichen Vertragsregisters mit Ausweisung 

einer etwaigen Umsatzsteuerpflicht entsprechend der SMART-Formel fast vollständig erreicht 

wurde. Problematisch und eher hinderlich haben sich die Auswertungsmerkmale zur Bestim-

mung der Vertragslaufzeit und des Laufzeitendes herausgestellt, welche letztlich das vorge-

gebene Zeitpensum für die gesamte Erstellung der digitalen Vertragsdatenbank um eine Wo-

che nach hinten geschoben haben. Zur Aufrechterhaltung der Aktualität des Vertragsregisters 

empfiehlt es sich, die automatische Wiedervorlagenfunktion des DMS enaio zu nutzen. Insge-

samt ist diese Vorgehensweise in eine Geschäftsprozessoptimierung einzubinden. Es muss 

ein Prozess ausgearbeitet werden, der alle vertragserstellenden Einheiten miteinbezieht und 

ihnen ermöglicht, sich jederzeit über die umsatzsteuerrechtliche Bewertung des Finanzvorfalls 

bei der Kämmerei zu erkundigen. Idealerweise ist dieser Prozess durch die technische Schnitt-

stelle des enaio zu verbinden. Eine denkbare Option wäre die Inbetriebnahme des sog. Mit-

zeichnungsworkflows als integrierte Prozessunterstützung im DMS, der ermöglicht, eine digi-

tale Vertragsvorlage an die Kämmerei zur Bewertung zu schicken. An dieser Stelle kann wei-

terhin die Übernahme in die zentrale digitale Vertragsdatenbank erfolgen und die Kommuni-

kation mit der externen Wirtschaftsprüfung genutzt werden. Bei abschließender Bewertung 

kann per DMS eine Rückmeldung zur Freigabe des Vertrages erfolgen. Übergeordnet hat sich 

diesbezüglich offenbart, dass abteilungsübergreifend noch kein Bewusstsein für die Umsatz-

steuerproblematik vorhanden ist. Aus diesem Grund ist dringend zu empfehlen, die Mitarbeiter 

abteilungsübergreifend für diese Thematik zu sensibilisieren, denn nur dann kann ein erfolgs-

versprechendes Ergebnis für eine übergeordnete Umsetzung erwartet werden.  

Im Endergebnis bestätigen diese Erwägungen die Hypothese, dass durch die Neuregelung 

sämtliche Bereiche der Aufbau- und Prozessorganisation sowie auch die Verwaltungskultur 

beeinflusst und von ihr vereinnahmt werden. Die digitale Vertragsdatenbank als VM bewährt 

sich momentan im Umsetzungsprozess vor allem hinsichtlich der Funktionen der E-Akte im 

DMS. Sie muss jedoch künftig in Anbetracht der weitreichenden Folgen durch Maßnahmen 

hinsichtlich Mitarbeiterakzeptanz, -gewinnung, -qualifizierung, abteilungs- und behördenüber-

greifender Kommunikation und technischer Prozessunterstützung ausgeweitet werden. Hier 

wäre es sinnvoll, die bisherige Cloud-Lösung durch den kontrollierten Zugriff der 
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Wirtschaftsprüfung auf das DMS enaio abzulösen, um doppelte Arbeit zu vermeiden. In Anbe-

tracht der überwiegenden Nachteile der Neuregelung und des Zeitdrucks, behält sich der Ge-

meindeverband schon jetzt eine ausgeweitete Exkulpationsmöglichkeit vor, die weiterhin für 

die folgenden Jahre um die Aufwandspositionen für Vorsteuerpotenziale auszuweiten ist. Um 

eine weitere Ablösung von der Abhängigkeit gegenüber der Wirtschaftsprüfung anzustreben, 

sollte überdies über eine Erstellung von Checklisten nachgedacht werden, die zu jedem ein-

zelnen Ergebniskonto häufige Finanzvorfälle mit jeweiliger umsatzsteuerrechtlicher Bewertung 

gegenüberstellen.  

Abschließend kann festgehalten werden, dass die Neuregelung für die Kommunen aufgrund 

der überwiegenden Nachteile nicht zu beschönigen ist. Auch wenn die Steuer in der Regel 

aufwandsneutral ist, so werden die Kosten für neues qualifiziertes Personal in Kombination 

mit dem erhöhten Verwaltungsaufwand den Kommunen und den Bürgern als Abnehmer ihrer 

Leistungen künftig viel abverlangen und die praktische Umsetzung der Umsatzsteuerproble-

matik wird folglich auf langfristige Sicht ihre Relevanz behalten. 
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Darst. 6: Prüfung nach § 2b UStG im Überblick 

Eigene Darstellung in Anlehnung an KGSt u. Land-
kreistag Baden-Württemberg, 2019, S. 4 und basie-
rend auf Gehm, 2018, S. 201-208 

Seite 2 
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Anhang 6: Ertragsanalyse der Jahre 2017 bis 2019 – Auszug  
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Samtgemeinde Dörpen (2021d): Intranet der Samtgemeinde Dörpen  

[Zugriff am 2021-06-25; 17:18] 

 

Hinweis:  

Bei diesem Anhang handelt es sich aufgrund der hohen Seitenzahl lediglich um einen Auszug. 

Die Vollversion befindet sich in der beigefügten Anlage zu dieser Bachelorarbeit.  

  



95 
 

Anhang 7: Sachkonten- und Vertragsanalyse der Jahre 2017 bis 2019 - Auszug 

 

Gemeinde Walchum – 08 

 

Samtgemeinde Dörpen (2021d): Intranet der Samtgemeinde Dörpen  

[Zugriff am 2021-06-25; 17:18] 

Hinweis:  

Bei diesem Anhang handelt es sich aufgrund der hohen Seitenzahl lediglich um einen Auszug. 

Die Vollversion befindet sich in der beigefügten Anlage zu dieser Bachelorarbeit. 

Aus Datenschutzgründen werden die Debitoren anonymisiert dargestellt.  

3411000 Mieten und Pachten 22.226,18 23.358,40 22.649,10
50001 573.20 Debitor 1 PV-Anlage Bauhof Walchum 765,60 765,60 765,60

50801 111.40

Debitor 2 Miete alte Schule Hasselbrock (2017: 12 x 280,00 + 
150,00, 2018: 6 x 430,00 + 6 x 377,00 - 118,43(G), 2019: 377,00 - 
60,48 (G))

3.510,00 4.723,57 316,52

50019 111.41 Debitor 3 Pacht Fläche 20 Flst. 84/6, 92/4, 174/3 tlws., 173 tlws., 1
2.045,17 2.045,17 2.045,17

50019 111.41
Debitor 4 Pacht (2017: 11 x 937,48 + 3.736,93, 2018: 12 x 937,48, 
2019: 12 x 937,48 + 2.867,75 (NZ 2018))

14.049,21 11.249,76 14.117,51

50019 111.41
Debitor 5 Pacht Fl. 33 Flst. 44/1 (2017: 1.596,20, 2018: 1.596,20 + 
798,10, 2019: 2.394,30)

1.596,20 2.394,30 2.394,30

50019 111.41 Debitor 6 Pacht Fl. 34 Flst. 51 260,00 260,00 260,00

50005 573.30 Debitor 7 Benutzungsgebühren für das Heimathaus 26.06.18
0,00 50,00 0,00

50005 573.30 Debitor 8 Benutzungsgebühren Heimathaus 03.08.18 0,00 180,00 0,00

50019 111.41
Debitor 9 Miete Stellplatz Altkleidercontainer Dersumer Str. (2018: 
4 x 60,00, 2019: 12 x 60,00)

0,00 240,00 720,00

50005 573.30 Debitor 10 Benutzungsgebühren Heimathaus 12.01.19 0,00 0,00 180,00
50005 573.30 Debitor 11 Benutzungsgebühren Heimathaus Silberhochzeit 0,00 0,00 180,00
50005 573.30 Debitor 12 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 13 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 14 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 15 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 16 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 17 Benutzungsgebühren Heimathaus zwecks Boßeln 0,00 0,00 30,00
50005 573.30 Debitor 18 Benutzungsgebühren Heimathaus Theateraufführungen 0,00 0,00 250,00
50005 573.30 Debitor 19 Benutzungsgebühren Heimathaus Hölzerne Hochzeit 0,00 0,00 150,00

jährl. Erträge in EURO

2017 2018 2019

Checkliste Kap. 7.1
(Sind alle Verträge zu den 

zugehörigen 
Ertragspositionen 

vorhanden?)

KST KTR SK Bezeichnung

Satzung 

Satzung 
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Anhang 8: Umsatzsteuerliche Beurteilung von Sonderfällen durch Wirtschaftsprüfung 
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Wirtschaftsprüfung (2020): Sonderfälle i.S.v. § 2b UStG gem. E-Mail vom 10. Januar 2020 

sowie den Ergänzungen Ihrer Mail vom 1. April 2020. Lingen (Ems). Steuerliche Prüfungsmit-

teilung vom 11.05.2020. Verfügbar unter: 

Intranet der Samtgemeinde Dörpen 

[Zugriff am 2021-06-25; 17:47] 

 

 

 

Hinweis:  

Aus Gründen des Datenschutzes sind sensible Daten anonymisiert dargestellt und unkenntlich 

gemacht.   
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Anhang 9: Integriertes Prüfschema durch die Wirtschaftsprüfung  

 

 

 

 

Ja: 12

Nein: 20

Welche 

Grundlage?

11 11a 12 13

Tätigkeit auf öffentlich-

rechtlicher Grundlage?

Katalogtätigkeit 

nach § 2b Abs. 4 

UStG?

Nein: 13

Ja: 22

Liegt ein 

Wettbewerb 

vor?

Ja: 14

Nein: 24

Erläuterungen:

20 21 22 23 24 25

Umsatzsteuer keine 

Umsatzsteuer

Hilfsgeschäfte 

oder 

Vergleichbares, 

was der Betrieb 

des 

nichtunterneh-

merischen 

Bereiches bei 

jPdöR mit sich 

bringt?

Ja: 24 

Nein: 21

Nachhaltige 

Tätigkeit zur 

Erzielung von 

Einnahmen?

Ja: 22 

Nein: 24 

Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24

Nein: 23

Unternehmerprüfung nach

§ 2 Abs. 1 UStG 

14 15 16 17 18 19

Umsatz aus 

gleichartigen 

Tätigkeiten 

kleiner als 

17.500 € (§ 2b 
Abs. 2 Nr. 1 

UStG)?

Ja: 24

Nein: 15

Steuerfreie 

Umsätze ohne 

Option nach § 9 

UStG (§ 2b Abs. 

2 Nr. 2 UStG)?

Ja: 24

Nein: 16

Wird eine 

Leistung an eine 

andere jPdöR 

ausgeführt (§ 2b 

Abs. 3 S. 1 

UStG)?

Ja: 17

Nein: 19

Leistungen 

dürfen aufgrund 

gesetzlicher 

Bestimmungen 

nur von jPdöR 

ausgeführt 

werden (§ 2b 

Abs. 3 Nr. 1 

UStG)?

Ja: 24 

Nein: 18

Zusammenarbeit 

wird durch 

gemeinsame 

spezifische 

Interessen bestimmt 

(§ 2b Abs. 3 Nr. 2 S. 

1 UStG)?

Ja: 24

Nein: 19

Liegen andere 

Tatbestände vor, 

die eine 

Wettbewerbsver-

zerrung 

ausschließen?

Zur Prüfung: 

Feld 20

Führt eine Behandlung als Nichtunternehmer zu größerer Wettbewerbsverzerrung (§ 2b Abs. 1 S. 2 UStG)?
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Legende 

Zahlenangaben von 11 - 25 Bezeichnung der jeweiligen Spalte als Auswahlfeld in der 

Excel-Datei in aufsteigender Reihenfolge 

 

 

Samtgemeinde Dörpen (2021d): Intranet der Samtgemeinde Dörpen  

[Zugriff am 2021-06-25; 17:18] 

 

 

Hinweis:  

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird das Prüfschema über drei Zeilen umgebrochen. Das 

Schema ist daher wie üblich in aufsteigender Reihenfolge (Feld 11 bis Feld 25) von links nach 

rechts zu lesen.   
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Anhang 10: Bewertung aller Positionen des Sachkontos 3411000 durch die Wirt-

schaftsprüfung – Auszug  

 

Gemeinde Heede – 03  

Weitergehende Informationen zur gesamten Prüfung  

 

 

SK 3411000 Mieten und Pachten

allgemein: Mieteinnahmen aus der Vermietung/Verpachtung von Grundstücken sind steuerbare Leistungen. 

Sie sind gem. § 4 Nr. 12 UStG steuerfrei. Bei Vermietung an anderen Unternehmer ist die Steueroption gem. § 9 UStG möglich.

(Ausnahmen bestehen)

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 102.995,25 139.303,25 142.777,59
50019 111.41 Debitor 1 Pacht Fl. 125 Flst. 8/53 80,00 80,00 80,00
50301 111.40 Debitor 2 Ärztehaus Miete (12 x 2.308,80 + 12 x 56,48) 28.383,36 28.383,36 28.383,36
50019 111.41 Debitor 3 Pacht (2017: 3.300,00, 2018, 2019: 12 x 300,00) 3.300,00 3.600,00 3.600,00

50099 111.41 Debitor 4 Entschädigung Windpark (2017: 12 x -79,95 (G) + 4.425,00, 2018, 2019: 12 x -79,95 (G))
3.465,60 -959,40 -959,40

50099 111.41 Debitor 5 Entschädigung Windpark (12 x -76,43 (G))
-917,16 -917,16 -917,16

50019 111.41 Debitor 6 Moorjagdpacht (2017: 2 x 125,20, 2018, 2019: 204,33) 250,40 204,33 204,33

50019 111.41 Debitor 7 Jagdpacht

1.608,29 1.608,29 1.608,29 nein 19%

Steuerpflichtig wenn Jagdrecht 
übertragen wird. Steuerfrei wenn 
eigenes Grundstück verpachtet 
wird.

50019 111.41 Debitor 8 Pacht Fl. 125 Flst. 188/3 45,00 45,00 45,00
50019 111.41 Debitor 9 Pacht Fl. 125 Flst. 89/4 (2017: 40,00 + 10,00, 2018, 2019: 50,00) 50,00 50,00 50,00
50000 551.10 Debitor 10 Pacht (2017: 1.800,00, 2018, 2019: 2011,85) 1.800,00 2.011,85 2.011,85
50019 111.41 Debitor 11 Pacht Fl. 124 Flst. 28 50,00 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 12 Pacht (2017: 546,00, 2018: 2 x 546,00, 2019: 546,00) 546,00 1.092,00 546,00
50019 111.41 Debitor 13 Pacht Heede Fl. 123 Flst. 10/75 0,00 463,28 463,28
50000 551.10 Debitor 14 Pacht Seefest 8.500,00 8.500,00 8.500,00
50019 111.41 Debitor 15 Pacht Fl. 109 Flst. 7/1 u. 7/2 0,00 3.150,00 0,00

50099 571.20
Debitor 16 Nutzungsausfallentschädigung (2017: 2.219,00 + 1.727,00, 2018: - 916.098,19 
(Kompensation Kiebitzfläche) + 947.687,78, 2019: 31.589,59 (s. 2018)

3.946,00 31.589,59 31.589,59

50019 111.41 Debitor 17 Pacht Fl. 123 Flst. 10/75 463,28 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 18 Pacht Fl. 124 Flst. 18/1 u. 18/2 (2017: 580,00, 2018: 900,00) 580,00 900,00 0,00
50019 111.41 Debitor 19 Pacht Fl. 124 Flst. 28 (2017, 2018: 887,63, 2019: 1.065,15) 887,63 887,63 1.065,15
50019 111.41 Debitor 20 Pacht Fl. 110 Flst. 44/45 (2017, 2018: 3.099,15, 2019: 3.443,50) 3.099,15 3.099,15 3.443,50

50019 111.41
Debitor 21 Pacht Fl. 123 Flst. 10/13 u. 10/14 (2017: 2.918,43, 2018: 2.918,43 + 6.490,00, 2019: 
6.490,00 + 3.242,70)

2.918,43 9.408,43 9.732,70

50019 111.41 Debitor 22 Pacht Fl. 124 Flst. 18/1 u. 18/2 0,00 0,00 900,00
50019 111.41 Debitor 23 Pacht Fl. 123 Flst. 10/11,10/12,10/7,10/24,10/74 (2017, 2018: 4.214,89, 2019: 3572,10) 4.214,89 4.214,89 3.572,10
50019 111.41 Debitor 24 Pacht Fl. 110 Flst. 40 (2017: 714,42, 2018: 714,00, 2019: 793,80) 714,42 714,00 793,80
50019 111.41 Debitor 25 Pacht Fl. 124 Flst. 177 (2017: 435,98, 2018: 544,98) 435,98 544,98 0,00
50019 111.41 Debitor 26 Pachtentschädigung Sandschacht 0,00 2.000,00 0,00 kein Entgelt, nur einmalig in 2018
50019 111.41 Debitor 27 Pacht Fl. 110 Flst. 30/1 780,57 780,57 780,57
50019 111.41 Debitor 28 Pacht Fl. 9 Flst. 17 1.441,58 1.441,58 1.441,58
50019 111.41 Debitor 29 Pacht 24/3 u. 42 Fl. 4 100,00 100,00 100,00

50099 111.41 Debitor 30 Grundstücksankauf Lehe PRAP
8.390,68 8.390,67 8.390,67

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 31 Grundstück PRAP
6.242,25 6.242,25 6.242,25

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 32 Grundstück Lehe Anpflanzungen PRAP
13.680,49 13.680,49 13.680,49

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 33 Grundstück Lehe Sichtverschattung PRAP (1.671,64 + 1.030,42)
2.702,06 2.702,06 2.702,06

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 34 Grundstück Entschädigung PRAP
1.671,16 1.671,16 1.671,16

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 35 Grundstück Kompensation PRAP
1.675,36 1.675,36 1.675,36

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

2017 2018 2019
KST KTR SK Bezeichnung

jährl. Erträge in EURO Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24 

Nein: 23

Umsatz-

steuer

keine Umsatz-

steuer

Auflösung der Passiven Rechnungsabgrenzungsposten

  Die Auflösung des PRAP führt nicht zu umsatzsteuerlichen Auswirkungen.

  Die Erlösbuchung bei Zahlungseingang führt ggfs. zur Umsatzsteuer. 

  Bei Buchung auf den jeweiligen Konten der jeweiligen Gemeinden ist es anhand der Excel-Liste nicht

  ersichtlich, ob es sich um regelmäßige Zahlungen oder um Auflösungen des PRAP handelt.

  Aus diesem Grund wurde die steuerliche Berücksichtigung angegeben, auch wenn dieser Sachverhalt

  aus der Auflösung des PRAP resultiert. Bitte beachten!
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Samtgemeinde Dörpen (2021d): Intranet der Samtgemeinde Dörpen  

[Zugriff am 2021-06-25; 17:18] 

 

Wirtschaftsprüfung (2020): Sonderfälle i.S.v. § 2b UStG gem. E-Mail vom 10. Januar 2020 

sowie den Ergänzungen Ihrer Mail vom 1. April 2020. Lingen (Ems). Steuerliche Prüfungsmit-

teilung vom 11.05.2020. Verfügbar unter: 

Intranet der Samtgemeinde Dörpen 

[Zugriff am 2021-06-25; 17:47] 

 

Hinweis:  

Da die praktische Umsetzung in Kap. 7.1 nur die Beantwortung der Umsatzsteuerpflicht vo-

raussetzt, wird nur der Teil der umsatzsteuerrechtlichen Bewertung durch die Wirtschaftsprü-

fung dargestellt, der auch tatsächlich der Beantwortung einer etwaigen Umsatzsteuerpflicht 

dient. 

Bei diesem Anhang handelt es sich aufgrund der hohen Seitenzahl lediglich um einen Auszug. 

Die Vollversion befindet sich in der beigefügten Anlage zu dieser Bachelorarbeit. 

Aus Datenschutzgründen werden die Debitoren anonymisiert dargestellt.  
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Anhang 11: Webinar zur digitalen Vertragsverwaltung  
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LGFinance GmbH (2021): Digitale Vertragsverwaltung. Einführungsvortrag als Webinar zum 

Modul Vertragsverwaltung. Emsdetten. E-Mail Anhang vom 11.05.2021, 13:50. Verfügbar un-

ter: 

Intranet der Samtgemeinde Dörpen 

[Zugriff am 2021-06-26; 10:30]  
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Anhang 12: Instruktion zum Dokumentenmanagementsystem (DMS) enaio 
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Hinweis:  

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit ist die Abbildung der Seite 4 an dieser Stelle noch ein-

mal im vergrößerten Maßstab dargestellt.  

 

 

ITEBO GmbH (o. J.): Umgang mit dem Dokumentenmanagementsystem (DMS) enaio. Hand-

out Schriftgutverwaltung. Osnabrück. PDF Instruktion. Verfügbar unter: 

Intranet der Samtgemeinde Dörpen 

[Zugriff am 2021-06-26; 11:03]
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Anhang 13: Endprodukt Teil I – Umsatzsteuerliche Vertragsverwaltung – Auszug 

 

 

 

 

 

 

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 50019 28864 Debitor 1 3411000 Miete, Stellplatz für zwei Altkleidercontainer Dersumer Str. ab 2018 11/10/2018 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16551 Debitor 2 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 44/1: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16551 Debitor 2 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 44/1: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16551 Debitor 2 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 44/1: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16551 Debitor 2 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 44/1: Acker für 2019/2020 01/11/2019 befristet 31/10/2020 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 12131 Debitor 3
3411000
3421000 Ergänzungsvertrag: Entnahme Bodenschatz Fl. 20 Flst. 84/7 16/04/2003 laufend 

offen: gekoppelt 
an Dauer des 
Bodenabbaus Steueroption § 9 UStG möglich

enaio; dieser Vertrag ist eine Ergänzung zum 
Vertrag mit Debitor 3 v. 07.11.1997-->dieser 
wurde wiederum auf Debitor 3 1998 übertragen 
Für die Bewertung sh. auch 
Sondersachverhalte Wirtschaftsprüfung 

111.41 50019 12131 Debitor 3
3411000
3421000 Ergänzungsvertrag Nr. 2 03/02/2012 Steueroption § 9 UStG möglich

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 
Für die Bewertung sh. auch 
Sondersachverhalte Wirtschaftsprüfung

111.41 50019 12131 Debitor 3 3411000
Pacht: Betriebsfläche zur Entnahme des Bodenschatzes: Fl. 20 Flst. 
54/6, 92/4, 174/3 tlw., 173 tlw., 178 tlw. 07/11/1997 laufend 

offen: gekoppelt 
an Dauer des 
Bodenabbaus Steueroption § 9 UStG möglich

enaio; Originalvertrag mit Johann Bunte--
>wurde 1998 von Kiesbaggerei übernommen 
Für die Bewertung sh. auch 
Sondersachverhalte Wirtschaftsprüfung 

111.41 50019 12131 Debitor 3
3411000
3421000

Abbau von Boden zur Kiesgewinnung: Hinzufügung einer weiteren 
Abbaufläche + Bereitstellung Betriebsfläche Fl. 28 Flst. 6, 74 01/12/2019 laufend 

offen: gekoppelt 
an Dauer des 
Bodenabbaus Steueroption § 9 UStG möglich

enaio; inkl. Zeichnung als Anlage 
Für die Bewertung sh. auch 
Sondersachverhalte Wirtschaftsprüfung

111.41 50019 16572 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 34 Flst. 51: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16572 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 34 Flst. 51: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 Steueroption § 9 UStG möglich enaio

111.41 50019 16572 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 34 Flst. 51: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 Steueroption § 9 UStG möglich
enaio; Hinweis: für 2019/2020 muss ein neuer 
Vertrag abgeschlossen worden sein 

Vertragsdatenbank der Gemeinde Walchum - 08  

http://roemischezahlen.babuo.com/I-roemische-zahl


125 
 

 

 

Hinweis: 

Da es sich bei diesem Anhang um ein Endprodukt handelt, das im Rahmen der Arbeit erstellt wird, sei bzgl. der zur Hilfe genommenen Literatur auf 

das Kapitel 7.1 der Bachelorarbeit verwiesen. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit und der optimalen visuellen Gestaltung wird an dieser Stelle auf 

ein Querformat zurückgegriffen. 

Bei diesem Anhang handelt es sich aufgrund der hohen Seitenzahl lediglich um einen Auszug. Die Vollversion befindet sich in der beigefügten Anlage 

zu dieser Bachelorarbeit. Aus Datenschutzgründen werden die Debitoren anonymisiert dargestellt.

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

573.20 50001 18464 Debitor 5 3411000 Pacht, PV-Anlage Bauhof Walchum 16/08/2011 befristet 30/11/2033 Steueroption § 9 UStG möglich
enaio inkl. Nachtrag vom 30.05.2013; 
Inbetriebnahme Dez. 2013

111.41 50019 15911 Debitor 6 3411000 Pachtvertrag WP Walchum von 2009: Repowering 22/06/2009 befristet 
frühestens 
21.06.2029

111.41 50019 15911 Debitor 6 3411000
Städtebaulicher Vertag: Errichtung und Betrieb eines 
Windkraftstandortes 08/03/1999 laufend offen 

111.41 50019 16832 Debitor 7 3411000
Errichtung Wertstoffhof: Nutzungsentschädigung ab 01.07.2020 Fl. 27 
Flst. 30/7 21/04/2020 laufend offen Enaio 

111.40 50801 16810 Debitor 8 3411000 Miete, mtl. für die alte Schule Hasselbrock befristet 31/01/2019

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge; 
abgerissen in 2019, keine künftigen 
Ertragspositionen 

573.30 50005 3411000
Benutzungsgebühren Heimathaus zwecks Trauungen, 
Versammlungen, Hochzeiten befristet 

Auswertungen einzelner Jahre im enaio 
abgelegt;
In Bezug auf diese Thematik muss eine 
Einzelfallbetrachtung erfolgen.Diverse Debitoren 

Benutzungsgebühren Heimathaus-->sh. Schreiben Sondersachverhalte

enaio; 
keine Vermietung und Verpachtung, da der 
Eigentümer nicht von der Nutzung 
ausgeschlossen ist und eine Verpachtung des 
Grundstücks an einen Interessenten möglich 
ist; Eintragung beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit (entsprechend Vertrag Debitor X 
Gemeinde Heede-03, siehe Schreiben 
Sondersachverhalte)

19%
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rote Markierung Umsatzsteuerpflicht 

graue Markierung Bewertung durch Samtgemeinde 
bzw. externe Wirtschaftsprüfung 
noch nicht erfolgt

Bewertung nach dem Ampelsystem 

grüne Markierung steuerfrei, ggf. mit Option nach § 9 
UStG

gelbe Markierung gesondertes Prüfungserfordernis 

WP Windpark 

enaio Vertrag wurde erfolgreich in das 
Dokumentenmanagementsystem 
enaio  übertragen 

rote Schriftfarbe Vertrag existiert, jedoch nicht 
vorliegend 

tlw. teilweise

USt Umsatzsteuer 

WKA Windkraftanlagen 

PV Photovoltaik 

sh. siehe

SK-Nr. Sachkontennummer 

ND Nutzungsdauer 

OG Obergeschoss 

PRAP Passiver 
Rechnungsabgrenzungsposten 

KST Kostenstelle

KTR Kostenträger 

mtl. monatlich 

Legende 

BgA Betrieb gewerblicher Art 

Debitor-Nr. Debitorennummer 

Flst. Flurstück 

Gem. 

div. divers 

EG Erdgeschoss 

Fl. Flur 

Gemarkung 
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Anhang 14: Endprodukt Teil II – Elektronische Vertragsakte - Auszug 

 

Elektronische Vertragsakten im Überblick  

 

Gemeinde Walchum – 08 

 

Suchergebnisse 

http://roemischezahlen.babuo.com/I-roemische-zahl
http://roemischezahlen.babuo.com/I-roemische-zahl
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Ausgewähltes Beispiel der Dokumentenebene innerhalb eines Vorgangs  

 

 

 

 

Hinweis: 

Da es sich bei diesem Anhang um ein Endprodukt handelt, das im Rahmen der Arbeit erstellt 

wird, sei bzgl. der zur Hilfe genommenen Literatur auf das Kapitel 7.2 der Bachelorarbeit ver-

wiesen. 

Aufgrund der komplexen Ablagestruktur wird bewusst auf die ganzheitliche Darstellung der 

Dokumentenebene in der Schriftgutobjekthierarchie des enaio verzichtet und stattdessen ein 

Beispiel angeführt. Überdies sind die abgelegten Dokumente in der umsatzsteuerlichen Ver-

tragsverwaltung des Anhangs 13 einzeln ersichtlich. 

Bei diesem Anhang handelt es sich aufgrund der hohen Seitenzahl lediglich um einen Auszug. 

Die Vollversion befindet sich in der beigefügten Anlage zu dieser Bachelorarbeit. Aus Daten-

schutzgründen werden die Debitoren anonymisiert dargestellt. 

Legende 

AKZ Aktenzeichen 

FiBu Finanzbuchhaltung  

öffentl. öffentlich  

SK Sachkonto 

sonst.  sonstige 

 



 

Eidesstattliche Erklärung 

 

Hiermit erkläre ich an Eides statt, dass ich die vorliegende Arbeit selbstständig und ohne 

fremde Hilfe angefertigt habe. Die aus fremden Quellen direkt oder indirekt übernommenen 

Gedanken sind als solche einzeln kenntlich gemacht. Es wurden keine anderen als die ange-

gebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt. Die Arbeit wurde bisher keiner anderen Prüfungsbe-

hörde vorgelegt und auch nicht veröffentlicht. 

 

 

Ort, Datum                                                                       Unterschrift   
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zur Bachelorarbeit 

 

Praktische Umsetzung der Neuregelung des Umsatzsteuerrechts 

(§ 2b UStG) in der Samtgemeinde Dörpen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erstprüferin  Frau Prof. Dr. Gabriele Buchholz 
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Vorgelegt von Jessica Pelle 

Matrikelnummer 871317 

Ausgabedatum 18.06.2021 

Abgabedatum 30.07.2021 



Hinweis zu der formalen Gestaltung dieser Anlage: 

Die folgenden Tabellen und Abbildungen stammen aus Microsoft Office Anwendungen (Excel) sowie 

aus dem internen Dokumentenmanagementsystem und weisen alle eine große Dateikapazität auf. Aus 

Gründen der besseren Lesbarkeit ist daher das Layout und die formale Gestaltung der Anlage entgegen 

der Vorgaben des Leitfadens an die optimale visuelle Darstellung angepasst worden. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ertragsanalyse der Jahre 2017 bis 2019 

 

Kapitel 4.1.1 

Auszugsweise dargestellt in Anhang Nr. 6 

 



Gemeinde Dersum – 01 

 

  



Gemeinde Dörpen – 02  

 

  



Gemeinde Heede – 03  

  



Gemeinde Kluse – 04  

 

  



Gemeinde Lehe – 05  

 

  



Gemeinde Neubörger – 06  

 

  



 

  



Gemeinde Neulehe - 07 

 

  



 

  



Gemeinde Walchum – 08 

 

  



 

  



Gemeinde Wippingen – 09  

 

 

  



 

  



Samtgemeinde Dörpen – 00 

  



  



Legende  

KST Kostenstelle  

KTR Kostenträger  

SK Sachkonto  

  

  

Samtgemeinde Dörpen (2021d): Intranet der Samtgemeinde Dörpen  

[Zugriff am 2021-06-25; 17:18] 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sachkonten- und Vertragsanalyse der Jahre 2017 bis 

2019 

 

Kapitel 4.1.2 

Auszugsweise dargestellt in Anhang Nr. 7 



Gemeinde Dersum – 01  

 

Gemeinde Dörpen – 02 

 

   

3411000 Mieten und Pachten 23.231,88 22.849,40 22.516,99

50103 573.30 Debitor 1 (12 x 76,69) 920,28 920,28 920,28

50019 111.41
Debitor 2 (11 x 115,69 + 487,83, 2018: 12 x 115,69, 2019: 12 x 115,69 
+ 374,37)

1.760,42 1.388,28 1.762,65

50019 111.41
Debitor 3 (2017: 10.321,97+2.441,43+2.493,72, 2018: 
10.528,41+2645,10 + 2.149,96, 2019: 10.738,98)

15.257,12 15.323,47 10.738,98

50019 111.41 Debitor 4 150,00 150,00 150,00

50019 111.41 Debitor 5 Pacht Fl. 22 Flst. 43 76,69 0,00 0,00
50006 573.30 Debitor 6 Miete 1.560,00 1.560,00 1.560,00
50019 111.41 Debitor 7 Pacht Fl. 6 Flst. 15/0 17,90 17,90 17,90
50019 111.41 Debitor 8 Pacht Fl. 6 Flst. 3/2 173,84 173,84 173,84
50019 111.41 Debitor 9 Pacht Fl. 18 Flst. 29 u. 30 (399,49+481,33) 880,82 880,82 880,82
50019 111.41 Debitor 10 Pacht Fl. 9 Flst. 24 tlw. 520,00 520,00 520,00
50019 111.41 Debitor 11 Pacht Fl. 2 Flst. 58/0 100,00 100,00 115,00
50019 111.41 Debitor 12 Fl. 6 Flst. 24/25 511,50 511,50 511,50
50019 111.41 Debitor 13 Fl. 16 Flst. 4 50,00 50,00 50,00

50019 111.41 Debitor 14 Jagdpacht 100,00 100,00 100,00

50019 111.41 Debitor 15 Jagdpacht 729,56 729,56 0,00

50099 111.40 Debitor 16 Pacht PV-Anlage 100,00 100,00 100,00

50099 111.40 Debitor 17 Pacht PV-Anlage 161,25 161,25 161,25

50099 111.40 Debitor 18 Pacht PV-Anlage  162,50 162,50 162,50

2017 2018 2019

jährl. Erträge in EURO

KST KTR SK Bezeichnung

Checkliste Kap. 7.1

(Sind alle Verträge zu den 
zugehörigen 

Ertragspositionen 
vorhanden?)

3411000 Mieten und Pachten 310.543,51 293.874,57 283.828,42

50201 111.40
Debitor 1 Miete & Nebenkostenabschlag (2017: 12 x 497,00 - 508,92 (G), 2018: 12 x 497,00 - 451,16 (G), 2019: 12 x 397,00 + 8 x 
100,00))

5.455,08 5.512,84 5.564,00

50201 111.40
Debitor 2 Miete & Nebenkostenabschlag (2017: 8x6744,00 + 4x6794,00 + 50,00 - 0,49(G), 2018: 3 x 6794,00 + 9 x 4197,95 + 9 x 850,00 - 
1840,11(G) + 38,82 (Umbuchung von 3161000), 2019: 12 x 4197,95 + 8 x 850)

81.177,51 64.012,26 57.175,40

50201 111.40 Debitor 3 Nebenkostenabschlag (2017: 12x260,00 + 1,00 - 149,54 (G), 2018: 12 x 260,00 + 1,00, 2019: 8 x 260,00 + 1,00) 2.971,46 3.121,00 2.081,00

50201 111.40
Debitor 4 Miete & Nebenkostenabschlag (2017: 12 x 1.342,05 - 369,20 (G), 2018: 12 x 1342,05 - 415,56(G), 2019: 12 x 1.142,05 + 8 x 
200,00)

15.735,40 15.689,04 15.304,60

50201 111.40 Debitor 5 Miete & Nebenkosten (2017: 12x445,00 - 279,03, 2018: 12 x 445,00 - 411,88(G), 2019: 12 x 345,00 + 8 x 100,00) 5.060,97 4.928,12 4.940,00
50202 111.40 Debitor 6 Miete EG Hauptstr. 25a (2017, 2018:12x767,64, 2019: 6 x 767,64 + 6 x 750,00 + 6 x 17,84 + 1,20) 9.211,68 9.211,68 9.214,08
50202 111.40 Debitor 7 Miete l.OG links Touristikcenter (2017, 2018: 12 x 443,30, 2019: 6 x 443,30 + 6 x 430,00 + 6 x 13,54 + 1,44) 5.319,60 5.319,60 5.322,48
50202 111.40 Debitor 8 Miete l.OG rechts Touristikcenter (2017, 2018:12x455,36, 2019: 6 x 455,36 + 6x 440,00 + 6 x 15,65 + 1,74) 5.464,32 5.464,32 5.467,80

50202 111.40 Debitor 9 Miete 2. OG rechts (2017: 12x343,30, 2018: 6 x 343,30)
4.119,60 2.059,80 0,00

50202 111.40 Debitor 10 (2018: 5 x 463,30, 2019: 6 x 463,30 + 6 x 450,00 + 6 x 13,54 + 1,44) 0,00 2.316,50 5.562,48
50206 111.40 Debitor 12 Miete Hauptstr. 36 (12 x 888,33) 10.659,96 10.659,96 2.160,00
50099 552.20 Debitor 15 jährliche Hafenpacht 2.601,00 2.601,00 2.601,00

50202 111.40
Debitor 16 Miete & Nebenkosten Touristikcenter 2. OG links (2017: 11 x 453,30, 2018: 12 x 453,30, 2019: 6 x 453,30 + 6 x 440,00 + 6 x 
13,54 + 1,44)

4.986,30 5.439,60 5.442,48

50019 111.41 Debitor 17 Pacht Dörpen Flur 33 Flst. 26 Teilstück=3,6302 h 0,00 3.085,67 0,00
50019 111.41 Debitor 18 Pacht Dörpen Fl. 33 Flst. 21/1 (tlw.) u. 23 tlw. (15.084,60 + 13.038,06) 28.122,66 28.122,66 28.122,66
50209 111.40 Debitor 19 Miete Haar 256 (2017: 8 x 614,25) 4.914,00 0,00 0,00

2019

jährl. Erträge in EURO

2017 2018

Checkliste Kap. 7.1

(Sind alle Verträge zu den 
zugehörigen 

Ertragspositionen 
vorhanden?)

KST KTR SK Bezeichnung



 

 

 

 

 

   

60999 111.41 Debitor 20 Dörpen (2017: 9136,59 + 758,33 + 178,95 + 2872,81, 2018: 298,17 + 178,95 + 2872,81, 2019: 178,95 + 268,17 + 2.872,81) 12.946,68 3.349,93 3.319,93
60999 111.41 Debitor 21 Pacht 1.796,32 1.796,32 1.796,32

60999 111.41
Debitor 22 Pacht Dörpen (2017: 1867,87 + 120,00 + 732,79 + 365,90 + 782,96 + 11.046,22, 2018: 1867,87 + 120,00 + 365,90 + 732,79 + 
782,96, 2019: 155,50 + 120,00 + 1867,87 + 732,79)

14.915,74 3.869,52 2.876,16

60999 111.41
Debitor 23 Dörpen  (2017: 8.275,34 + 14.290,90 + 5.675,05, 2018: 11.973,61 + 2.335,43 + 13.781,48 + 8.275,34 + 14.290,90 + 5675,05, 
2019: 11.973,61 + 2.335,43 + 13.781,48 + 4.944,33 + 8.275,34 + 14.290,90 + 5.675,05)

28.241,29 56.331,81 61.276,14

60999 111.41 Debitor 24 Pacht (2017: 4889,39, 2018 & 2019: 4953,14 + 4889,39) 4.889,39 9.842,53 9.842,53
60999 111.41 Debitor 25 Pacht (14.779,50 + 102,26) 14.881,76 14.881,76 14.881,76
60999 111.41 Debitor 26 Pacht Dörpen 3.337,47 1.597,47 1.597,47
50019 111.41 Debitor 27 Pacht Dörpen Fl. 33 Flst. 34/1 u. 34/2 0,00 0,00 3.212,43
60999 111.41 Debitor 28 Pacht 20,00 20,00 20,00
60999 111.41 Debitor 29 Pacht Dörpen Fläche G 45 205,50 205,50 205,50

60999 111.41 Debitor 30 Pacht Dörpen Fläche G 12 Kompensation
51,13 51,13 51,13

60999 111.41 Debitor 31 Pacht Dörpen Fläche G 52 (2017: 100,00, 2018: 100,00 + 60,00, 2019: 100,00) 100,00 160,00 100,00
60999 111.41 Debitor 32 Pacht Dörpen Fläche G 33 50,00 50,00 50,00

60999 111.41 Debitor 33 Pacht Dörpen Fläche G 10 u. 76 Kompensation(2017: 420,95, 2018: 500,94 + 420,95 + 642,96, 2019: 420,95)
420,95 1.564,85 420,95

60999 111.41 Debitor 34 Pacht Dörpen Fläche G 34 u. 35 (2017, 2018: 880,72, 2019: 880,72 + 30,00) 880,72 880,72 910,72

60999 111.41 Debitpr 35 Pacht Dörpen Fläche G 14 und 37 Kompensation
292,26 292,26 292,26

60999 111.41 Debitor 36 Pacht Dörpen Fläche A 16 1.150,00 1.150,00 1.150,00
60999 111.41 Debitor 37 Pacht Dörpen Fläche G 2 u. 3 Kompensation 260,00 260,00 260,00
60999 111.41 Debitor 38 (Pacht Dörpen Fläche G 8 u. 39 Kompensation) 122,71 122,71 122,71
60999 111.41 Debitor 39 Pacht Dörpen Fläche G 4 u. 7 Kompensation 142,11 142,11 142,11
60999 111.41 Debitor 40 Pacht Dörpen Fläche G 13 Kompensation (5,00 + 20,00) 25,00 25,00 25,00
60999 111.41 Debitor 41 Pacht Dörpen Fläche 3,7999 ha 1.482,57 1.482,58 1.482,58
60999 111.41 Debitor 42 Pacht Dörpen Fläche G15,17,46,75,77 Kompensation (2017: 185,71, 2018: 185,71 + 812,00, 2019: 185,71) 185,71 997,71 185,71
60999 111.41 Debitor 43 Pacht Dörpen Fläche A 17 113,00 113,00 113,00
60999 111.41 Debitor 44 Pacht Dörpen Fläche A 21 650,30 650,30 650,30
50209 111.40 Debitor 45 , Miete Wohnhaus Haar 256 (2018: 600,00 + 7 x 628,49 + 401,00, 2019: 6 x 628,49 + 6 x 600,00 + 6 x 29,27 + 4,68) 0,00 5.400,43 7.551,24
50212 111.40 Debitor 46, Haar 256 a (2019: 9 x 850,00) 0,00 0,00 7.650,00

60999 111.41 Debitor 47 UG Buseinstellplatz Pacht 
0,00 5,11 5,11

60999 111.41 Debitor 48 Pacht Dörpen Fl. 41 Flst. 5,6,7 4.258,25 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 49 Pacht Planausschnitt Fl. 4 Flst. 53/7 150,00 150,00 0,00

60999 111.41 Debitor 50 Buseinstellplatz Pacht 
5,11 0,00 0,00

50019 111.41 Debitor 51 Nutzungsentgelt (2017: 4 x 35,71, 2018: 4 x 35,71 + 70,68, 2019: 4 x 35,71 + 110,02) 142,84 213,52 252,86
50019 111.41 Debitor 52 Nutzungsentgelt (2017: 4 x 7,14, 2018: 4 x 7,14 + 17,78, 2019: 4 x 7,14 + 24,51) 28,56 46,34 53,07
50019 111.41 Debitor 53 Nutzungsentgelt (4 x 230,37) 921,48 921,48 921,48
60999 111.41 Debitor 54 Erbpacht Zinsen (2 x 907,00) 1.814,00 1.814,00 1.814,00
60999 111.41 Debitor 55 Pacht 2.523,30 2.523,30 2.523,30
50019 111.41 Debitor 56 Miete Lagerplatz 0,00 4.000,00 0,00
60999 111.41 Debitor 57 Pacht Flurstück 6/3, Flur 34 600,00 600,00 600,00

50209 111.40 Debitor 58 Scheune Miete, Schuppen Haar 256
0,00 300,00 500,00

40999 111.41 Debitor 59 Entschädigung Windkraftanlage 
352,48 352,48 0,00

50019 111.41 Debitor 60 Jagdpacht
1.365,47 1.365,47 1.365,47

50019 111.41 Debitor 61 Jagdpacht 
156,17 156,17 156,17

50019 111.41 Debitor 62 Jagdpacht (2017, 2018: 69,53, 2019: 69,53 + 0,01)
69,53 69,53 69,54

60999 111.41 Debitor 63 Jagdpacht (2017: 40,63, 2018: 40,63 + 0,01)
40,63 40,64 40,63

60999 111.41 Debitor 64 Pacht Fl. 33 Flst. 34/1 u. 34/2 0,00 2.654,90 0,00
50204 552.20 Debitor 65 Erbpacht Hafen 2.162,42 2.162,42 2.162,42
50204 552.20 Debitor 66 Erbpacht Hafen 39,88 39,88 39,88



Gemeinde Heede – 03 

 

Gemeinde Kluse – 04  

  

3411000 Mieten und Pachten 102.995,25 139.303,25 142.777,59

50019 111.41 Debitor 1 Pacht Fl. 125 Flst. 8/53 80,00 80,00 80,00
50301 111.40 Debitor 2 Ärztehaus Miete (12 x 2.308,80 + 12 x 56,48) 28.383,36 28.383,36 28.383,36
50019 111.41 Debitor 3 Pacht (2017: 3.300,00, 2018, 2019: 12 x 300,00) 3.300,00 3.600,00 3.600,00

50099 111.41 Debitor 4 Entschädigung Windpark (2017: 12 x -79,95 (G) + 4.425,00, 2018, 2019: 12 x -79,95 (G))
3.465,60 -959,40 -959,40

50099 111.41 Debitor 5 Entschädigung Windpark (12 x -76,43 (G))
-917,16 -917,16 -917,16

50019 111.41 Debitor 6 Moorjagdpacht (2017: 2 x 125,20, 2018, 2019: 204,33) 250,40 204,33 204,33

50019 111.41 Debitor 7 Jagdpacht

1.608,29 1.608,29 1.608,29

50019 111.41 Debitor 8 Pacht Fl. 125 Flst. 188/3 45,00 45,00 45,00
50019 111.41 Debitor 9 Pacht Fl. 125 Flst. 89/4 (2017: 40,00 + 10,00, 2018, 2019: 50,00) 50,00 50,00 50,00
50000 551.10 Debitor 10 Pacht (2017: 1.800,00, 2018, 2019: 2011,85) 1.800,00 2.011,85 2.011,85
50019 111.41 Debitor 11 Pacht Fl. 124 Flst. 28 50,00 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 12 Pacht (2017: 546,00, 2018: 2 x 546,00, 2019: 546,00) 546,00 1.092,00 546,00
50019 111.41 Debitor 13 Pacht Heede Fl. 123 Flst. 10/75 0,00 463,28 463,28
50000 551.10 Debitor 14 Pacht Seefest 8.500,00 8.500,00 8.500,00
50019 111.41 Debitor 15 Pacht Fl. 109 Flst. 7/1 u. 7/2 0,00 3.150,00 0,00

50099 571.20
Debitor 16 Nutzungsausfallentschädigung (2017: 2.219,00 + 1.727,00, 2018: - 916.098,19 
(Kompensation Kiebitzfläche) + 947.687,78, 2019: 31.589,59 (s. 2018)

3.946,00 31.589,59 31.589,59

50019 111.41 Debitor 17 Pacht Fl. 123 Flst. 10/75 463,28 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 18 Pacht Fl. 124 Flst. 18/1 u. 18/2 (2017: 580,00, 2018: 900,00) 580,00 900,00 0,00
50019 111.41 Debitor 19 Pacht Fl. 124 Flst. 28 (2017, 2018: 887,63, 2019: 1.065,15) 887,63 887,63 1.065,15
50019 111.41 Debitor 20 Pacht Fl. 110 Flst. 44/45 (2017, 2018: 3.099,15, 2019: 3.443,50) 3.099,15 3.099,15 3.443,50

50019 111.41
Debitor 21 Pacht Fl. 123 Flst. 10/13 u. 10/14 (2017: 2.918,43, 2018: 2.918,43 + 6.490,00, 2019: 
6.490,00 + 3.242,70)

2.918,43 9.408,43 9.732,70

50019 111.41 Debitor 22 Pacht Fl. 124 Flst. 18/1 u. 18/2 0,00 0,00 900,00
50019 111.41 Debitor 23 Pacht Fl. 123 Flst. 10/11,10/12,10/7,10/24,10/74 (2017, 2018: 4.214,89, 2019: 3572,10) 4.214,89 4.214,89 3.572,10
50019 111.41 Debitor 24 Pacht Fl. 110 Flst. 40 (2017: 714,42, 2018: 714,00, 2019: 793,80) 714,42 714,00 793,80
50019 111.41 Debitor 25 Pacht Fl. 124 Flst. 177 (2017: 435,98, 2018: 544,98) 435,98 544,98 0,00

50019 111.41 Debitor 26 Pachtentschädigung Sandschacht 
0,00 2.000,00 0,00

50019 111.41 Debitor 27 Pacht Fl. 110 Flst. 30/1 780,57 780,57 780,57
50019 111.41 Debitor 28 Pacht Fl. 9 Flst. 17 1.441,58 1.441,58 1.441,58
50019 111.41 Debitor 29 Pacht 24/3 u. 42 Fl. 4 100,00 100,00 100,00

50099 111.41 Debitor 30 Grundstücksankauf Lehe PRAP
8.390,68 8.390,67 8.390,67

50099 111.41 Debitor 31 Grundstück PRAP
6.242,25 6.242,25 6.242,25

50099 111.41 Debitor 32 Grundstück Lehe Anpflanzungen PRAP
13.680,49 13.680,49 13.680,49

50099 111.41 Debitor 33 Grundstück Lehe Sichtverschattung PRAP (1.671,64 + 1.030,42)
2.702,06 2.702,06 2.702,06

50099 111.41 Debitor 34 Grundstück Entschädigung PRAP
1.671,16 1.671,16 1.671,16

50099 111.41 Debitor 35 Grundstück Kompensation PRAP
1.675,36 1.675,36 1.675,36

2017 2018 2019

Checkliste Kap. 7.1 

(Sind alle Verträge zu den 
zugehörigen 

Ertragspositionen 
vorhanden?)

KST KTR SK Bezeichnung

jährl. Erträge in EURO

3411000 Mieten und Pachten 15.794,60 15.169,84 15.993,39

50401 111.40

Debitor 1 Miete Fahrzeughalle u. Nebenräume (2017, 2018: 12 x 
1.000,00 + 368,76 (Abfallbeseitigung), 2019: 12 x 1.000,00 + 377,88)

12.368,76 12.368,76 12.377,88

50019 111.41 Debitor 2 Pacht 106,92 106,92 106,92

50019 111.41

Debitor 3 Jagdpacht 815,00 690,24 690,24

50019 111.41
Debitor 4 Jagdpacht 347,47 347,47 347,47

50019 111.41 Debitor 5 Pacht 500,00 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 6 Pacht 20,45 20,45 20,45

50019 111.41
Debitor 7 Windpark Kostenausgleich Rahmenvertrag 1.636,00 1.636,00 0,00

jährl. Erträge in EURO

KST KTR SK Bezeichnung

2017 2018 2019

Checkliste Kap. 7.1

(Sind alle Verträge zu den 
zugehörigen 

Ertragspositionen 
vorhanden?)



Gemeinde Lehe – 05 

 

Gemeinde Neubörger – 06 

 

Gemeinde Neulehe – 07  

 

 

  

3411000 Mieten und Pachten 50.243,47 48.071,70 80.632,70

50502 573.30 Mieteinnahmen Ferienwohnungsobjekt (zsm.gefasst) - diverse Debitoren 45.128,13 42.959,89 52.515,99

50006 573.30
Debitor 1 Benutzungsgebühr Jugendheim +  Miete + Betriebskostenpauschale 
(2017: 2 x 46,02)

92,04 0,00 0,00

50019 111.41 Debitor 2 Pacht Fl. 29 Flst. 14/3 u. 15/3
1.696,00 1.696,00 1.696,00

50019 111.41 Debitor 3 Pacht Fl. 6 Flst. 33/25 1,00 1,00 1,00
50019 111.41 Debitor 4 Pacht Fl. 7 Flst. 4 (2017: 479,55 + 633,94, 2018: 826,60) 1.113,49 826,60 826,60
50019 111.41 Debitor 5 Pacht Fl. 6 Flst. 33/24 70,00 70,00 70,00
50019 111.41 Debitor 6 Pacht Fl. 6 Flst. 9/3 570,00 570,00 570,00
50019 111.41 Debitor 7 Pacht Fl. 3 Flst. 12 210,88 210,88 210,88
50006 573.30 Debitor 8 Miete Jugendraum 370,00 0,00 0,00

50019 111.41 Debitor 9 Pacht Fl. 10 Flst. 32/2 u. 32/6 tlws.

51,13 51,13 51,13

50019 111.41 Debitor 10 Jagdpacht 
940,80 1.019,20 1.019,20

40999 111.41
Debitor 11 vltj. Nutzungsentgelt (2018: 667,00, 2019: 4 x 667,00 + 921,61 (NZ 
2018))

0,00 667,00 3.589,61

50019 111.41 Debitor 12 Pacht Fl. 6 Flst. 17/2 (967,50 + 255,60) 0,00 0,00 1.223,10
50019 111.41 Debitor 13 Pacht Fl. 5 Flst. 6/2 0,00 0,00 884,25

jährl. Erträge in EURO

KST KTR SK Bezeichnung

2017 2018 2019

Checkliste Kap. 7.1 

(Sind alle Verträge zu den 
zugehörigen 

Ertragspositionen 
vorhanden?)

3411000 Mieten und Pachten 1.177,59 1.190,47 1.428,13

50019 111.41
Debitor 1 Schießplatzmiete 2016/2017, 2017/2018, 
2018/2019

23,67 23,67 274,21

50019 111.41
Debitor 2 Jagdpacht (2017: 510,09 + 18,83, 2018: 528,92 + 
12,88, 2019: 528,92)

528,92 541,80 528,92

50099 111.40 Debitor 3 Pacht PV Anlage
625,00 625,00 625,00

jährl. Erträge in EURO
Checkliste Kap. 7.1

(Sind alle Verträge zu den 
zugehörigen 

Ertragspositionen 
vorhanden?)

KST KTR SK Bezeichnung

2017 2018 2019

3411000 Mieten und Pachten 1.820,00 1.820,00 2.726,68

50019 111.41 Debitor 1 Jagdpacht (28,00 + 1.792,00) 1.820,00 1.820,00 1.820,00

50019 111.41
Debitor 2 Miete Funkturm (errichtet 07.01.19) (12 x 
30,00)

0,00 0,00 360,00

jährl. Erträge in EURO

KST KTR SK Bezeichnung

2017 2018 2019

Checkliste Kap. 7.1

(Sind alle Verträge zu den zugehörigen 
Ertragspositionen vorhanden?)



Gemeinde Walchum – 08 

 

Gemeinde Wippingen – 09 

 

  

3411000 Mieten und Pachten 22.226,18 23.358,40 22.649,10

50001 573.20 Debitor 1 PV-Anlage Bauhof Walchum 765,60 765,60 765,60

50801 111.40

Debitor 2 Miete alte Schule Hasselbrock (2017: 12 x 280,00 + 
150,00, 2018: 6 x 430,00 + 6 x 377,00 - 118,43(G), 2019: 377,00 - 
60,48 (G))

3.510,00 4.723,57 316,52

50019 111.41 Debitor 3 Pacht Fläche 20 Flst. 84/6, 92/4, 174/3 tlws., 173 tlws., 1
2.045,17 2.045,17 2.045,17

50019 111.41
Debitor 4 Pacht (2017: 11 x 937,48 + 3.736,93, 2018: 12 x 937,48, 
2019: 12 x 937,48 + 2.867,75 (NZ 2018))

14.049,21 11.249,76 14.117,51

50019 111.41
Debitor 5 Pacht Fl. 33 Flst. 44/1 (2017: 1.596,20, 2018: 1.596,20 + 
798,10, 2019: 2.394,30)

1.596,20 2.394,30 2.394,30

50019 111.41 Debitor 6 Pacht Fl. 34 Flst. 51 260,00 260,00 260,00

50005 573.30 Debitor 7 Benutzungsgebühren für das Heimathaus 26.06.18
0,00 50,00 0,00

50005 573.30 Debitor 8 Benutzungsgebühren Heimathaus 03.08.18 0,00 180,00 0,00

50019 111.41
Debitor 9 Miete Stellplatz Altkleidercontainer Dersumer Str. (2018: 
4 x 60,00, 2019: 12 x 60,00)

0,00 240,00 720,00

50005 573.30 Debitor 10 Benutzungsgebühren Heimathaus 12.01.19 0,00 0,00 180,00
50005 573.30 Debitor 11 Benutzungsgebühren Heimathaus Silberhochzeit 0,00 0,00 180,00
50005 573.30 Debitor 12 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 13 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 14 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 15 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 16 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 17 Benutzungsgebühren Heimathaus zwecks Boßeln 0,00 0,00 30,00
50005 573.30 Debitor 18 Benutzungsgebühren Heimathaus Theateraufführungen 0,00 0,00 250,00
50005 573.30 Debitor 19 Benutzungsgebühren Heimathaus Hölzerne Hochzeit 0,00 0,00 150,00

jährl. Erträge in EURO

2017 2018 2019

Checkliste Kap. 7.1

(Sind alle Verträge zu den 
zugehörigen 

Ertragspositionen 
vorhanden?)

KST KTR SK Bezeichnung

Satzung 

Satzung 

3411000 Mieten und Pachten 5.084,93 3.178,28 2.065,10

50019 111.41 Debitor 1 Pacht

25,56 25,56 25,56

50019 111.41 Debitor 2 Jahrespacht FW 1068 164,27 164,27 164,27
50019 111.41 Debitor 3 Pacht 0,00 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 4 Jagdpacht 783,75 783,75 783,75

50019 111.41 Debitor 5 Schießplatzmiete 2016/2017, 2017/2018
0,00 348,70 0,00

50019 111.41
Debitor 6 Pacht Fl. 12 Flst. 54/55 (2017: 750,00 + 
273,37)

0,00 0,00 0,00

50019 111.41
Debitor 7 Pacht Fl. 15 Flst. 22/3 tlws. (1.256,00 + 
600,00)

1.856,00 1.856,00 1.856,00

jährl. Erträge in EURO

KST KTR SK Bezeichnung

2017 2018 2019

Checkliste Kap. 7.1

(Sind alle Verträge zu den 
zugehörigen 

Ertragspositionen 
vorhanden?)



Samtgemeinde Dörpen – 00 

 

Legende  

 

KST Kostenstelle 

KTR Kostenträger 

SK Sachkonto  

  

 Die Verträge liegen vor und können zur 
umsatzsteuerlichen Vertragsverwaltung sowie zur 
elektronischen Vertragsakte hinzugefügt werden. 
 

 Die Verträge liegen nicht vollständig vor. Es ist ein 
Vermerk anzufertigen. 
 

Satzung  Rechtliche Grundlage der Erhebung des Ertrages ist kein 
Vertrag, sondern eine Satzung. 

 

 

Samtgemeinde Dörpen (2021d): Intranet der Samtgemeinde Dörpen  

[Zugriff am 2021-06-25; 17:18] 

 

Hinweis: 

Aus Datenschutzgründen werden die Debitoren anonymisiert dargestellt.

3411000 Mieten und Pachten 8.756,96 12.300,36 13.909,21

10100 111.40 Debitor 1 Miete Räumlichkeit Rathaus (2017: 12 x 518,83) 6.225,96 6.225,96 6.225,96

10299 211.10 Debitor 2 Miete & Reinigung (2017: 2.531,00, 2018: 12 x 506,20) 2.531,00 6.074,40 6.074,40

20999 315.40 Debitor 3 Erstattung Nebenkosten (Wohnungslose) 0,00 0,00 63,04

20999 315.40 Debitor 4 Nebenkostenabrg. (Wohnungslose) 0,00 0,00 463,44

Checkliste Kap. 7.1 

(Sind alle Verträge zu den 
zugehörigen 

Ertragspositionen 
vorhanden?)

KST KTR SK Bezeichnung

jährl. Erträge in EURO

20192017 2018

Satzung 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bewertung aller Positionen des Sachkontos 3411000 

durch die Wirtschaftsprüfung  

 

Kapitel 4.1.3 

Auszugsweise dargestellt in Anhang Nr. 10 



Gemeinde Dersum – 01  

 

Gemeinde Dörpen – 02  

 

  

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 23.231,88 22.849,40 22.516,99

50103 573.30 Debitor 1 (12 x 76,69) 920,28 920,28 920,28 Nr. 12
Steueroption gem. § 9 UStG 
möglich

50019 111.41
Debitor 2 (11 x 115,69 + 487,83, 2018: 12 x 115,69, 2019: 12 x 115,69 
+ 374,37)

1.760,42 1.388,28 1.762,65

50019 111.41
Debitor 3 (2017: 10.321,97+2.441,43+2.493,72, 2018: 
10.528,41+2645,10 + 2.149,96, 2019: 10.738,98)

15.257,12 15.323,47 10.738,98 Nr. 12
Steueroption gem. § 9 UStG 
möglich

50019 111.41 Debitor 4 150,00 150,00 150,00 nein 19%

Steuerpflichtig, wenn 
öffentlich zugängliches 

Gewässer und andere nicht 
von der Nutzung 

ausgeschlossen werden 
können. Ansonsten §4 Nr. 12 

USTG
50019 111.41 Debitor 5 Pacht Fl. 22 Flst. 43 76,69 0,00 0,00
50006 573.30 Debitor 6 Miete 1.560,00 1.560,00 1.560,00
50019 111.41 Debitor 7 Pacht Fl. 6 Flst. 15/0 17,90 17,90 17,90
50019 111.41 Debitor 8 Pacht Fl. 6 Flst. 3/2 173,84 173,84 173,84
50019 111.41 Debitor 9 Pacht Fl. 18 Flst. 29 u. 30 (399,49+481,33) 880,82 880,82 880,82
50019 111.41 Debitor 10 Pacht Fl. 9 Flst. 24 tlw. 520,00 520,00 520,00
50019 111.41 Debitor 11 Pacht Fl. 2 Flst. 58/0 100,00 100,00 115,00
50019 111.41 Debitor 12 Fl. 6 Flst. 24/25 511,50 511,50 511,50
50019 111.41 Debitor 13 Fl. 16 Flst. 4 50,00 50,00 50,00

50019 111.41 Debitor 14 Jagdpacht 100,00 100,00 100,00 nein 19%

Steuerpflichtig wenn 
Jagdrecht übertragen wird. 
Steuerfrei wenn eigenes 
Grundstück verpachtet wird.

50019 111.41 Debitor 15 Jagdpacht 729,56 729,56 0,00 nein 19%

Steuerpflichtig wenn 
Jagdrecht übertragen wird. 
Steuerfrei wenn eigenes 
Grundstück verpachtet wird.

50099 111.40 Debitor 16 Pacht PV-Anlage 100,00 100,00 100,00 Nr. 12
Steueroption gem. § 9 UStG 
möglich

50099 111.40 Debitor 17 Pacht PV-Anlage 161,25 161,25 161,25 Nr. 12
Steueroption gem. § 9 UStG 
möglich

50099 111.40 Debitor 18 Pacht PV-Anlage  162,50 162,50 162,50 Nr. 12
Steueroption gem. § 9 UStG 
möglich

keine 

Umsatz-

steuer

Steuerbefreiun

g nach § 4 

UStG?

Ja: 24 

Nein: 23

Umsatz-

steuer

2017 2018 2019

jährl. Erträge in EURO

KST KTR SK Bezeichnung

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 310.543,51 293.874,57 283.828,42

50201 111.40
Debitor 1 Miete & Nebenkostenabschlag (2017: 12 x 497,00 - 508,92 (G), 2018: 12 x 497,00 - 451,16 (G), 2019: 12 x 397,00 + 8 x 
100,00))

5.455,08 5.512,84 5.564,00

50201 111.40
Debitor 2 Miete & Nebenkostenabschlag (2017: 8x6744,00 + 4x6794,00 + 50,00 - 0,49(G), 2018: 3 x 6794,00 + 9 x 4197,95 + 9 x 850,00 - 
1840,11(G) + 38,82 (Umbuchung von 3161000), 2019: 12 x 4197,95 + 8 x 850)

81.177,51 64.012,26 57.175,40

50201 111.40 Debitor 3 Nebenkostenabschlag (2017: 12x260,00 + 1,00 - 149,54 (G), 2018: 12 x 260,00 + 1,00, 2019: 8 x 260,00 + 1,00) 2.971,46 3.121,00 2.081,00

50201 111.40
Debitor 4 Miete & Nebenkostenabschlag (2017: 12 x 1.342,05 - 369,20 (G), 2018: 12 x 1342,05 - 415,56(G), 2019: 12 x 1.142,05 + 8 x 
200,00)

15.735,40 15.689,04 15.304,60

50201 111.40 Debitor 5 Miete & Nebenkosten (2017: 12x445,00 - 279,03, 2018: 12 x 445,00 - 411,88(G), 2019: 12 x 345,00 + 8 x 100,00) 5.060,97 4.928,12 4.940,00
50202 111.40 Debitor 6 Miete EG Hauptstr. 25a (2017, 2018:12x767,64, 2019: 6 x 767,64 + 6 x 750,00 + 6 x 17,84 + 1,20) 9.211,68 9.211,68 9.214,08
50202 111.40 Debitor 7 Miete l.OG links Touristikcenter (2017, 2018: 12 x 443,30, 2019: 6 x 443,30 + 6 x 430,00 + 6 x 13,54 + 1,44) 5.319,60 5.319,60 5.322,48
50202 111.40 Debitor 8 Miete l.OG rechts Touristikcenter (2017, 2018:12x455,36, 2019: 6 x 455,36 + 6x 440,00 + 6 x 15,65 + 1,74) 5.464,32 5.464,32 5.467,80

50202 111.40 Debitor 9 Miete 2. OG rechts (2017: 12x343,30, 2018: 6 x 343,30)
4.119,60 2.059,80 0,00

50202 111.40 Debitor 10 (2018: 5 x 463,30, 2019: 6 x 463,30 + 6 x 450,00 + 6 x 13,54 + 1,44) 0,00 2.316,50 5.562,48
50206 111.40 Debitor 12 Miete Hauptstr. 36 (12 x 888,33) 10.659,96 10.659,96 2.160,00
50099 552.20 Debitor 15 jährliche Hafenpacht 2.601,00 2.601,00 2.601,00

50202 111.40
Debitor 16 Miete & Nebenkosten Touristikcenter 2. OG links (2017: 11 x 453,30, 2018: 12 x 453,30, 2019: 6 x 453,30 + 6 x 440,00 + 6 x 
13,54 + 1,44)

4.986,30 5.439,60 5.442,48

50019 111.41 Debitor 17 Pacht Dörpen Flur 33 Flst. 26 Teilstück=3,6302 h 0,00 3.085,67 0,00
50019 111.41 Debitor 18 Pacht Dörpen Fl. 33 Flst. 21/1 (tlw.) u. 23 tlw. (15.084,60 + 13.038,06) 28.122,66 28.122,66 28.122,66
50209 111.40 Debitor 19 Miete Haar 256 (2017: 8 x 614,25) 4.914,00 0,00 0,00
60999 111.41 Debitor 20 Dörpen (2017: 9136,59 + 758,33 + 178,95 + 2872,81, 2018: 298,17 + 178,95 + 2872,81, 2019: 178,95 + 268,17 + 2.872,81) 12.946,68 3.349,93 3.319,93
60999 111.41 Debitor 21 Pacht 1.796,32 1.796,32 1.796,32

60999 111.41
Debitor 22 Pacht Dörpen (2017: 1867,87 + 120,00 + 732,79 + 365,90 + 782,96 + 11.046,22, 2018: 1867,87 + 120,00 + 365,90 + 732,79 + 
782,96, 2019: 155,50 + 120,00 + 1867,87 + 732,79)

14.915,74 3.869,52 2.876,16

60999 111.41
Debitor 23 Dörpen  (2017: 8.275,34 + 14.290,90 + 5.675,05, 2018: 11.973,61 + 2.335,43 + 13.781,48 + 8.275,34 + 14.290,90 + 5675,05, 
2019: 11.973,61 + 2.335,43 + 13.781,48 + 4.944,33 + 8.275,34 + 14.290,90 + 5.675,05)

28.241,29 56.331,81 61.276,14

60999 111.41 Debitor 24 Pacht (2017: 4889,39, 2018 & 2019: 4953,14 + 4889,39) 4.889,39 9.842,53 9.842,53
60999 111.41 Debitor 25 Pacht (14.779,50 + 102,26) 14.881,76 14.881,76 14.881,76
60999 111.41 Debitor 26 Pacht Dörpen 3.337,47 1.597,47 1.597,47
50019 111.41 Debitor 27 Pacht Dörpen Fl. 33 Flst. 34/1 u. 34/2 0,00 0,00 3.212,43
60999 111.41 Debitor 28 Pacht 20,00 20,00 20,00
60999 111.41 Debitor 29 Pacht Dörpen Fläche G 45 205,50 205,50 205,50

60999 111.41 Debitor 30 Pacht Dörpen Fläche G 12 Kompensation
51,13 51,13 51,13 Nr. 12

60999 111.41 Debitor 31 Pacht Dörpen Fläche G 52 (2017: 100,00, 2018: 100,00 + 60,00, 2019: 100,00) 100,00 160,00 100,00
60999 111.41 Debitor 32 Pacht Dörpen Fläche G 33 50,00 50,00 50,00

60999 111.41 Debitor 33 Pacht Dörpen Fläche G 10 u. 76 Kompensation(2017: 420,95, 2018: 500,94 + 420,95 + 642,96, 2019: 420,95)
420,95 1.564,85 420,95 Nr. 12

Steuerbefreiung nach § 4 

UStG?

Ja: 24 

Nein: 23 

Umsatz-

steuer

keine 
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steuer

2018

KST KTR SK Bezeichnung

2019
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2017



 

Gemeinde Heede – 03  

 

  

60999 111.41 Debitor 34 Pacht Dörpen Fläche G 34 u. 35 (2017, 2018: 880,72, 2019: 880,72 + 30,00) 880,72 880,72 910,72

60999 111.41 Debitpr 35 Pacht Dörpen Fläche G 14 und 37 Kompensation
292,26 292,26 292,26 Nr. 12

60999 111.41 Debitor 36 Pacht Dörpen Fläche A 16 1.150,00 1.150,00 1.150,00
60999 111.41 Debitor 37 Pacht Dörpen Fläche G 2 u. 3 Kompensation 260,00 260,00 260,00
60999 111.41 Debitor 38 (Pacht Dörpen Fläche G 8 u. 39 Kompensation) 122,71 122,71 122,71
60999 111.41 Debitor 39 Pacht Dörpen Fläche G 4 u. 7 Kompensation 142,11 142,11 142,11
60999 111.41 Debitor 40 Pacht Dörpen Fläche G 13 Kompensation (5,00 + 20,00) 25,00 25,00 25,00
60999 111.41 Debitor 41 Pacht Dörpen Fläche 3,7999 ha 1.482,57 1.482,58 1.482,58
60999 111.41 Debitor 42 Pacht Dörpen Fläche G15,17,46,75,77 Kompensation (2017: 185,71, 2018: 185,71 + 812,00, 2019: 185,71) 185,71 997,71 185,71
60999 111.41 Debitor 43 Pacht Dörpen Fläche A 17 113,00 113,00 113,00
60999 111.41 Debitor 44 Pacht Dörpen Fläche A 21 650,30 650,30 650,30
50209 111.40 Debitor 45 , Miete Wohnhaus Haar 256 (2018: 600,00 + 7 x 628,49 + 401,00, 2019: 6 x 628,49 + 6 x 600,00 + 6 x 29,27 + 4,68) 0,00 5.400,43 7.551,24
50212 111.40 Debitor 46, Haar 256 a (2019: 9 x 850,00) 0,00 0,00 7.650,00

60999 111.41 Debitor 47 UG Buseinstellplatz Pacht 
0,00 5,11 5,11

Nr. 12 nicht 
anwendbar

19% steuerbar und steuerpflichtig

60999 111.41 Debitor 48 Pacht Dörpen Fl. 41 Flst. 5,6,7 4.258,25 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 49 Pacht Planausschnitt Fl. 4 Flst. 53/7 150,00 150,00 0,00

60999 111.41 Debitor 50 Buseinstellplatz Pacht 
5,11 0,00 0,00

Nr. 12 nicht 
anwendbar

19% steuerbar und steuerpflichtig

50019 111.41 Debitor 51 Nutzungsentgelt (2017: 4 x 35,71, 2018: 4 x 35,71 + 70,68, 2019: 4 x 35,71 + 110,02) 142,84 213,52 252,86
50019 111.41 Debitor 52 Nutzungsentgelt (2017: 4 x 7,14, 2018: 4 x 7,14 + 17,78, 2019: 4 x 7,14 + 24,51) 28,56 46,34 53,07
50019 111.41 Debitor 53 Nutzungsentgelt (4 x 230,37) 921,48 921,48 921,48
60999 111.41 Debitor 54 Erbpacht Zinsen (2 x 907,00) 1.814,00 1.814,00 1.814,00
60999 111.41 Debitor 55 Pacht 2.523,30 2.523,30 2.523,30
50019 111.41 Debitor 56 Miete Lagerplatz 0,00 4.000,00 0,00
60999 111.41 Debitor 57 Pacht Flurstück 6/3, Flur 34 600,00 600,00 600,00

50209 111.40 Debitor 58 Scheune Miete, Schuppen Haar 256
0,00 300,00 500,00

40999 111.41 Debitor 59 Entschädigung Windkraftanlage 
352,48 352,48 0,00 19%

Das Entgelt wird als Kostenausgleich für 
Leistungen der Gemeinde nach § 4 des 
Vertrages gezahlt. (mind. 2.000,00 DM?)

50019 111.41 Debitor 60 Jagdpacht
1.365,47 1.365,47 1.365,47 nein 19%

Steuerpflichtig wenn Jagdrecht übertragen 
wird. Steuerfrei wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird.

50019 111.41 Debitor 61 Jagdpacht 
156,17 156,17 156,17

Steuerpflichtig wenn Jagdrecht übertragen 
wird. Steuerfrei wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird.

50019 111.41 Debitor 62 Jagdpacht (2017, 2018: 69,53, 2019: 69,53 + 0,01)
69,53 69,53 69,54

Steuerpflichtig wenn Jagdrecht übertragen 
wird. Steuerfrei wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird.

60999 111.41 Debitor 63 Jagdpacht (2017: 40,63, 2018: 40,63 + 0,01)
40,63 40,64 40,63

Steuerpflichtig wenn Jagdrecht übertragen 
wird. Steuerfrei wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird.

60999 111.41 Debitor 64 Pacht Fl. 33 Flst. 34/1 u. 34/2 0,00 2.654,90 0,00
50204 552.20 Debitor 65 Erbpacht Hafen 2.162,42 2.162,42 2.162,42 19% steuerbar und steuerpflichtig
50204 552.20 Debitor 66 Erbpacht Hafen 39,88 39,88 39,88 19% steuerbar und steuerpflichtig

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 102.995,25 139.303,25 142.777,59

50019 111.41 Debitor 1 Pacht Fl. 125 Flst. 8/53 80,00 80,00 80,00
50301 111.40 Debitor 2 Ärztehaus Miete (12 x 2.308,80 + 12 x 56,48) 28.383,36 28.383,36 28.383,36
50019 111.41 Debitor 3 Pacht (2017: 3.300,00, 2018, 2019: 12 x 300,00) 3.300,00 3.600,00 3.600,00

50099 111.41 Debitor 4 Entschädigung Windpark (2017: 12 x -79,95 (G) + 4.425,00, 2018, 2019: 12 x -79,95 (G))
3.465,60 -959,40 -959,40

50099 111.41 Debitor 5 Entschädigung Windpark (12 x -76,43 (G))
-917,16 -917,16 -917,16

50019 111.41 Debitor 6 Moorjagdpacht (2017: 2 x 125,20, 2018, 2019: 204,33) 250,40 204,33 204,33

50019 111.41 Debitor 7 Jagdpacht

1.608,29 1.608,29 1.608,29 nein 19%

Steuerpflichtig wenn Jagdrecht 
übertragen wird. Steuerfrei wenn 
eigenes Grundstück verpachtet 
wird.

50019 111.41 Debitor 8 Pacht Fl. 125 Flst. 188/3 45,00 45,00 45,00
50019 111.41 Debitor 9 Pacht Fl. 125 Flst. 89/4 (2017: 40,00 + 10,00, 2018, 2019: 50,00) 50,00 50,00 50,00
50000 551.10 Debitor 10 Pacht (2017: 1.800,00, 2018, 2019: 2011,85) 1.800,00 2.011,85 2.011,85
50019 111.41 Debitor 11 Pacht Fl. 124 Flst. 28 50,00 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 12 Pacht (2017: 546,00, 2018: 2 x 546,00, 2019: 546,00) 546,00 1.092,00 546,00
50019 111.41 Debitor 13 Pacht Heede Fl. 123 Flst. 10/75 0,00 463,28 463,28
50000 551.10 Debitor 14 Pacht Seefest 8.500,00 8.500,00 8.500,00
50019 111.41 Debitor 15 Pacht Fl. 109 Flst. 7/1 u. 7/2 0,00 3.150,00 0,00

50099 571.20
Debitor 16 Nutzungsausfallentschädigung (2017: 2.219,00 + 1.727,00, 2018: - 916.098,19 
(Kompensation Kiebitzfläche) + 947.687,78, 2019: 31.589,59 (s. 2018)

3.946,00 31.589,59 31.589,59

50019 111.41 Debitor 17 Pacht Fl. 123 Flst. 10/75 463,28 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 18 Pacht Fl. 124 Flst. 18/1 u. 18/2 (2017: 580,00, 2018: 900,00) 580,00 900,00 0,00
50019 111.41 Debitor 19 Pacht Fl. 124 Flst. 28 (2017, 2018: 887,63, 2019: 1.065,15) 887,63 887,63 1.065,15
50019 111.41 Debitor 20 Pacht Fl. 110 Flst. 44/45 (2017, 2018: 3.099,15, 2019: 3.443,50) 3.099,15 3.099,15 3.443,50

50019 111.41
Debitor 21 Pacht Fl. 123 Flst. 10/13 u. 10/14 (2017: 2.918,43, 2018: 2.918,43 + 6.490,00, 2019: 
6.490,00 + 3.242,70)

2.918,43 9.408,43 9.732,70

50019 111.41 Debitor 22 Pacht Fl. 124 Flst. 18/1 u. 18/2 0,00 0,00 900,00
50019 111.41 Debitor 23 Pacht Fl. 123 Flst. 10/11,10/12,10/7,10/24,10/74 (2017, 2018: 4.214,89, 2019: 3572,10) 4.214,89 4.214,89 3.572,10
50019 111.41 Debitor 24 Pacht Fl. 110 Flst. 40 (2017: 714,42, 2018: 714,00, 2019: 793,80) 714,42 714,00 793,80
50019 111.41 Debitor 25 Pacht Fl. 124 Flst. 177 (2017: 435,98, 2018: 544,98) 435,98 544,98 0,00
50019 111.41 Debitor 26 Pachtentschädigung Sandschacht 0,00 2.000,00 0,00 kein Entgelt, nur einmalig in 2018
50019 111.41 Debitor 27 Pacht Fl. 110 Flst. 30/1 780,57 780,57 780,57
50019 111.41 Debitor 28 Pacht Fl. 9 Flst. 17 1.441,58 1.441,58 1.441,58
50019 111.41 Debitor 29 Pacht 24/3 u. 42 Fl. 4 100,00 100,00 100,00

50099 111.41 Debitor 30 Grundstücksankauf Lehe PRAP
8.390,68 8.390,67 8.390,67

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 31 Grundstück PRAP
6.242,25 6.242,25 6.242,25

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 32 Grundstück Lehe Anpflanzungen PRAP
13.680,49 13.680,49 13.680,49

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 33 Grundstück Lehe Sichtverschattung PRAP (1.671,64 + 1.030,42)
2.702,06 2.702,06 2.702,06

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 34 Grundstück Entschädigung PRAP
1.671,16 1.671,16 1.671,16

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

50099 111.41 Debitor 35 Grundstück Kompensation PRAP
1.675,36 1.675,36 1.675,36

Bilanzielle Abgrenzung und kein 
umsatzsteuerlicher Sachverhalt.

Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24 

Nein: 23

Umsatz-

steuer

keine Umsatz-

steuer

KST KTR SK Bezeichnung

jährl. Erträge in EURO

2017 2018 2019



Gemeinde Kluse – 04 

 

Gemeinde Lehe – 05  

 

Gemeinde Neubörger – 06  

 

Gemeinde Neulehe – 07  

  

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 15.794,60 15.169,84 15.993,39

50401 111.40

Debitor 1 Miete Fahrzeughalle u. Nebenräume (2017, 2018: 12 x 
1.000,00 + 368,76 (Abfallbeseitigung), 2019: 12 x 1.000,00 + 377,88)

12.368,76 12.368,76 12.377,88 Nr. 12

Steueroption gem. § 9 UStG möglich, 
jedoch ggfs. nicht relevant, da der 
Malteser Hilfsdienst keine 
steuerpflichtigen Ausgangsumsätze 
hat

50019 111.41 Debitor 2 Pacht 106,92 106,92 106,92 Nr. 12

50019 111.41

Debitor 3 Jagdpacht 815,00 690,24 690,24 nein 19%
Steuerpflichtig wenn Jagdrecht 
übertragen wird. Steuerfrei wenn 
eigenes Grundstück verpachtet wird.

50019 111.41
Debitor 4 Jagdpacht 347,47 347,47 347,47

Steuerpflichtig wenn Jagdrecht 
übertragen wird. Steuerfrei wenn 
eigenes Grundstück verpachtet wird.

50019 111.41 Debitor 5 Pacht 500,00 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 6 Pacht 20,45 20,45 20,45

50019 111.41
Debitor 7 Windpark Kostenausgleich Rahmenvertrag 1.636,00 1.636,00 0,00 19%

Das Entgelt wird als Kostenausgleich 
für Leistungen der Gemeinde nach § 4 
des Vertrages gezahlt.

jährl. Erträge in EURO

KST KTR SK Bezeichnung

2017 2018 2019

Umsatz-

steuer

keine 

Umsatz-

steuer

Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24 

Nein: 23 

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 1.820,00 1.820,00 2.726,68

50019 111.41 Debitor 1 Jagdpacht (28,00 + 1.792,00) 1.820,00 1.820,00 1.820,00

50019 111.41
Debitor 2 Miete Funkturm (errichtet 07.01.19) (12 x 
30,00)

0,00 0,00 360,00 nein 19%

Vermietung eines 
Rechts und keine 
Vermietung von 
Räumen

jährl. Erträge in EURO

KST KTR SK Bezeichnung

2017 2018 2019

Umsatz-

steuer

keine 

Umsatz-

steuer

Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24 

Nein: 23

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 50.243,47 48.071,70 80.632,70

50502 573.30 Mieteinnahmen Ferienwohnungsobjekt (zsm.gefasst) - diverse Debitoren 45.128,13 42.959,89 52.515,99 siehe Sondersachverhalte

50006 573.30
Debitor 1 Benutzungsgebühr Jugendheim +  Miete + Betriebskostenpauschale 
(2017: 2 x 46,02)

92,04 0,00 0,00

50019 111.41 Debitor 2 Pacht Fl. 29 Flst. 14/3 u. 15/3
1.696,00 1.696,00 1.696,00 Nr. 12 ggfs. Steueroption gem. § 9 UStG prüfen

50019 111.41 Debitor 3 Pacht Fl. 6 Flst. 33/25 1,00 1,00 1,00
50019 111.41 Debitor 4 Pacht Fl. 7 Flst. 4 (2017: 479,55 + 633,94, 2018: 826,60) 1.113,49 826,60 826,60
50019 111.41 Debitor 5 Pacht Fl. 6 Flst. 33/24 70,00 70,00 70,00
50019 111.41 Debitor 6 Pacht Fl. 6 Flst. 9/3 570,00 570,00 570,00
50019 111.41 Debitor 7 Pacht Fl. 3 Flst. 12 210,88 210,88 210,88
50006 573.30 Debitor 8 Miete Jugendraum 370,00 0,00 0,00

50019 111.41 Debitor 9 Pacht Fl. 10 Flst. 32/2 u. 32/6 tlws.

51,13 51,13 51,13 nein 19%

Wenn nur das Fischerrecht verpachtet wurde, 
dann stpfl.. Wird das komplette Gewässer samt 
Grundstück (drumherum) verpachtet, dann stfr. 
gem. § 4 Nr. 12 UStG

50019 111.41 Debitor 10 Jagdpacht 
940,80 1.019,20 1.019,20 nein 19% siehe andere Datenblätter

40999 111.41
Debitor 11 vltj. Nutzungsentgelt (2018: 667,00, 2019: 4 x 667,00 + 921,61 (NZ 
2018))

0,00 667,00 3.589,61 Nr. 12 Steueroption gemäß § 9 UStG möglich.

50019 111.41 Debitor 12 Pacht Fl. 6 Flst. 17/2 (967,50 + 255,60) 0,00 0,00 1.223,10
50019 111.41 Debitor 13 Pacht Fl. 5 Flst. 6/2 0,00 0,00 884,25

Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24 

Nein: 23 

Umsatz-

steuer

keine 

Umsatz-

steuer

KST KTR SK Bezeichnung

2017 2018 2019

jährl. Erträge in EURO

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 1.177,59 1.190,47 1.428,13

50019 111.41
Debitor 1 Schießplatzmiete 2016/2017, 2017/2018, 
2018/2019

23,67 23,67 274,21

50019 111.41
Debitor 2 Jagdpacht (2017: 510,09 + 18,83, 2018: 528,92 + 
12,88, 2019: 528,92)

528,92 541,80 528,92 nein 19%

50099 111.40 Debitor 3 Pacht PV Anlage
625,00 625,00 625,00 Nr. 12

Steueroption § 9 
UStG möglich

Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24 

Nein: 23

Umsatz-

steuer

keine 

Umsatz-

steuer

KST KTR SK Bezeichnung

2017 2018 2019

jährl. Erträge in EURO



Gemeinde Walchum – 08 

 

Gemeinde Wippingen – 09 

 

Samtgemeinde Dörpen – 00 

 

  

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 22.226,18 23.358,40 22.649,10

50001 573.20 Debitor 1 PV-Anlage Bauhof Walchum 765,60 765,60 765,60 Nr. 12 Steueroption § 9 UStG möglich

50801 111.40

Debitor 2 Miete alte Schule Hasselbrock (2017: 12 x 280,00 + 
150,00, 2018: 6 x 430,00 + 6 x 377,00 - 118,43(G), 2019: 377,00 - 
60,48 (G))

3.510,00 4.723,57 316,52

50019 111.41 Debitor 3 Pacht Fläche 20 Flst. 84/6, 92/4, 174/3 tlws., 173 tlws., 1
2.045,17 2.045,17 2.045,17 siehe Sondersachverhalte

50019 111.41
Debitor 4 Pacht (2017: 11 x 937,48 + 3.736,93, 2018: 12 x 937,48, 
2019: 12 x 937,48 + 2.867,75 (NZ 2018))

14.049,21 11.249,76 14.117,51 nein 19%

Keine Vermietung und Verpachtung, da der 
Eigentümer nicht von der Nutzung des 
Grundstücks ausgeschlossen ist und eine 
Verpachtung des Grundstücks an einen 
Interessenten möglich ist; Eintragung 
beschränkte persönliche Dienstbarkeit 
(entsprechend Vertrag Debitor X, siehe 
Schreiben Sondersachverhalte).

50019 111.41
Debitor 5 Pacht Fl. 33 Flst. 44/1 (2017: 1.596,20, 2018: 1.596,20 + 
798,10, 2019: 2.394,30)

1.596,20 2.394,30 2.394,30 Nr. 12 Steueroption § 9 UStG möglich

50019 111.41 Debitor 6 Pacht Fl. 34 Flst. 51 260,00 260,00 260,00 Nr. 12 Steueroption § 9 UStG möglich

50005 573.30 Debitor 7 Benutzungsgebühren für das Heimathaus 26.06.18
0,00 50,00 0,00 Nr. 12

50005 573.30 Debitor 8 Benutzungsgebühren Heimathaus 03.08.18 0,00 180,00 0,00

50019 111.41
Debitor 9 Miete Stellplatz Altkleidercontainer Dersumer Str. (2018: 
4 x 60,00, 2019: 12 x 60,00)

0,00 240,00 720,00 Nr. 12 Steueroption § 9 UStG möglich

50005 573.30 Debitor 10 Benutzungsgebühren Heimathaus 12.01.19
0,00 0,00 180,00

siehe Sonderverhalte zum Thema 
Dorfgemeinschaftshaus 

50005 573.30 Debitor 11 Benutzungsgebühren Heimathaus Silberhochzeit 0,00 0,00 180,00
50005 573.30 Debitor 12 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 13 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 14 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 15 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 16 Trauung Benutzungsgebühren 0,00 0,00 50,00
50005 573.30 Debitor 17 Benutzungsgebühren Heimathaus zwecks Boßeln 0,00 0,00 30,00
50005 573.30 Debitor 18 Benutzungsgebühren Heimathaus Theateraufführungen 0,00 0,00 250,00
50005 573.30 Debitor 19 Benutzungsgebühren Heimathaus Hölzerne Hochzeit 0,00 0,00 150,00

Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24 

Nein: 23 

Umsatz-

steuer

keine 

Umsatz-

steuer

KST KTR SK Bezeichnung
2017 2018 2019

jährl. Erträge in EURO

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 5.084,93 3.178,28 2.065,10

50019 111.41 Debitor 1 Pacht

25,56 25,56 25,56 Nr. 12
Steueroption § 9 UStG 
möglich

50019 111.41 Debitor 2 Jahrespacht FW 1068 164,27 164,27 164,27
50019 111.41 Debitor 3 Pacht 0,00 0,00 0,00
50019 111.41 Debitor 4 Jagdpacht 783,75 783,75 783,75

50019 111.41 Debitor 5 Schießplatzmiete 2016/2017, 2017/2018
0,00 348,70 0,00 Nr. 12

Steueroption § 9 UStG 
ist ggfs. zu prüfen

50019 111.41
Debitor 6 Pacht Fl. 12 Flst. 54/55 (2017: 750,00 + 
273,37)

0,00 0,00 0,00

50019 111.41
Debitor 7 Pacht Fl. 15 Flst. 22/3 tlws. (1.256,00 + 
600,00)

1.856,00 1.856,00 1.856,00 Nr. 12
Steueroption § 9 UStG 
möglich

Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24 

Nein: 23

Umsatz-

steuer

keine 

Umsatz-

steuer

KST KTR SK Bezeichnung
2017 2018 2019

jährl. Erträge in EURO

Erläuterungen:

22 23 24 25

3411000 Mieten und Pachten 8.756,96 12.300,36 13.909,21 Nr. 12 Steueroption gem. § 9 UStG möglich

10100 111.40 Debitor 1 Miete Räumlichkeit Rathaus (2017: 12 x 518,83) 6.225,96 6.225,96 6.225,96

10299 211.10 Debitor 2 Miete & Reinigung (2017: 2.531,00, 2018: 12 x 506,20) 2.531,00 6.074,40 6.074,40

20999 315.40 Debitor 3 Erstattung Nebenkosten (Wohnungslose) 0,00 0,00 63,04

20999 315.40 Debitor 4 Nebenkostenabrg. (Wohnungslose) 0,00 0,00 463,44

KST KTR SK Bezeichnung

jährl. Erträge in EURO

20192017 2018

Steuerbefreiung 

nach § 4 UStG?

Ja: 24 

Nein: 23

keine 

Umsatz-

steuer

Umsatz-

steuer



Weitergehende Informationen zur gesamten Prüfung  

 

 

 

Legende  

KST Kostenstelle 

KTR Kostenträger  

PRAP Passiver Rechnungsabgrenzungsposten  

SK Sachkonto  

  Umsatzsteuerliche Bewertung durch Wirtschaftsprüfung  

Zahlenangaben 

von 22 – 25  

Bezeichnung der jeweiligen Spalte als Auswahlfeld in der 

Excel-Datei in aufsteigender Reihenfolge  

% - Angabe  Steuersatz nach § 12 UStG  

 

Samtgemeinde Dörpen (2021d): Intranet der Samtgemeinde Dörpen  

[Zugriff am 2021-06-25; 17:18] 

 

Wirtschaftsprüfung (2020): Sonderfälle i.S.v. § 2b UStG gem. E-Mail vom 10. Januar 2020 sowie den 

Ergänzungen Ihrer Mail vom 1. April 2020. Lingen (Ems). Steuerliche Prüfungsmitteilung vom 

11.05.2020. Verfügbar unter: 

Intranet der Samtgemeinde Dörpen 

[Zugriff am 2021-06-25; 17:47] 

 

 

Hinweis:  

Da die praktische Umsetzung in Kap. 7.1 nur die Beantwortung der Umsatzsteuerpflicht voraussetzt, 

wird nur der Teil der umsatzsteuerrechtlichen Bewertung durch die Wirtschaftsprüfung dargestellt, der 

auch tatsächlich der Beantwortung einer etwaigen Umsatzsteuerpflicht dient. 

Aus Datenschutzgründen werden die Debitoren anonymisiert dargestellt. 

SK 3411000 Mieten und Pachten

allgemein: Mieteinnahmen aus der Vermietung/Verpachtung von Grundstücken sind steuerbare Leistungen. 

Sie sind gem. § 4 Nr. 12 UStG steuerfrei. Bei Vermietung an anderen Unternehmer ist die Steueroption gem. § 9 UStG möglich.

(Ausnahmen bestehen)

Auflösung der Passiven Rechnungsabgrenzungsposten

  Die Auflösung des PRAP führt nicht zu umsatzsteuerlichen Auswirkungen.

  Die Erlösbuchung bei Zahlungseingang führt ggfs. zur Umsatzsteuer. 

  Bei Buchung auf den jeweiligen Konten der jeweiligen Gemeinden ist es anhand der Excel-Liste nicht

  ersichtlich, ob es sich um regelmäßige Zahlungen oder um Auflösungen des PRAP handelt.

  Aus diesem Grund wurde die steuerliche Berücksichtigung angegeben, auch wenn dieser Sachverhalt

  aus der Auflösung des PRAP resultiert. Bitte beachten!



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Endprodukt Teil I – Umsatzsteuerliche 

Vertragsverwaltung 

 

Kapitel 7.1 

Auszugsweise dargestellt in Anhang Nr. 13



Gemeinde Dersum – 01  

  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG 

573.30 50103 16795 Debitor 1 3411000
Miete Fahrzeughalle/Büroräume im Gebäude "Alte Schule Neudersum" 
zum Krankentransport 24/03/2020 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio

573.30 50006 20523 Debitor 2 3411000 Miete Schulungsraum Dachgeschoss 30/08/2008 laufend offen enaio

573.30 50006 20523 Debitor 2 3411000 Miete Schulungsraum Dachgeschoss 01/01/2009 laufend offen enaio

573.30 50006 25170 Debitor 3 3411000 Miete Jugendheim Dachboden 31/07/2013 befristet 31/07/2023
enaio, langfristige Vermietung von Räumen, 
daher grds. steuerfrei

111.41 50019 18000 Debitor 4 3411000 Fischerreinutzungsvertrag 27/02/1998 befristet 26/02/2097

enaio; Beschlüsse zur Senkung des 
Nutzungsentgelte sind hinterlegt 
Bemerkung: steuerpflichtig, wenn öffentlich 
zugängliches Gewässer und andere nicht von 
der Nutzung ausgeschlossen werden können

19%

111.41 50019 20785 Debitor 5 3411000 Pacht Fl. 6 Flst. 24 u. 25 für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio

111.41 50019 20785 Debitor 5 3411000 Pacht Fl. 6 Flst. 24 u. 25 für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio

111.41 50019 20785 Debitor 5 3411000 Pacht Fl. 6 Flst. 24 u. 25 für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio

111.40 50099 20278 Debitor 6 3411000 Pacht PV-Anlage Alte Schule Neudersum (Gestattungsvertrag) 20/01/2010 befristet 19/01/2030 Steueroption § 9 UStG möglich enaio

111.41 50019 21016 Debitor 7 3411000 Nutzungsvertrag Windenergieanlagen 20/12/2015 befristet 31/12/2025 Steueroption § 9 UStG möglich enaio

111.41 50019 21016 Debitor 7 3411000
Ergänzungsvertrag zum Nutzungsvertrag Windenergieanlagen vom 
20.12.2015 15/06/2016 befristet 31/12/2025 Steueroption § 9 UStG möglich

Vertragsende ist normalerweise an den 
Hauptvertrag gebunden; enaio 

111.41 50019 21016 Debitor 7 3411000
Städtebaulicher Vertrag gem. § 11 BauGB: Erweiterung und 
Repowering 24/03/2014 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio

111.41 50019 21016 Debitor 7 3411000
Städtebaulicher Vertrag gem. § 11 BauGB: Erweiterung und 
Repowering 2017 13/12/2016 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 17088 Debitor 8 3411000 Pacht Fl. 9 Flst. 24: Grünland für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 17088 Debitor 8 3411000 Pacht Fl. 9 Flst. 24: Grünland für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio

111.41 50019 17088 Debitor 8 3411000 Pacht Fl. 9 Flst. 24: Grünland für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio

111.41 50019 10125 Debitor 9 3411000 Pacht Fl. 22 Flst. 43: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 16730 Debitor 10 3411000 Pacht Fl. 9 Flst. 25/1 u. 25/2: Grünland für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 16730 Debitor 10 3411000 Pacht Fl. 18 Flst. 29 u. 30: Grünland für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio

111.41 50019 16730 Debitor 10 3411000 Pacht Fl. 9 Flst. 25/1 u. 25/2: Grünland für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio

111.41 50019 16730 Debitor 10 3411000 Pacht Fl. 18 Flst. 29 u. 30: Grünland für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio 

111.41 50019 16730 Debitor 10 3411000 Pacht Fl. 9 Flst. 25/1 u. 25/2: Grünland für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 16730 Debitor 10 3411000 Pacht Fl. 18 Flst. 29 u. 30: Grünland für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio

Vertragsdatenbank der Gemeinde Dersum - 01



  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG 

111.41 50019 10200 Debitor 11 3411000 Pacht Fl. 16 Flst. 4: Grünland für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 10200 Debitor 11 3411000 Pacht Fl. 16 Flst. 4: Grünland für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio; s. Vermerk zur Nachvollziehbarkeit 

111.41 50019 10200 Debitor 11 3411000 Pacht Fl. 16 Flst. 4: Grünland für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio; s. Vermerk zur Nachvollziehbarkeit 

111.41 50019 18817 Debitor 12 3411000 Pacht Fl. 6 Flst. 3/0 ab dem Jahr 2004/2005 01/11/2004 laufend offen enaio 

111.41 50019 20780 Debitor 13 3411000 Pacht Fl. 2 Flst. 58/0: Heide für 2009 - 2018 01/11/2009 befristet 31/10/2018 enaio 

111.41 50019 20780 Debitor 13 3411000 Pacht Fl. 2 Flst. 58/0: Heide für 2018 - 2023 01/11/2018 befristet 31/10/2023 enaio 

111.40 50099 23500 Debitor 14 3411000 Pacht PV-Anlage Fl. 10 Flst. 90/61 für 2012 - 2032 28/08/2012 befristet 27/08/2032 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.40 50099 22113 Debitor 15 3411000 Pacht PV-Anlage Fl. 21 Flst. 30/15 (Bauhof) für 19/04/2010 befristet 18/04/2035 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 15911 Debitor 16 3411000 Pacht Windpark Walchum: Fl. 2 Flst. 37 u. 45 / Fl. 3 Flst. 63/5 u. 70 ausstehend 

111.41 50019 17790 Debitor 17 3411000 Jagdpacht 

ausstehend; es wurden nie Jagdpachtverträge 
abgeschlossen s. Vermerk fehlende Veträge 
Bemerkung: steuerpflichtig, wenn Jagdrecht 
übertragen wird

19%

111.41 50019 17791 Debitor 18 3411000 Jagdpacht 

ausstehend; es wurden nie Jagdpachtverträge 
abgeschlossen s. Vermerk fehlende Veträge 
Bemerkung: steuerpflichtig, wenn Jagdrecht 
übertragen wird

19%

111.41 50019 10295 Debitor 19 3411000 Pacht Fl. 6 Flst. 15/0 ausstehend

111.41 50019 30280 Debitor 20 3411000
Freiflächen-Mietvertrag: Errichtung Funkmast Fl. 21 Flst. 30/22 
(Sportanlage) 28/08/2018 laufend offen enaio; erste Ertragspositionen ab 2020



Gemeinde Dörpen – 02  

  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 50019 28878 Debitor 1 3411000 Miete, Lagerfläche 4.000qm Siemensstr.: 29.10.2018 - 31.01.2019 23/10/2018 befristet 31/01/2019

enaio 
zur Bewertung: Prüfungserfordernis hinsichtlich 
des Abstellens von Fahrzeugen 

111.40 50202 27415 Debitor 2 3411000 Miete, 2. OG links + Garage Nr. 4: ab 01.02.2017 28/11/2016 laufend offen enaio 

111.40 50202 27314 Debitor 3 3411000 Miete, 1. OG rechts + Garage Nr. 2: ab 20.10.2016 18/10/2016 laufend offen enaio 

111.40 50202 25824 Debitor 4 3411000 Miete, 1. OG links + Garage Nr. 1: 01.09.2014 - 15.03.2021 28/08/2014 befristet 15/03/2021 enaio 

111.40 50202 28624 Debitor 5 3411000 Miete, 2. OG rechts + Garage Nr. 3: 01.08.2018 - 31.08.2020 12/07/2018 befristet 31/08/2020 enaio

111.40 50202 28624 Debitor 6 3411000 Miete, 2. OG rechts + Garage Nr. 3: 01.09.2020 - 15.03.2021 01/09/2020 befristet 15/03/2021 enaio

111.40 50202 28624 Debitor 6 3411000
1. Änderungsvertrag zum Mietvertrag v. 01.09.2020: Miete, 1. OG links 
+ Garage Nr. 1: ab 15.03.2021 21/01/2021 laufend offen enaio 

111.40 50202 17023 Debitor 7 3411000 Miete, 2. OG rechts + Garage Nr. 3: 01.01.2011 - 31.07.2018 01/12/2010 befristet 31/07/2018 enaio

111.40 50202 25491 Debitor 8 3411000 Miete, Hauptstr. 25A EG e-Vita: 01.04.2014 - 30.09.2020 06/02/2014 befristet 30/09/2020

enaio; Hinweis: Zum 01.10.2020 wird das 
Vermietungsobjekt als Außenstelle des 
Rathauses verwendet 

111.40 50209 12370 Debitor 9 3411000 Miete, Haar 256 OG: 01.05.2017 - 31.12.2017 06/03/2017 befristet 31/12/2017 enaio 

111.40 50209 22348 Debitor 10 3411000 Miete, Scheune/Schuppen Haar 256: 01.11.2018 - 31.12.2019 01/10/2018 befristet 31/12/2019 enaio; Vereinbarung: Nutzung bis 31.01.2021

111.40 50209 28425 Debitor 11 3411000 Miete, Wohnhaus Haar 256 EG u. OG: 01.05.2018 - 31.04.2021 01/03/2018 befristet 06/04/2021 enaio

111.40 50212 29283 Debitor 12 3411000 Miete, Wohnhaus Haar 256A: 01.04.2019 - 19.04.2021 25/03/2019 befristet 19/04/2021 enaio

111.40 50212 29283 Debitor 12 3411000 Mietaufhebungvertrag Wohnhaus Haar 256A zum 31.05.2021 18/02/2021 befristet 19/04/2021 enaio

111.40 50209 30997 Debitor13 3411000 Miete, Haar 256: 19.04.2021 - 31.03.2022 06/04/2021 befristet 31/03/2021 enaio 

111.40 50202 10000 Debitor 14 3411000
Miete, Hauptstr. 25A EG als Außengeschäftsstelle (ehem. e-Vita): ab 
01.10.2020 21/02/2021 laufend offen enaio 

111.40 50212 31024 Debitor 15 3411000 Miete Wohnhaus 256A EG u. OG: 01.05.2021 - 31.05.2022 19/04/2021 befristet 31/05/2022 enaio 

111.40 50210 10000 Debitor 14 3411000 Miete, Wohnhaus Haar 259 (Asyl): ab 01.02.2021 21/01/2021 laufend offen enaio 

111.40 50202 30746 Debitor 16 3411000 Miete, 2. OG rechts + Garange Nr. 3: ab 01.04.2021 06/01/2021 laufend offen enaio 

111.40 50201 30877 Debitor 17 3411000
Miete, MVZ (Zahnarzt-)Praxis Dachgeschoss: ab 01.08.2021 - 
31.07.2041 31/03/2021 laufend offen enaio 

Vertragsdatenbank der Gemeinde Dörpen - 02



 

  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.40 50201 25956 Debitor 18 3411000 Miete, MVZ Jugendtherapie Praxis OG: ab 01.11.2014 08/10/2014 laufend offen enaio 

111.40 50201 11050 Debitor 19 3411000 Nebenkosten, MVZ Bücherei OG laufend offen enaio

111.40 50201 24286 Debitor 20 3411000
Miete, MVZ Praxis Physiotherapie (durch MVZ untervermietet): 
01.10.2012 - 03.08.2020

13.05.2009/
10.08.2012 befristet 03/08/2020 enaio 

111.40 50201 21511 Debitor 21 3411000
Miete, MVZ Praxisräumlichkeiten EG /Dachgeschoss: ab 01.08.2008 - 
31.07.2023 01/09/2008 befristet 30/07/2033 enaio; inkl. 2 Änderungen des Mietvertrages 

111.40 50201 25311 Debitor 22 3411000 Miete, MVZ Praxisräume Podologie OG: ab 01.08.2016 26/04/2016 laufend offen enaio 

111.40 50206 10000 Debitor 23 3411000 Miete, Hauptstr. 36 Unterkunft Asyl: 01.02.2013 - 31.05.2019 01/02/2013 befristet 31/05/2019
enaio; in 2019 abgerissen, daher keine 
Ertragspositionen zu erwarten 

111.41 60999 21442 Debitor 24 3411000 Pacht, Fl. 34 Flst. 6/7: Acker 01.01.2016 - 31.12.2021 01/01/2016 befristet 31/12/2021 enaio 

111.41 60999 21442 Debitor 25 3411000
Pacht, Fl. 41 Flst. 5 u. 6 tlw., Fl. 6 Flst. 7 tlw.: Acker 01.01.2018 - 
31.12.2023 01/01/2018 befristet 31/12/2023 enaio 

111.41 60999 10736 Debitor 26 3411000

Nutzungsvertrag ab 01.03.2010: Pacht Fl. 29 Flst. 18/38, 18/41, 
18/49, 18/50, 18/89, 18/88 tlw. als Straßengrundstücke für 
Umschlagszwecke 03/02/2010 laufend offen 

enaio 
zur Bewertung: Prüfungserfordernis hinsichtlich 
des Abstellens von Fahrzeugen 

111.41 60999 17597 Debitor 27 3411000 Pacht, Fl. 3 Flst. 34 u. Fl. 17 Flst. 86/2 ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 40999 17131 Debitor 28 3411000
Windpacht Entschädigung für den Betrieb einer Windkraftanlage in 
Neudörpen: ab 06.11.1998 06/11/1998 laufend offen 

enaio;
Bemerkung: Entgelt als Kostenausgleich für 
Leistungen der Gemeinde nach § 4 des 
Vertrages 

19%

111.41 50019 17781 Debitor 29 3411000 Jagdpacht 

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 
steuerpflichtig, da Jagdrecht übertragen wird 
(keine Verpachtung des eigenen Grundstücks)

19%

111.41 50019 17689 Debitor 30 3411000 Jagdpacht 

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 
steuerpflichtig, da Jagdrecht übertragen wird 
(keine Verpachtung des eigenen Grundstücks)

19%

111.41 50019 17787 Debitor 31 3411000 Jagdpacht 

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 
steuerpflichtig, da Jagdrecht übertragen wird 
(keine Verpachtung des eigenen Grundstücks)

19%

111.40 50203 Diverse Debitoren 3411000 Miete, Waldstr. 2 a 

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge
Das Gebäude wurde abgerissen, keine 
Ertragspositionen zu erwarten 

111.40 50208 Diverse Debitoren 3411000 Miete, Hauptstr. 85 Unterwohnung

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge
Das Gebäude wurde abgerissen, keine 
Ertragspositionen zu erwarten 

111.40 50208 Diverse Debitoren 3411000 Miete, Hauptstr. 85 Oberwohnung 

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge
Das Gebäude wurde abgerissen, keine 
Ertragspositionen zu erwarten 

111.41 50019 18736 Debitor 32 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 53/7: 01.05.2017 - 30.04.2018 01/05/2017 befristet 30/04/2018 enaio

111.41 50019 18736 Debitor 32 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 53/7: 01.05.2018 - 30.04.2019 01/05/2018 befristet 30/04/2019 enaio 

111.41 60999 11202 Debitor 33 3411000 Pacht, Fl. 3 Flst. 5/2 u. Fl. 16 Flst. 88/2, 88/7, 112/11 ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 17646 Debitor 34 3411000 Pacht, Fl. 58 Flst. 53/1 Gem. Rhede für 2017 01/01/2017 befristet 31/12/2017 enaio 



  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 60999 17646 Debitor 34 3411000 Pacht, Fl. 58 Flst. 53/1 Gem. Rhede für 2018 01/01/2018 befristet 31/12/2018 enaio 

111.41 60999 17646 Debitor 34 3411000 Pacht, Fl. 58 Flst. 53/1 Gem. Rhede für 2019 01/01/2019 befristet 31/12/2019 enaio 

111.41 60999 13307 Debitor 35 3411000 Pacht, Fl. 40 Flst. 20  ab 2016 18/01/2016 laufend offen enaio 

111.41 60999 18039 Debitor 36 3411000 Pacht, Fl. 28 Flst. 16-22: Acker ab 2016 18/01/2016 laufend offen enaio 

111.41 60999 12811 Debitor 37 3411000
Pacht, Fl. 2 Flst. 17/2, 17/7, 3/2, 5, 2/1, 2/2 Gem. Steinbild: Grünland 
ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 11536 Debitor 38 3411000
Pacht, Fl. 2, 7 Flst. 26/1, 29/4, 60/2 u. Fl. 2 Flst. 66 Gem. 
Steinbild/Dörpen ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 20946 Debitor 39 3411000 Pacht, Fl. 7 Flst. 18/4, 18/6, 18/8: Acker ab 01.01.2018 befristet 31/12/2018 enaio 

111.41 60999 20946 Debitor 39 3411000 Pacht, Fl. 3 Flst. 46 u. Fl. 9, 7 Flst. Div.: Grünland ab 01.01.2016 02/01/2016 laufend offen enaio

111.41 60999 10727 Debitor 40 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 13: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 befristet 31/12/2017 enaio 

111.41 60999 10727 Debitor 40 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 13 & Fl. 41 Flst. 6 tlw.: Grünland ab 01.01.2018 01/05/2018 laufend offen enaio 

111.41 60999 18045 Debitor 41 3411000 Pacht, Fl. 43 Flst. 17: Acker ab 2016 18/01/2016 laufend offen enaio 

111.41 60999
15191
27843 Debitor 42 3411000 Pacht, Buseinstellplatz laufend offen enaio 

19%

111.41 60999 11485 Debitor 43 3411000
Pacht, Fl. 3 Flst. 2/1, 3/2, 4/2, 58 & Fl. 19 Flst. 72/18 & Fl. 2, 3 Flst. 
34/2, 35, 41, 35: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio

111.41 60999 11485 Debitor 44 3411000 Pacht, Fl. 28 Flst. 97/2 tlw.: Acker 1. HJ 2018 01/01/2018 befristet 31/07/2018 enaio 

111.41 60999 20113 Debitor 45 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 34/1 u. 34/2: Acker: 01.01.2018 - 01.11.2018 01/01/2018 befristet 01/11/2018 enaio 

111.41 60999 24504 Debitor 46 3411000
Pacht, Fl. 7 Flst. 22/2 u. Fl. 28 Flst. 759/73, 760/74: Acker ab 
01.01.2018 01/01/2018 laufend offen enaio 

111.41 60999 24504 Debitor 46 3411000
Pacht, Fl. 7 Flst. 22/2 u. Fl. 28 Flst. 759/73, 760/74, 97/2 tlw.: Acker 
ab 2016 29/02/2016 befristet 31/12/2017 enaio 

111.41 60999 16027 Debitor 47 3411000 Pacht, Fl. 2 Flst. 69: Grünland ab 01.01.2019 01/01/2019 laufend offen enaio 

111.41 60999 16027 Debitor 47 3411000 Pacht, Fl. 16 Flst. 1/9, 1/7, 2, 22/7, 6/9: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 11640 Debitor 48 3411000 Pacht, Fl. 6 Flst. 3 u. 4: Acker 01.01.2016 - 31.12.2019 22/12/2015 befristet 31/12/2019 enaio

111.41 60999 12297 Debitor 49 3411000 Pacht, Fl. 19 Flst. 17/5: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 11579 Debitor 50 3411000 Pacht, Fl. 19 Flst. 17/5: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio

111.41 60999 18038 Debitor 51 3411000 Pacht, Fl. 5 Flst. 244/15: Acker 01.01.2016 - 31.12.2019 22/12/2015 befristet 31/12/2019 enaio 

111.41 60999 18038 Debitor 52 3411000 Pacht, Fl. 3 Flst. 4/2: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 18042 Debitor 53 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 19, 22/2, 23/2: Acker 01.01.2016 - 31.12.2021 01/01/2016 befristet 31/12/2021 enaio 

111.41 60999 18042 Debitor 53 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 13: Acker 01.01.2016 - 31.12.2021 01/01/2016 befristet 31/12/2021 enaio 

111.41 60999 18042 Debitor 53 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 50, 51, 52: Acker 01.01.2016 - 31.12.2021 01/01/2016 befristet 31/12/2021 enaio 



  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 60999 18042 Debitor 53 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 26 tlw.: Acker 01.01.2019 - 31.12.2023 01/01/2019 befristet 31/12/2023 enaio 

111.41 60999 18042 Debitor 53 3411000
Pacht, Fl. 33 Flst. 18, 20, 21/1 tlw., 21/2: Acker 01.01.2018 - 
31.12.2023 01/01/2018 befristet 31/12/2023 enaio 

111.41 60999 18042 Debitor 53 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 15, 23 tlw., 25: Acker 01.01.2018 - 31.12.2023 01/01/2018 befristet 31/12/2023 enaio 

111.41 60999 18042 Debitor 53 3411000 Pacht, Fl. 41 Flst. 6 tlw., 7 tlw.:Acker 01.01.2018 - 31.12.2023 01/01/2018 befristet 31/12/2023 enaio 

111.41 60999 23102 Debitor 54 3411000

Pacht, Fl.  2 Flst. 25/1, 27/3 & Fl. 3 Flst. 56, 53, 54, 60/2, 61, 60/1 & 
Fl. 7 Flst. 64/9 & Fl. 18 Flst. 14/1, 14/2, 17/13: Grünland ab 
01.01.2016 23/12/2015 befristet 31/12/2019 enaio 

111.41 60999 23102 Debitor 54 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 55: Acker ab 2019 01/11/2018 laufend offen enaio 

111.41 60999 23102 Debitor 54 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 55 & Fl. 6 Flst. 46: Acker 2016-2018 22/12/2015 befristet 31/12/2018 enaio 

111.41 60999 23102 Debitor 54 3411000 Pacht, Fl. 6 Flst. 5: Acker 01.01.2016 - 31.12.2019 22/12/2015 befristet 31/12/2019 enaio 

111.41 60999 23102 Debitor 54 3411000 Pacht, Fl. 6 Flst. 47: Acker ab 2016 18/01/2016 befristet 31/12/2018 enaio 

111.41 60999 23102 Debitor 54 3411000 Pacht, Fl. 28 Flst. 97/2 tlw.: Acker 2016-2019 01/03/2016 befristet 31/12/2019 enaio 

111.41 60999 23102 Debitor 54 3411000
Pacht, Fl. 33 Flst. 18, 20, 21/2, 21/1 tlw.: Acker 01.01.2016 - 
31.12.2017 01/11/2016 befristet 31/12/2017 enaio 

111.41 60999
27465
16554 Debitor 55 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 26 tlw.: Acker 01.01.2018 - 31.12.2018 01/01/2018 befristet 31/12/2018

enaio ; Hinweis: hierzu ist kein Rechnungs-
/Zahlungsposten eingebucht worden!

111.41 60999 27465 Debitor 55 3411000 Pacht, Fl. 41 Flst. 7 tlw., 6 tlw., 5: Acker 01.01.2017 - 31.12.2017 01/01/2017 befristet 31/12/2017 enaio 

111.41 60999 23076 Debitor 56 3411000 Pacht, Fl. 8 Flst. 93, 92/2: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 11786 Debitor 57 3411000
Pacht, Fl. 2 Flst. 69 & Fl. 3 Flst. 38, 37, 49 & Fl. 17 Flst. 81/2, 82/2 & 
Fl. 18 Flst. 26/1, 28/1, 30, 33/3: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 befristet 31/12/2017 enaio 

111.41 60999 11786 Debitor 57 3411000
Pacht, Fl. 2 Flst. 69 & Fl. 3 Flst. 38, 37, 49 & Fl. 18 Flst. 26/1, 28/1, 
30, 33/3: Grünland ab 01.01.2017 01/01/2017 befristet 31/12/2018 enaio 

111.41 60999 11786 Debitor 57 3411000
Pacht, Fl. 3 Flst. 38, 37, 49 & Fl. 18 Flst. 26/1, 28/1, 30, 33/3: 
Grünland ab 01.01.2019 01/01/2019 befristet 31/12/2019 enaio 

111.41 60999 11786 Debitor 57 3411000 Pacht, Fl. 6 Flst. 17: Acker ab 01.11.2016 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 60999 11786 Debitor 57 3411000 Pacht, Fl. 6 Flst. 17: Acker für 2016-2019 01/11/2017 befristet 31/10/2019
enaio: ist gekoppelt mit notarieller Urkunde 
(Tausch-/Kaufvertrag v. 31.05.2015)

111.41 60999 11786 Debitor 57 3411000
Kauf-/Tauschvertrag notarielle Urkunde: Fl. 105 Flst. 44 Gem. Heede 
und Fl. 6 Flst. 17 Gem. Dörpen 31/05/2015

enaio; Mit Debitor wurde ein separater 
Pachtvertrag v. 01.11.2017 abgeschlossen 

111.41 60999 11786 Debitor 57 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 23 tlw., 15, 25: Acker für 2016/2017 22/12/2015 befristet 31/12/2017 enaio 

111.41 60999 11786 Debitor 57 3411000 Pacht, Fl. 16 Flst. 43/1: Acker ab 01.01.2016 22/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 15805 Debitor 58 3411000 Pacht, Fl. 34 Flst. 6/3 tlw.: Lagerung v. Bauschutt ab 01.01.2008 12/08/2009 laufend offen enaio 

111.41 50019 18002 Debitor 59 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 34/1 u. 34/2: Acker: 01.01.2019 - 01.12.2023 01/01/2019 befristet 01/12/2023 enaio 

111.41 60999 25447 Debitor 60 3411000 Pacht, Fl. 3 Flst. 79: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 11776 Debitor 61 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 37 & Fl. 17 Flst. 88/2, 89: Grünland ab 01.01.2016 23/12/2015 laufend offen enaio 

111.41 60999 11776 Debitor 61 3411000 Pacht, Fl. 34 Flst. 17, 46/8: Acker 01.01.2016 - 31.12.2021 01/01/2016 befristet 31/12/2021 enaio 
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111.41 60999 11776 Debitor 61 3411000 Pacht, Fl. 44 Flst. 4: Acker 01.01.2016 - 31.12.2019 22/12/2015 befristet 31/12/2019 enaio 

111.41 50019 18046 Debitor 62 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 37: Acker 01.01.2016 - 31.12.2019 22/12/2015 befristet 31/12/2019 enaio 

111.41 50019 18046 Debitor 62 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 21/1 tlw., 23 tlw.: Acker 01.01.2017 - 31.12.2023 01/11/2016 befristet 31/12/2023 enaio 

111.41 50019

22860
15534
25890
23359

Debitor 63 
Debitor 64
Debitor 65
Debitor 66 3411000

Nutzungsvertrag Füchtelmörte Fl. 41, 42, 43 Flst. div.: Vierteljährliches 
Nutzungsentgelt x 3 für Betrieb/Errichtung WP 2001 befristet 

Laufzeit: 20 
Jahre ab 
Inbetriebnahme 
WKA 1, 
Optionsrecht 4x 5 
Jahre kann 
ausgeübt werden enaio 

111.41 50019

22860
15534
25890
23359

Debitor 63 
Debitor 64
Debitor 65
Debitor 66 3411000

Nutzungsvertrag Füchtelmörte Fl. 41, 42, 43 Flst. div.: Vierteljährliches 
Nutzungsentgelt x 3 für Betrieb/Errichtung WP ab 18.02.2003 18/02/2003 befristet 

Laufzeit: 20 
Jahre ab 
Inbetriebnahme 
WKA 1, 
Optionsrecht 4x 5 
Jahre kann 
ausgeübt werden enaio 

111.41 50019

22860
15534
25890
23359

Debitor 63 
Debitor 64
Debitor 65
Debitor 66 3411000

Nutzungsvertrag Füchtelmörte Fl. 41, 42, 43 Flst. div.: Vierteljährliches 
Nutzungsentgelt x 3 für Betrieb/Errichtung WP befristet 

Laufzeit: 20 
Jahre ab 
Inbetriebnahme 
WKA 1, 
Optionsrecht 4x 5 
Jahre kann 
ausgeübt werden enaio 

552.20 50204 15202 Debitor 67 3411000

Notariell berukundetes Erbpachtrecht v. 21.02.2013 zur Erstellung 
einer Hafenanlage: Fl. 34 Flst. 50/1, 7, 6/3, 53 (jeweils Teilstücke)
01.03.2013 - 28.02.2112 21/02/2013 befristet 28/02/2112 enaio 

19%

552.20 50204 15202 Debitor 67 3411000
Änderungs-/Aufhebungsvertrag zum Erbaupachtvertrag v. 21.02.2013: 
Hinzufügung Fl. 34 Flst. 6/8 26/11/2014 befristet 28/02/2112 enaio 

19%

552.20 50204 15202 Debitor 67 3411001

Hafenbewirtschaftungsvertrag: Hafengeld nach Umschlagsmenge: 
01.04.2013 - 31.12.2042
sowie
2. Nachtrag zum Nutzungsvertrag mit WSA v. 23.07./02.08.2004 21/03/2013 laufend offen enaio

19%

552.20 50204 15202 Debitor 67 3411001
Infrastrukturnutzungsvertrag: Nutzung LKW Zentralparkplatz Fl. 30 
Flst. 5/18: 01.01.2019 19/08/2019 laufend offen enaio 

19%

552.20 50099 11424 Debitor 68 3411000
Hafenbewirtschaftsungsvertrag v. 16.12.1982 (inkl. Nachtrag 
1995/1996): 01.01.1981 - 31.12.1984 16/12/1982 laufend offen enaio 

19%

111.41 60999 11320 Debitor 69 3411000
Erbpachtvertrag (notariell beurkundet): Fl. 29 Flst. 18/72 ab 
01.07.2008 03/06/2008 befristet 31/12/2107 enaio 

19%

552.20 50204 15265 Debitor 69 3411001
Hafenbewirtschaftungs- u. Infrastrukturnutzungsvertrag: Nutzung 
Hafengelände & LKW-Zentralparkplatz: 01.01.2016 25/01/2016 laufend offen enaio 

19%

552.20 50204 15480 Debitor 70 3411001 Hafenbewirtschaftungsvertrag: ab 01.01.2019 15/01/2019 laufend offen enaio 
19%

111.41 40999 23088 Debitor 71 3321000
Gestattungs-/u.Nutzungsvertrag Errichtung Leitungstrasse: 
Ablösebetrag f. Kreuzung v. Gemeindewegen 20/10/2010 befristet 19/10/2030 enaio 

111.41 40999 23088 Debitor 71 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Errichtung Leitungstrasse Betrieb 
Biogasanlage 17/09/2014 befristet 16/09/2034 enaio 

111.41 40999 11388 Debitor 72 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Betrieb PV-Anlage Gewerbegebiet 
Süd Fl. 5 Flst. 255/15: Ablösebetrag 30/01/2012 befristet 29/02/2032 enaio 

111.41 40999 24194 Debitor 73 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Betrieb PV-Anlage Industriestr. Fl. 20 
Flst. 71/72: Ablösebetrag 18/04/2013 befristet 17/04/2033 enaio 
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541.11 40999 23578 Debitor 74 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Betrieb Biogasanlage Rüskenweg Fl. 
40 Flst. 26: Ablösebetrag 16/11/2011 befristet 15/11/2031 enaio

111.41 40999 23321 Debitor 75 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Betrieb PV-Anlage am Opel nördl. 
Küstenkanal Fl. 17 Flst. 103: Ablösebetrag 25/01/2012 befristet 24/02/2032 enaio 

111.41 40999 23886 Debitor 76 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Betrieb PV-Anlage 
Ortsverbindungstsr. Neudörpen-Wippingen Fl. 37 Flst. 2: Ablösebetrag 15/03/2012 befristet 14/03/2032 enaio 

541.11 40999 11686 Debitor 77 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Betrieb PV-Anlage Forst-Arenberg-
Str. Fl. 5 Flst. 456: Ablösebetrag 25/11/2011 befristet 24/11/2051 enaio 

111.41 40999 23788 Debitor 78 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Betrieb PV-Anlage Industriestr. Fl. 20 
Flst. 71/72 u. 125/2: Ablösebetrag 21/05/2012 befristet 20/05/2032 enaio 

111.41 40999 22860 Debitor 79 3487000 Städtebaulicher Vertrag - Betrieb von 6 WKA: Unterhaltung Straßen 05/07/2002 laufend offen enaio 

424.30 10251 23240 Debitor 80 3321001 Bäderkooperation Hansefit: Erwerb v. 100 Eintrittskarten 29/04/2011 laufend offen 
enaio; Hinweis: Anpassung des 
Kooperationsvertrages in enaio abgelegt

19%

424.30 10251 18427 Debitor 81 3321001 Vereinbarung: Nutzung Dünenbad - Gesundheitssport 13/08/2014 befristet 30/04/2015 enaio 
19%
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111.40 50301 16804 Debitor 1 3411000 Mietvertrag Arzthaus: Miete und Nebenkosten 2004 - 2016 01/04/2004 befristet 31/03/2016 enaio 

111.40 50301 16804 Debitor 1 3411000 Mietvertrag Arzthaus: Miete und Nebenkosten 2016 - 2036 01/05/2016 befristet 30/06/2036

enaio; Fortsetzung Mietvertrag v. 01.04.2004 

551.10 50000 30377 Debitor 2 3411000
Mietvertrag multifunktionale Gebäudeeinheit Heeder See: ab dem 
01.07.2020 22/07/2020 laufend offen enaio 

111.41 50019 22481 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 177: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 22481 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 177: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio 

111.41 50019 22481 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 177: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio

111.41 50019 22481 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 177: Acker für 2020/2021 01/11/2020 befristet 31/10/2021 enaio 

111.41 50019 26069 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 9 Flst. 17 Gem. Lehe: Acker 2016 - 2019 01/11/2016 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 26069 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 9 Flst. 17 Gem. Lehe: Acker für 2019/2020 01/11/2019 befristet 31/10/2020 enaio

111.41 50019 26069 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 9 Flst. 17 Gem. Lehe: Acker ab 2020 01/11/2020 laufend offen enaio

111.41 50019 10073 Debitor 5 3411000
Pacht, Fl. 123 Flst. 10/11, 10/12, 10/7, 10/24, 10/74: Acker für 
2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio

111.41 50019 10073 Debitor 5 3411000
Pacht, Fl. 123 Flst. 10/11, 10/12, 10/7, 10/24, 10/74: Acker für 
2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio

111.41 50019 10073 Debitor 5 3411000
Pacht, Fl. 123 Flst. 10/11, 10/12, 10/7, 10/24, 10/74: Acker für 
2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio

111.41 50019 10073 Debitor 5 3411000 Pacht, Fl. 123 Flst. 10/11, 10/12, 10/7: Acker für 2020/2021 01/11/2020 befristet 31/10/2021 enaio

111.41 50019 12083 Debitor 6 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 44 u. 45: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio

111.41 50019 12083 Debitor 6 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 44 u. 45: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio

111.41 50019 12083 Debitor 6 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 44 u. 45: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio

111.41 50019 12570 Debitor 7 3411000 Pacht, Fl. 109 Flst. 64: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio; Pachtvertrag nicht verlängert 

111.41 50099 12570 Debitor 7 3411000 Mtl. Entschädigung Windpark Heede 

ausstehend-->sh. fehlende Verträge (konnte 
nicht bewertet werden); Mtl. Gutschriften an 
Kreditor i.H.v. 79,95 € seit 2012

551.10 50000 15454 Debitor 8 3411000 Pacht, Heeder Seefest in Flammen 04.08.2012 - 01.09.2021 31/08/2011 befristet 01/09/2021 enaio

111.41 50019 21868 Debitor 9 3411000
Moorjagdpacht - basierend auf Jagdpachtvertrag über das Heeder 
Moor: 01.04.2018 - 31.03.2027 21/03/2018 befristet 31/03/2027 enaio

111.41 50019 12408 Debitor 10 3411000 Pacht, Fl. 125 Flst. 89/4: Weide ab 2017 01/01/2017 laufend offen enaio

111.41 50019 17088 Debitor 11 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 40: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio

111.41 50019 17088 Debitor 11 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 40: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio
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111.41 50019 17088 Debitor 11 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 40: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio

111.41 50019 17088 Debitor 11 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 40: Acker für 2020/2021 01/11/2020 befristet 31/10/2021 enaio

111.41 50019 19451 Debitor 12 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 28: Weide für 2016/2017 u. 2017/2018 17/05/2016 befristet 31/05/2018
enaio; ab 2018 nicht verlängert; ab 2020 
anderer Debitor 

111.41 50019 11827 Debitor 13 3411000 Pacht, Fl. 125 Flst. 188/3 tlw. ab 2011 03/03/2011 laufend offen enaio

111.41 50019 22176 Debitor 14 3411000 Pacht, Fl. 123 Flst. 10/75: Acker für 15.08.2016-14.08.2018 05/08/2016 befristet 14/08/2018
enaio; Hinweis: vorzeitige Kündigung im Vertrag 
vorbehalten 

111.41 50019 11886 Debitor 15 3411000 Pacht, Fl. 125 Flst. 8/53: Arrondierung für 2012 - 2018 31/10/2012 befristet 31/12/2018
enaio; Todesfall -->anderer Debitor übernimmt 
den Vertrag 

111.41 50019 11886 Debitor 16 3411000 Pacht, Fl. 125 Flst. 8/53: Arrondierung ab 2019 01/01/2019 laufend offen 
enaio; Hinweis: übernimmt das Pachtverhältnis 
von anderem Debitor 

111.41 50019 17792 Debitor 17 3411000 Jagdpacht 

ausstehend-->sh. Fehlende Verträge;
Bemerkung: steuerpflichtig, wenn Jagdrecht 
übertragen wird

19%

111.41 50019 15105 Debitor 18 3411000 Pachtentschädigung Sandschacht Heede: Lagerfläche 21/08/2018 befristet 31/03/2019

enaio; Gesprächsprotokoll als vertragliche 
Vereinbarung 
Bemerkung: kein Entgelt, nur einmalig in 2018

111.41 50019 12082 Debitor 19 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 30/1: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 12082 Debitor 19 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 30/1: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018
enaio; keine Weiterverpachtung zum 
01.11.2018 sh. Kündigungsschreiben 

111.41 50019 12082 Debitor 19 3411000 Pacht, Fl. 122 Flst. 145/2: Acker für 2020-2022 01/11/2020 befristet 31/10/2022 enaio 

111.41 50019 12082 Debitor 19 3411000 Pacht, Fl. 109 Flst. 64: Acker für 2020 - 2023 01/11/2020 befristet 31/10/2023 enaio 

111.41 50019 27463 Debitor 20 3411000 Pacht, Fl. 123 Flst. 10/13 u. 10/14: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 27463 Debitor 20 3411000 Pacht, Fl. 123 Flst. 10/13 u. 10/14: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio 

111.41 50019 27463 Debitor 20 3411000 Pacht, Fl. 109 Flst. 64: Acker für 2017 - 2019 01/11/2017 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 27463 Debitor 20 3411000 Pacht, Fl. 123 Flst. 10/13 u. 10/14: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 27463 Debitor 20 3411000 Pacht, Fl. 123 Flst. 10/13 u. 10/14: Acker für 2020/2021 01/11/2020 befristet 31/10/2021 enaio 

111.41 50019 23955 Debitor 21 3411000
Pacht, Fl. 4 Flst. 24/3 u. 42 Gem. Wehm ab 05.2012 (Fläche 
Kompensation) 01/05/2012 laufend offen enaio 

551.10 50000 11931 Debitor 22 3411000 Nutzungsvertrag: Errichtung/Betrieb Wasserskianlage ab 1999 29/03/1999 laufend offen enaio 

111.41 50309 22717 Debitor 23 3411000 Kompensationsvertrag Kiebitzfläche Fl. 118 Flst. 56, 57 u. 59 ab 2018 17/10/2018 befristet 20/11/2048

enaio; Hinweis: Laufzeitende an Kompensation 
gebunden, die an mindestens 30 Jahre 
gebunden ist

19%

571.20 50099 22717 Debitor 23 3411000
Ergänzungsvertrag 2016 - 2018: Nutzungsausfallentschädigung 
Hinzufügung Fl. 118 Flst. 56, 57 15/11/2016 befristet 16/10/2018

enaio; wird abgelöst durch den 
Kompensationsvertrag vom 17.10.2018

19%

571.20 50099 22717 Debitor 23 3411000 Nutzungsausfallentschädigung Fl. 118 Flst. 59: 2014 - 2018 15/09/2015 befristet 16/10/2018
enaio; wird abgelöst durch den 
Kompensationsvertrag vom 17.10.2018

19%

111.41 50099 22718 Debitor 24 3411000
Städtebaulicher Vertrag zur Sicherung von Ausgleichsmaßnahmen 
(Errichtung eines Umspannwerks) 28/06/2011 laufend offen enaio; inkl.  2 Ergänzungen 

19%

22718 Debitor 24 Sondernutzungsvertrag: Netzanbindungssystem Dolwin laufend offen enaio 
19%

111.41 50099 24655 Debitor 25 3411000
Vertrag zur Sicherung von Dolwin2-Kompensationsmaßnahmen: 
Errichtung Konverteranlage 30/07/2014 befristet 

29.07.2039 / 
Schutzfrist nach 
BImSchG

enaio; Hinweis: Einzelne Maßnahmen sind an 
Schutzfrist nach dem BImSchG geknüpft 

19%

26267 Debitor 26 3411000
Vertrag zur Sicherung von Dolwin3-Kompensationsmaßnahmen: 
Errichtung Konverteranlage 02/10/2014 befristet 

01.10.2039 /
Schutzfrist nach 
BImSchG

enaio; Hinweis: Einzelne Maßnahmen sind an 
Schutzfrist nach dem BImSchG geknüpft 

19%

Sonderfall: Kompensationsfläche (BgA)-->sh. Schreiben Sondersachverhalte 



  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 50019 19457 Debitor 27 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 18/1 u. 18/2 für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 19457 Debitor 27 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 18/1 u. 18/2 für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio; keine Verlängerung ab 2018/2019

111.41 50019 22162 Debitor 28 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 28: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 22162 Debitor 28 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 28: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio 

111.41 50019 22162 Debitor 28 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 28: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 22162 Debitor 28 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 28: Acker für 2020/2021 01/11/2020 befristet 31/10/2021 enaio 

111.41 50019 28815 Debitor 29 3411000 Pacht, Fl. 124 Flst. 18/1 u. 18/2 für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 26470 Debitor 30 3411000 Pacht, Fl. 123 Flst. 10/75: Acker für 15.08.2018 - 14.08.2021 01/08/2018 befristet 14/08/2021 enaio 

111.41 50019 15610 Debitor 31 3411000 Pacht, Fl. 110 Flst. 35/5: Arrondierung ab 2020 10/07/2020 laufend offen enaio 

111.41 50019 17317 Debitor 32 3411000 Nutzungsvertrag Funkstation: Fl. 125 Flst. 8/58 ab dem 01.07.2017 06/10/2017 laufend offen enaio 

111.41 50019 21016 Debitor 33 3411000 Gestattungsvertrag: Pacht Kabelverlegung 30/09/2015 befristet 31/12/2035

enaio; Hinweis: Laufzeitende ist an das 
tatsächliche  Ende des Betriebes des WP und 
der genutzten Kabel gebunden 

111.41 50019 28671 Debitor 34 3411000 Pacht, Fl. 109 Flst. 7/1 u. 7/2 für 2018 befristet 2018 enaio 

111.41 50099 23613 Debitor 35 3411000 Entschädigung Windpark 
ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 
(konnte nicht bewertet werden)

111.41 50019 22659 Debitor 36 3411000 Pacht, Fl. 109 Flst. 8 u. 9: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 22659 Debitor 36 3411000 Pacht, Fl. 109 Flst. 7/1 u. 7/2: Acker für 2018 - 2020 01/11/2018 befristet 31/10/2020 enaio 

111.41 50019 22659 Debitor 36 3411000 Pacht, Fl. 109 Flst. 8 u. 9: Acker für 2020/2021 01/11/2020 befristet 31/10/2021 enaio 

111.41 50019 22659 Debitor 36 3411000 Pacht, Fl. 109 Flst. 7/1 u. 7/2: Acker für 2020/2021 01/11/2020 befristet 31/10/2021 enaio 



Gemeinde Kluse – 04  

  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.40 50401 22775 Debitor 1 3411000
Miete, Gebäude altes Feuerwehrhaus inkl. Fahtzeughalle, Stellplätze 
zwecks Betrieb einer Rettungswache 06/09/2010 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio; inkl. 1. Nachtrag vom 10.09.2014

111.41 50019 17996 Debitor 2 3411000 Pacht Fl. 13 Flst. 191/13: Grünland für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio

111.41 50019 17996 Debitor 2 3411000 Pacht Fl. 13 Flst. 191/13: Grünland für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 enaio 

111.41 50019 17996 Debitor 2 3411000 Pacht Fl. 13 Flst. 191/13: Grünland für 2018/2019 01/11/2018 laufend offen enaio

111.41 50019 26710 Debitor 3 3411000 Pacht Fl. 4 Flst. 27/4: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio

111.41 50019 12953 Debitor 4 3411000 Pacht ausstehend 

111.41 50019 17787 Debitor 5 3411000 Jagdpacht 

ausstehend -->s. Vermerk fehlende Verträge 
USt-Pflicht, sofern Jagdrecht übertragen wird; 
steuerfrei, wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird

19%

111.41 50019 17786 Debitor 6 3411000 Jagdpacht 

ausstehend -->s. Vermerk fehlende Verträge 
USt-Pflicht, sofern Jagdrecht übertragen wird; 
steuerfrei, wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird

19%

111.41 60999 10489 Debitor 7 3411000 Jagdpachtgeld, Eigenjagdbezirk Fl. 21 Flst. 21/1 Gem. Steinbild 

ausstehend-->s. Vermerk v. 05.09.2019, 
abgelegt im enaio 
USt-Pflicht, sofern Jagdrecht übertragen wird; 
steuerfrei, wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird

19%

111.41 50019 15716 Debitor 8 3411000
Rahmenvertrag zur Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Samtgemeinde hin zum Sondergebiet "Windenergie" 07/09/1998 laufend offen enaio

19%
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Gemeinde Lehe – 05  

  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 50019 29074 Debitor 1 3411000 Miete, Fl. 2 Flst. 42/1: Mobilfunkstation 13/05/2020 laufend offen enaio

111.41 50019 17688 Debitor 2 3411000 Fischerei-Nutzungsvertrag 1986/1987 befristet 31/12/2024 enaio, inkl. 3 Nachträge 
19%

111.41 40999 22860 Debitor 3
3461000
3411000 Nutzungsvertrag 29/06/2017 befristet 31/12/2038 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 40999 15484 Debitor 4 3411000
Städtebaulicher Vertrag: Errichtung & Betrieb eines 
Windkraftstandortes 19/08/1999 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 40999 22860 Debitor 5 3461000
Gestattungsvertrag für ein Kabelleitungsrecht: Verknüpfung 
Kabelsystem WP Herbrum und WP Lehe 25/04/2017 laufend offen enaio

111.41 40999 22860 Debitor 5 3461000
Gestattungsvertrag für ein Kabelleitungsrecht: Ergänzung des 
bestehenden Kabelsystems WP Lehe 25/04/2017 laufend offen enaio 

111.41
541.11
541.10 40999 22860 Debitor 5 3461000 Erschließungsvertrag Repowering WP Lehe 25/04/2017 laufend offen enaio 

111.41 50019 19341 Debitor 6 3411000 Pacht, Fl. 3 Flst. 12 ab 2014 01/11/2014 laufend offen enaio 

111.41 50019 13514 Debitor 7 3411000 Pacht, Fl. 7 Flst. 21: Acker für 2016/2017 (Spiek) 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 13514 Debitor 7 3411000 Pacht, Fl. 7 Flst. 4: Acker für 2016/2017 (Postteil) 01/11/2016 befristet 31/10/2017 enaio 

111.41 50019 13514 Debitor 7 3411000 Pacht, Fl. 7 Flst. 4: Acker ab 2017 (Postteil) 01/11/2017 laufend offen enaio 

111.41 50019 16415 Debitor 8 3411000 Pacht, Fl. 6 Flst. 33/24: Weide/Wald ab 2017 01/01/2017 laufend offen enaio

573.30 50006 22974 Debitor 9 3411000 Miete, mtl. Benutzungsgebühr Jugendheim befristet 28/02/2017
ausstehend; lt. Vermerk v. Sachbearbeiterin 
nicht auffindbar  

111.41 50019 13289 Debitor 10 3411000 Pacht, Fl. 6 Flst. 33/25: Wald ab 2017 01/01/2017 laufend offen enaio

111.41 50019 17960 Debitor 11 3411000 Pacht, Fl. 5 Flst. 6/2: Acker 01.04.2019-31.12.2019 01/04/2019 befristet 31/12/2019

ausstehend; zum 01.04.19 hat die Gemeinde 
das Grundstück erworben und wurde vorher 
durch Agrarmakler abgerechnet  

111.41 50019 17960 Debitor 11 3411000 Pacht, Fl. 5 Flst. 6/2: Acker ab 2020 01/01/2020 laufend offen enaio 

111.41 50019 13394 Debitor 12 3411000 Pacht, Fl. 6 Flst. 9/3: Acker ab 2016 01/11/2016 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 13394 Debitor 12 3411000 Pacht, Fl. 6 Flst. 9/3: Acker ab 2019 01/11/2019 laufend offen enaio 

111.41 50019 keine Debitor 13 3411000 Pacht, Fl. 7 Flst. 8/0: Heide ab 2011 01/11/2011 befristet 31/10/2020
enaio; Debitor (13289) übernimmt dies ab 
2020; kein Debitor weil unentgeltlich 

111.41 50019 17961 Debitor 14 3411000

Nutzungsvertrag inkl. Vereinbarungen über die Übertragung von 
Rechten u. Pflichten, insbesondere Nutzungsentgelt Fl. 29 Flst. 14/3 u. 
15/3 20/11/2006 laufend offen Steueroption § 9 UStG prüfen

enaio; inkl. Entgeltanpassung zum 01.01.2017--
>ab dem 01.01.2021 erneute Erhöhung 
ausstehend 
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KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 50019 17793 Debitor 15 3411000 Jagdpacht 

ausstehend-->s. Vermerk 
USt-Pflicht, sofern Jagdrecht übertragen wird; 
steuerfrei, wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird

19%

111.41 50019 21576 Debitor 16 3411000 Pacht Fl. 6 Flst. 17/2: Acker für 2019 01/05/2018 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 21576 Debitor 17 3411000 Pacht Fl. 6 Flst. 17/2: Acker für 2019/2020 01/11/2019 befristet 31/10/2020 enaio 

111.41 50019 21576 Debitor 17 3411000 Pacht Fl. 5 Flst. 16: Acker für 2019 01/05/2019 befristet 31/10/2019 enaio 

111.41 50019 21576 Debitor 17 3411000 Pacht Fl. 5 Flst. 16: Acker ab Nov. 2019 01/11/2019 laufend offen enaio 

111.41 40999 18281 Debitor 18 3461000
Gestattungs-u. Nutzungsvertrag: Leistungsentgelt Leitungstrasse zur 
Lieferung von Biogas (PRAP) 16/11/2011 befristet 15/11/2031 enaio

111.41 40999 16499 Debitor 19 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Gewährte Dienstbarkeit für PV-
Anlage (Neuer Weg Fl. 14 Flst. 66/26) 31/03/2021 befristet 30/03/2041 enaio 

573.30 50502 Diverse Debitoren 3411000 Miete, Gäste Ferienhauses 

Problemfall: Ferienhaus -->s. Vermerk v. 
15.04.2021
sh. ebenfalls: Dokument Beurteilung Sonderfälle in 
enaio (die Beurteilung ist einzelfallabhängig)

Sonderfall: Ferienhaus Lehe (BgA)-->sh. Schreiben Sonderfälle



Gemeinde Neubörger – 06  

  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 50019 18335 Debitor 1 3411000 Schießplatzmietvertrag 1988 - 2018 01/06/1988 befristet 31/05/2018 enaio 

111.41 50019 18335 Debitor 1 3411000 Schießplatzmietvertrag 2018 - 2033 08/12/2017 befristet 31/05/2033 enaio

111.41 50019 17783 Debitor 2 3411000 Jagdpachtvertrag 

ausstehend -->sh. Vermerk fehlende Verträge 
USt-Pflicht, sofern Jagdrecht übertragen wird; 
steuerfrei, wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird

19%

111.40 50099
18006
22619 Debitor 3 3411000

Gestattungsvertrag zur Installation/Betrieb einer PV-Anlage (PRAP): 
Dachfläche Schützenhaus/Sporthaus 21/01/2010 befristet 21/01/2030

Steueroption nach § 9 UStG 
möglich 

enaio; Debitor: die GbR ist nicht im System 
auffindbar 

541.11 40999 22860 Debitor 4 3461000
Erschließungs- u. Nutzungsvereinbarung: Errichtung 3 WKA WP 
Neubörger (PRAP) 03/11/2010 befristet 20/05/2040

enaio; Das Laufzeitende ist an den Abbau der 
WKA gekoppelt, daher nur theoretische ND 

541.11 40999 27950 Debitor 5 3461000
Erschließungs- u. Nutzungsvereinbarung: Unterhaltungslasten WP 
Neubörger (PRAP) 18/09/2017 befristet 14/09/2042

enaio; Das Laufzeitende ist an den Abbau der 
WKA gekoppelt, daher nur theoretische ND 

611.10 50099 3147000
Erschließungs- u. Nutzungsvereinbarung: Windenergie l (PRAP): 
Einzahlung in 1999 ist abzugrenzen bis 09.2024 ausstehend -->sh. Vermerk fehlende Verträge 
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KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 50019 29074 Debitor 1 3411000 Miete, Betrieb Funkübertragungsstelle Fl. 5 Flst. 88/3 22/08/2018 laufend offen 

enaio;
Vermietug eines Rechts und keine Vermietung 
von Räumen 

19%

111.41 50019 17782 Debitor 2 3411000 Jagdpacht 

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 
USt-Pflicht, sofern Jagdrecht übertragen wird; 
steuerfrei, wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird

19%

111.41 40999 23568 Debitor 3 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Ablösebetrag PV Anlage 
Friedenstr./Kirchstr. (PRAP) 15/11/2011 befristet 14/11/2030 enaio 

111.41 40999 18900 Debitor 4 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Ablösebetrag Biogasanlage 
(Leitungstrasse) Fl. 8 Flst. 1/4 (PRAP) 29/10/2013 befristet 28/10/2033 enaio 

111.41 40999 16499 Debitor 5 3461000
Gestattungs- u. Nutzungsvertrag: Ablösebetrag Leitungstrasse PV-
Anlage: Englands Moor / Neuer Weg 2021-2041 29/04/2021 befristet 28/04/2041 enaio 
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Gemeinde Walchum – 08  

  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 50019 28864 Debitor 1 3411000 Miete, Stellplatz für zwei Altkleidercontainer Dersumer Str. ab 2018 11/10/2018 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16551 Debitor 2 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 44/1: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16551 Debitor 2 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 44/1: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16551 Debitor 2 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 44/1: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16551 Debitor 2 3411000 Pacht, Fl. 33 Flst. 44/1: Acker für 2019/2020 01/11/2019 befristet 31/10/2020 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 12131 Debitor 3
3411000
3421000 Ergänzungsvertrag: Entnahme Bodenschatz Fl. 20 Flst. 84/7 16/04/2003 laufend 

offen: gekoppelt 
an Dauer des 
Bodenabbaus Steueroption § 9 UStG möglich

enaio; dieser Vertrag ist eine Ergänzung zum 
Vertrag mit Debitor 3 v. 07.11.1997-->dieser 
wurde wiederum auf Debitor 3 1998 übertragen 
Für die Bewertung sh. auch 
Sondersachverhalte Wirtschaftsprüfung 

111.41 50019 12131 Debitor 3
3411000
3421000 Ergänzungsvertrag Nr. 2 03/02/2012 Steueroption § 9 UStG möglich

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 
Für die Bewertung sh. auch 
Sondersachverhalte Wirtschaftsprüfung

111.41 50019 12131 Debitor 3 3411000
Pacht: Betriebsfläche zur Entnahme des Bodenschatzes: Fl. 20 Flst. 
54/6, 92/4, 174/3 tlw., 173 tlw., 178 tlw. 07/11/1997 laufend 

offen: gekoppelt 
an Dauer des 
Bodenabbaus Steueroption § 9 UStG möglich

enaio; Originalvertrag mit Johann Bunte--
>wurde 1998 von Kiesbaggerei übernommen 
Für die Bewertung sh. auch 
Sondersachverhalte Wirtschaftsprüfung 

111.41 50019 12131 Debitor 3
3411000
3421000

Abbau von Boden zur Kiesgewinnung: Hinzufügung einer weiteren 
Abbaufläche + Bereitstellung Betriebsfläche Fl. 28 Flst. 6, 74 01/12/2019 laufend 

offen: gekoppelt 
an Dauer des 
Bodenabbaus Steueroption § 9 UStG möglich

enaio; inkl. Zeichnung als Anlage 
Für die Bewertung sh. auch 
Sondersachverhalte Wirtschaftsprüfung

111.41 50019 16572 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 34 Flst. 51: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.41 50019 16572 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 34 Flst. 51: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 Steueroption § 9 UStG möglich enaio

111.41 50019 16572 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 34 Flst. 51: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 Steueroption § 9 UStG möglich
enaio; Hinweis: für 2019/2020 muss ein neuer 
Vertrag abgeschlossen worden sein 

573.20 50001 18464 Debitor 5 3411000 Pacht, PV-Anlage Bauhof Walchum 16/08/2011 befristet 30/11/2033 Steueroption § 9 UStG möglich
enaio inkl. Nachtrag vom 30.05.2013; 
Inbetriebnahme Dez. 2013

111.41 50019 15911 Debitor 6 3411000 Pachtvertrag WP Walchum von 2009: Repowering 22/06/2009 befristet 
frühestens 
21.06.2029

111.41 50019 15911 Debitor 6 3411000
Städtebaulicher Vertag: Errichtung und Betrieb eines 
Windkraftstandortes 08/03/1999 laufend offen 

111.41 50019 16832 Debitor 7 3411000
Errichtung Wertstoffhof: Nutzungsentschädigung ab 01.07.2020 Fl. 27 
Flst. 30/7 21/04/2020 laufend offen Enaio 

111.40 50801 16810 Debitor 8 3411000 Miete, mtl. für die alte Schule Hasselbrock befristet 31/01/2019

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge; 
abgerissen in 2019, keine künftigen 
Ertragspositionen 
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enaio; 
keine Vermietung und Verpachtung, da der 
Eigentümer nicht von der Nutzung 
ausgeschlossen ist und eine Verpachtung des 
Grundstücks an einen Interessenten möglich 
ist; Eintragung beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit (entsprechend Vertrag Debitor X 
Gemeinde Heede-03, siehe Schreiben 
Sondersachverhalte)

19%



  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

573.30 50005 3411000
Benutzungsgebühren Heimathaus zwecks Trauungen, 
Versammlungen, Hochzeiten befristet 

Auswertungen einzelner Jahre im enaio 
abgelegt;
In Bezug auf diese Thematik muss eine 
Einzelfallbetrachtung erfolgen.Diverse Debitoren 

Benutzungsgebühren Heimathaus-->sh. Schreiben Sondersachverhalte



Gemeinde Wippingen – 09 

  

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

111.41 50019 18335 Debitor 1 3411000 Schießplatzmietvertrag ab 01.06.2018 06/12/2017 befristet 31/05/2033
Steueroption § 9 UStG ist ggf. zu 
prüfen enaio 

111.41 50019 16812 Debitor 2 3411000
Errichtung/Betrieb Güllelagerstätte Fl. 1 Flst. 55/7 Neubörger: 
Nutzungsentschädigung ab 01.03.1991 11/02/1991 laufend offen Steueroption § 9 UStG ist möglich enaio 

111.41 50019 24675 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 15 Flst. 22/3 tlw.: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017 Steueroption § 9 UStG ist möglich enaio 

111.41 50019 24675 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 26/3: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31.20.2017 Steueroption § 9 UStG ist möglich enaio 

111.41 50019 24675 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 15 Flst. 22/3 tlw.: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 Steueroption § 9 UStG ist möglich 
enaio; ab Pachtjahr 2018/2019 an Debitor X 
verkauft, daher Kündigung

111.41 50019 24675 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 26/3: Acker für 2017/2018 01/11/2017 befristet 31/10/2018 Steueroption § 9 UStG ist möglich enaio 

111.41 50019 24675 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 26/3: Acker für 2018/2019 01/11/2018 befristet 31/10/2019 Steueroption § 9 UStG ist möglich ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 

111.41 50019 24675 Debitor 3 3411000 Pacht, Fl. 4 Flst. 26/3: Acker für 2019/2020 01/11/2019 befristet 31/10/2020 Steueroption § 9 UStG ist möglich ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 

111.41 50019 21012 Debitor 4 3411000 Pacht, Fl. 12 Flst. 54 u. 55: Acker für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017
enaio; Vertrag wurde für Pachtjahr 2017/2018 
nicht mehr verlängert also Kündigung 

111.41 50019 23079 Debitor 5 3411000 Jahrespacht, FW 1068
ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge 
(unklar, um wie viele Verträge es sich handelt)

111.41 50019 27027 Debitor 6 3411000 Pacht, Fl. 12 Flst. 40 für 2016/2017 01/11/2016 befristet 31/10/2017

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge; 
keine Verlängerung des Vertrages nach 
Pachtjahr 2016/17

111.41 50019 17784 Debitor 7 3411000 Jagdpacht 

ausstehend-->sh. Vermerk fehlende Verträge
USt-Pflicht, sofern Jagdrecht übertragen wird; 
steuerfrei, wenn eigenes Grundstück 
verpachtet wird

19%

111.41 50019 17131 Debitor 8 3411000
Gestattungsvertrag: einmalige Entschädigung für Fl. 5 Flst. 22/5 u. 
22/7 zwecks Befahrung 21/07/2020 befristet 01/04/2021 enaio 
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Samtgemeinde Dörpen – 00 

KTR KST Debitor-Nr. Debitor SK-Nr. Bezeichnung Vertragsdatum Laufzeitmodell Laufzeitende Bewertung nach § 2b UStG Bemerkung Steuersatz nach § 12 UStG

211.10 10299 18767 Debitor 1 3411000

Vereinbarung: Zusammenarbeit zur kooperativen Beschulung von 
Schulkindern ab 08.2017 (Miete u. Reinigung der Räume Grundschule 
Heede) 01/08/2017 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

111.40 10100 16790 Debitor 2 3411000

Miete, Polizei-Außenstelle Rathaus Dörpen: ab 28.04.1976
inkl. 1. Nachtrag v. 30.06.1992,
2. Nachtrag v. 29.12.1995,
3. Nachtrag v. 15.05.2002,
4. Nachtrag v. 01.03.2010,
5. Nachtrag v. 05.11.2012 19/10/1976 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

315.40 20999 diverse Debitoren 3411000
Nutzungspauschalen und Nebenkostenabrechnungen auf Grundlage 
der Heranziehungssatzung - AsylbLG vom Landkreis Emsland 19/12/2016 laufend offen Steueroption § 9 UStG möglich enaio 

Vertragsdatenbank der Samtgemeinde Dörpen - 00 



Hinweis: 

Da es sich bei diesem Anhang um ein 

Endprodukt handelt, das im Rahmen der 

Arbeit erstellt wird, sei bzgl. der zur Hilfe 

genommenen Literatur auf das Kapitel 7.1 

der Bachelorarbeit verwiesen.  

Aus Datenschutzgründen werden die 

Debitoren anonymisiert dargestellt. 

Flst. Flurstück 

Gem. 

div. divers 

EG Erdgeschoss 

Fl. Flur 

Legende 

BgA Betrieb gewerblicher Art 

Debitor-Nr. Debitorennummer 

Gemarkung 

KST Kostenstelle

KTR Kostenträger 

mtl. monatlich 

ND Nutzungsdauer 

OG Obergeschoss 

PRAP Passiver 
Rechnungsabgrenzungsposten 

PV Photovoltaik 

sh. siehe

SK-Nr. Sachkontennummer 

tlw. teilweise

USt Umsatzsteuer 

WKA Windkraftanlagen 

WP Windpark 

enaio Vertrag wurde erfolgreich in das 
Dokumentenmanagementsystem 
enaio  übertragen 

rote Schriftfarbe Vertrag existiert, jedoch nicht 
vorliegend 

Bewertung nach dem Ampelsystem 

grüne Markierung steuerfrei, ggf. mit Option nach § 9 
UStG

gelbe Markierung gesondertes Prüfungserfordernis 

rote Markierung Umsatzsteuerpflicht 

graue Markierung Bewertung durch Samtgemeinde 
bzw. externe Wirtschaftsprüfung 
noch nicht erfolgt



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Endprodukt Teil II – Elektronische Vertragsakte 

 

Kapitel 7.2 

Auszugsweise dargestellt in Anhang Nr. 14



Elektronische Vertragsakten im Überblick 

 

 

Gemeinde Dersum – 01 

  

Suchergebnisse 



Gemeinde Dörpen – 02 

  



  



Gemeinde Heede – 03  

 

  



Gemeinde Kluse – 04  

 

 

Gemeinde Lehe – 05 

  



Gemeinde Neubörger – 06  

 

Gemeinde Neulehe – 07  

  



Gemeinde Walchum - 08  

 

Gemeinde Wippingen – 09 

  



Samtgemeinde Dörpen – 00  

Ausgewähltes Beispiel der Dokumentenebene innerhalb eines Vorgangs 

 

 

 

Legende 

AKZ Aktenzeichen 

FiBu Finanzbuchhaltung  

öffentl. öffentlich  

SK Sachkonto 

sonst.  sonstige 

 

 

 

Hinweis: 

Da es sich bei diesem Anhang um ein Endprodukt handelt, das im Rahmen der Arbeit erstellt wird, sei 

bzgl. der zur Hilfe genommenen Literatur auf das Kapitel 7.2 der Bachelorarbeit verwiesen. 

Aufgrund der komplexen Ablagestruktur wird bewusst auf die ganzheitliche Darstellung der 

Dokumentenebene in der Schriftgutobjekthierarchie des enaio verzichtet und stattdessen ein Beispiel 

angeführt. Überdies sind die abgelegten Dokumente in der umsatzsteuerlichen Vertragsverwaltung des 

Anhangs 13 einzeln ersichtlich. 

Aus Datenschutzgründen werden die Debitoren anonymisiert dargestellt. 


